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Europa liegt mir am Herzen. Durch unseren Zusammenschluss über Ländergrenzen 
hinweg haben wir in über sechs Jahrzehnten Unvergleichliches erreicht. Die europä-
ische Einigung ist für alle Europäerinnen und Europäer ein großer Gewinn. Sie trifft 
weltweit auf großen Respekt. Wir haben tiefe Krisen bewältigt und konnten diese zu 
weiteren Integrationsschritten nutzen, man erinnere sich nur an die Finanzmarkt-, 
Konjunktur- und Staatsschuldenkrise. Wir werden auch Wege finden, aktuelle Her-
ausforderungen wie den Brexit oder die Schwächung des regelbasierten multilatera-
len Handelssystems zu meistern. Wir müssen dazu die Handlungsfähigkeit und den 
Zusammenhalt Europas stärken. Dazu gehört vor allem auch, die Vorteile und den 
Mehrwert der Europäischen Union stärker bewusst zu machen.

So stand am Anfang des Einigungsprozesses der Frieden, der heute für selbstver-
ständlich gehalten wird. Aus erbitterten Gegnern der Weltkriege wurden Freunde. 
Insbesondere Deutschland und Frankreich konnten ihr Verhältnis zueinander 
fundamental ändern und als enge und vertrauensvolle Partnerschaft gestalten. 
Am 22. Januar 2019 rückten unsere beiden Länder mit der Unterzeichnung des Ver-
trags von Aachen, der den Elysée-Vertrag von 1963 ergänzt, noch enger zusammen. 
Die anderen EU-Länder begrüßen den neuen Freundschaftsvertrag als verlässlichen 
Kern und weiteren Impuls für Europa. Nirgendwo sonst auf der Welt gibt es ein mit 
der Europäischen Union vergleichbares Friedens- und Integrationsprojekt.

Die Europäische Union hat sich zu einer Gemeinschaft entwickelt, in der die 
gemeinsamen Werte – die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, 
Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte – Grundlage 
und richtungsweisend für die Politik sind. Es ist wichtig, dass wir uns immer wie-
der auf diese Werte besinnen – auch und gerade in Zeiten, in denen sie nicht mehr 
von allen uneingeschränkt geteilt werden und eine Rückkehr zu Nationalismus als 
vermeintlich einfache Lösung verlockend erscheinen mag. Die gemeinsamen Werte 
sind das Fundament unseres Zusammenlebens in Frieden und Wohlstand. Es lohnt 
sich, dafür einzustehen.

Es ist die Einheit in der Vielfalt, die die Europäische Union so stark und einzigartig 
macht. Gemeinsame Werte, eine gemeinsame Organisation und gemeinsame Regeln 
in vielen Bereichen verbinden – bei gleichzeitiger Wahrung besonderer nationaler 
und regionaler Kulturen, Traditionen und Eigenheiten. Die Vielfalt macht die Union 
lebendig und erweitert den Horizont. Die damit verbundene Notwendigkeit für 
gegenseitiges Verständnis und Kompromissbereitschaft befördert den steten Dialog 
und ist damit eine wichtige Basis für das friedliche Zusammenleben auf dem euro-
päischen Kontinent.

Neben Frieden hat uns die Europäische Einigung Wohlstand, sozialen Fortschritt 
und Stabilität gebracht. Die Soziale Marktwirtschaft, die mit dem Vertrag von Lissa-
bon als Ziel der Union in den Europäischen Verträgen verankert wurde, verbindet 
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marktwirtschaftliche Effizienz mit sozialer Teilhabe und bildet damit die Basis für 
funktionierenden Wettbewerb, Wohlstand und soziale Sicherheit in der Europä-
ischen Union. Die Errichtung eines gemeinsamen Marktes, die Abschaffung von 
Zöllen und Kontingentierungen, die Beseitigung von Hindernissen durch Schaffung 
der Grundfreiheiten und viele weitere Integrationsschritte bei Wahrung der sozialen 
Dimension haben zur Wohlstandsmehrung beigetragen und die Beziehungen zwi-
schen den Mitgliedstaaten vertieft.

Die im zweiten Halbjahr 2020 anstehende deutsche Ratspräsidentschaft fordert die 
deutsche Bundesregierung, sich in besonderem Maße als Brückenbauer zwischen 
den verschiedenen Mitgliedstaaten und für die positive Fortentwicklung der Euro-
päischen Union einzusetzen. Dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
bietet sie die Möglichkeit, die Politikbereiche Binnenmarkt, Wettbewerbsfähig-
keit, Industrie, Handel, Energie, Digitales, Mittelstandspolitik und EU-Kohäsions- 
und Strukturpolitik wie auch die Wirtschafts- und Währungsunion proaktiv und 
zukunftsgerichtet mitzugestalten. Wir werden auch schon vorab bei den übrigen 
Mitgliedstaaten für eine gemeinsame Industriestrategie werben, mit der sich die 
Europäische Union im globalen Wettbewerb behaupten kann und ihren Wohlstand 
auch in Zukunft sichert. Als Grundlage entwickeln wir in diesem Jahr die Nationale 
Industriestrategie 2030.

Ich sage: Europa liegt mir am Herzen. Und ich glaube, dass Europa viel mehr zur 
Herzensangelegenheit werden muss. Wir wollen die europäische Politik unseren 
Bürgerinnen und Bürgern näherbringen. Wir wollen zeigen, wie auch in Deutsch-
land vor Ort Europapolitik gemacht, geprägt und beeinflusst wird. Wir wollen spür-
bar machen, welche Vorteile und welchen Nutzen der Zusammenschluss bringt und 
damit Sorgen und Erwartungen aus der Breite der Gesellschaft ernst nehmen und 
aufnehmen.

Diese Publikation beleuchtet für die Themenbereiche des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie, was wir in der Europäischen Union bereits gemeinsam 
erreicht haben und was die nächsten Schritte sind, um die Herausforderungen der 
Gegenwart anzugehen und unsere gemeinsame Zukunft in der Europäischen Union 
zu sichern.

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre!

Peter Altmaier
Bundesminister für Wirtschaft und Energie
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2. Europas Zukunft 
in die Hand nehmen
Herausforderungen und Handlungsfelder für die 
Europäische Union vor dem Hintergrund ihrer 
Geschichte

Die Europäische Union (EU) ist ein einzigartiges Modell des friedlichen Zusammenlebens 

von mehr als 510 Millionen Menschen auf einem Kontinent, dessen Geschichte über Jahr-

hunderte durch Krieg und Gewalt bestimmt war. Dennoch wird dieses Modell teilweise 

infrage gestellt. Die EU braucht stets neue Antworten auf die Frage, wie sie ihr Wohlfahrts-

versprechen einlösen und Sicherheit und Stabilität gewährleisten kann. Die Lösungen 

liegen in Wachstum, Reformen, robusten, demokratisch legitimierten Institutionen und 

einer klaren Kommunikation zwischen allen Beteiligten.
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Die Europäische Union ist ein einzigartiges Projekt, das in 
der Welt seinesgleichen sucht. Sie steht für Frieden, Frei-
heit, Demokratie, Sicherheit, Wohlstand und soziale Teil-
habe. In der EU leben mehr als 510 Millionen Menschen 
unterschiedlicher Kulturen und Herkunft friedlich mitei-
nander. Die Errungenschaften der EU sind im Alltag der 
Bürgerinnen und Bürger angekommen: die Möglichkeit, 
in allen Mitgliedstaaten zu arbeiten und zu leben, ein 
großer gemeinsamer Binnenmarkt, frei von Beschrän-
kungen, von dessen breitem Angebot Verbraucherinnen 
und Verbraucher und Unternehmen gleichermaßen pro-
fitieren, ungehinderte Reisemöglichkeiten im Schengen-

Raum, der mühelose Zahlungsverkehr in der Eurozone. 
Europa verbindet ganz besonders junge Menschen, die 
beispielsweise im Rahmen des Förderprogramms Eras-
mus hautnah unterschiedliche Kulturen kennenlernen 
und Freunde aus ganz Europa gewinnen. Aber auch ältere 
Generationen, die im Rahmen von Städtepartnerschaften 
Freundschaften kontinuierlich pflegen. Jeder kann von 
der europäischen Integration aktiv Gebrauch machen, sei 
es durch Erasmus, Auslandspraktika oder Arbeitsplatz-
wechsel und Verlagerung des Lebensmittelpunktes inner-
halb der EU. Dieses Freiheitsgefühl macht Europa aus. All 
die Erfahrungen, die Bürgerinnen und Bürger bei Reisen 

18. April 1951 

Die Europäische Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl (EGKS) 
wird gegründet.

25. März 1957

Die Europäische Wirtschafts
gemeinschaft (EWG) und die 
Europäische Atomgemeinschaft 
(EURATOM) werden gegründet 
(Römische Verträge).

1. Juli 1967

Der Fusionsvertrag von 1965 
tritt in Kraft. Aus der EWG, 
EURATOM und EGKS werden 
die Europäischen Gemein-
schaften (EG).

Meilensteine der EU 

Bundeskanzler Adenauer (links) und Staats-
sekretär Hallstein (rechts) unterzeichnen die 
Römischen Verträge.

Der französische Außenminister Schuman 
(4. v. r.), der deutsche Außenminister und 
Bundeskanzler Adenauer (3. v. r.) und weitere 
europäische Minister in Paris kurz nach der 
Unterzeichnung des Schuman-Plans zur 
Gründung der EGKS.

Bundeswirtschaftsminister Schmücker (Mitte) 
unterzeichnet am 8. April 1965 in Brüssel den 
Fusionsvertrag.
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sammeln, bringen nicht nur ihnen selbst, sondern in der 
Summe allen einen großen Gewinn.

Der Binnenmarkt ist der Motor des wirtschaftlichen 
Erfolges, den der westliche Teil Europas seit der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts realisiert hat. Die Länder 
Mittel- und Osteuropas haben mit Ende des Kalten Krie-
ges in beeindruckender Weise Anschluss gefunden. Der 
Binnenmarkt bildet für die europäischen Unternehmen 
einen Heimatmarkt mit einem Bruttoinlandsprodukt 
von insgesamt 15,3 Billionen Euro. Hier können sie 
ohne Handelsschranken in einem gemeinsamen Rechts-

rahmen tätig sein. Er fördert eine intensive Zusammen
arbeit der Unternehmen über Ländergrenzen hinweg 
und schafft die Basis für den weltweiten Erfolg europä
ischer Unternehmen.

Dabei liegt allein in Deutschland der Anteil des Waren-
austausches mit anderen EU-Ländern bei ca. 62 Prozent. 
Mit dem wirtschaftlichen Erfolg hat der Binnenmarkt 
die Entwicklung eines Gesellschaftsmodells in Europa 
ermöglicht, das sich durch weltweit einzigartige Sozial-
leistungen und hohe Schutzstandards für die Umwelt 
und andere Gemeinschaftsgüter auszeichnet.

7. und 10. Juni 1979

Die erste Europawahl zum 
Europäischen Parlament 
findet statt.

1. November 1993

Der Vertrag von Maastricht 
tritt in Kraft. Damit wird die 
EU gegründet und die Zusam-
menarbeit ausgeweitet (zum 
Beispiel gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik, Wirt-
schafts- und Währungsunion). 

26. März 1995

Das Schengener Übereinkom
men, das die Grenzkontrollen 
an den Binnengrenzen von 
zunächst fünf Staaten ab
schaffen soll, tritt in Kraft.

Bundesaußenminister Genscher (links) 
und Bundesfinanzminister Waigel (rechts) 
unterzeichnen am 7. Februar 1992 den 
Maastricht-Vertrag.

Ortseingang von Schengen in Luxemburg 
im März 1995. Am 26. März 1995 trat das 
Abkommen von 1985 in Kraft.

Nach der Wahl im Juni tritt das gewählte 
EU-Parlament am 17. Juli 1979 zu seiner 
konstituierenden Sitzung zusammen.
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Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS). 
Verbindendes Element war die wirtschaftliche Zusam-
menarbeit mit der Vision eines gemeinsamen Marktes 
und einer gleichermaßen hohen Lebensqualität der 
Arbeiterschaft. Die EGKS erhielt verschiedene Organe, 
u. a. eine Hohe Behörde, einen Besonderen Ministerrat 
und eine Gemeinsame Versammlung – die Vorgänger 
der heutigen europäischen Institutionen.

Mit Unterzeichnung der Römischen Verträge am 25. 
März 1957 festigten die Mitglieder der EGKS den Weg 
zur EU. Sie gründeten die Europäische Wirtschaftsge-

Die EU entstand unmittelbar aus der schrecklichen 
Erfahrung zweier Weltkriege. Die Integration begann 
in einem Europa, das nicht nur in weiten Teilen zer-
stört, sondern auf dem europäischen Kontinent auch 
politisch äußerst fragil war. Vor diesem Hintergrund 
war die Integration von Beginn an auf das übergeord-
nete Ziel einer Friedensunion ausgerichtet. Diese sollte 
nach der wegweisenden Schuman-Erklärung vom 9. 
Mai 1950 durch konkrete Tatsachen entstehen, die eine 
„Solidarität der Tat“ schaffen. Deutschland, Frankreich, 
Italien, die Niederlande, Belgien und Luxemburg legten 
am 18. April 1951 den Grundstein und gründeten die 

Der Weg der europäischen 
Integration und Erweiterung

1. Januar 2002

Mit dem Euro wird ein 
gemeinsames Bargeld in 
zwölf EU-Ländern eingeführt.

1. Mai 2004

Große EU-Erweiterung, 
mit der die Teilung Europas 
während des Kalten Kriegs 
überwunden wird.

1. Juni 2005

Die EU-Verfassung wird bei 
Referenden in Frankreich 
(29. Mai) und den Niederlan-
den (1. Juni) abgelehnt und 
kann nicht in Kraft treten.

Zwei junge Deutsche tragen am Vorabend 
der EU-Erweiterung eine EU-Fahne über 
die Neiße bei Zittau, das im Dreiländereck 
Deutschland-Polen-Tschechien liegt.

In Brüssel steigen Luftballons auf, nach-
dem der Rat der Europäischen Union am 
31. Dezember 1998 die Umrechnungskurse 
zwischen dem Euro und den Währungen der 
teilnehmenden EU-Staaten festgelegt hat. 
Die Bargeldeinführung folgt drei Jahre später.

Der Fernsehkanal TF1 verkündet am 29. Mai 
2005, dass 54,5 Prozent der französischen 
Wähler die EU-Verfassung in einem Refe-
rendum abgelehnt haben.
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„Vieles von dem, was in den 
Römischen Verträgen von 1957 steht, 
hat auch heute noch Gültigkeit.“

meinschaft (EWG) und zeitgleich die Europäische Atom-
gemeinschaft (EURATOM). Dabei blieb die Wirtschaft im 
Mittelpunkt und Basis für Stabilität, Frieden und Wohl-
stand. Vieles von dem, was in den Römischen Verträgen 
steht, hat auch heute noch Gültigkeit (vgl. Kasten Seite 16).

Die EU ist aus den drei europäischen Gemeinschaf-
ten EGKS, EWG und EURATOM hervorgegangen. Ihre 
Entwicklung ist durch die schrittweise Einbeziehung 
neuer Politikbereiche gekennzeichnet, verbunden mit 
einer institutionellen Vertiefung durch die Verträge von 
Maastricht, Amsterdam, Nizza und Lissabon (s. Kapitel 

Europarecht, S. 70). Zur wirtschaftlichen Zusammen
arbeit kamen die Währungsunion, die Zusammenarbeit 
im Bereich Justiz und Inneres (später polizeiliche Zu
sammenarbeit und justizielle Zusammenarbeit in Straf
sachen) sowie die Gemeinsame Außen- und Sicherheits
politik (GASP) hinzu. Die ursprüngliche Grundlage als 
Friedensunion ist dadurch viel breiter geworden.

Zudem hat die EU eine enorme geografische Ausdeh-
nung erfahren. In den 80er-Jahren in Form einer Süd
erweiterung, die Spanien, Portugal und Griechenland 
beim Übergang von Diktatur und Militärherrschaft 

1. Dezember 2009

Mit dem Vertrag von Lissabon 
wird die EU auf eine neue 
gemeinsame Grundlage 
gestellt.

10. Dezember 2012

Die EU erhält den 
Friedensnobelpreis.

23. Juni 2016

Die Bevölkerung des 
Vereinigten Königreichs 
stimmt für den Austritt 
aus der EU (Brexit).

Der Präsident des Europäischen Rates Van 
Rompuy, Kommissionspräsident Barroso und 
der Präsident des Europäischen Parlaments 
Schulz mit dem Nobelpreis im Rathaus Oslo.

Im Hieronymus-Kloster in Lissabon wird am 
13. Dezember 2007 der EU-Reformvertrag 
von den EU-Staats- und -Regierungschefs 
sowie den EU-Außenministern unterzeichnet 
und tritt knapp zwei Jahre später in Kraft.

Knapp 52 Prozent der abgegebenen Stimmen 
sprachen sich in einem Referendum für den 
Austritt Großbritanniens aus der EU aus.
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Die Europäische Union 2019*

Der EU-Binnenmarkt ist der größte 
gemeinsame Wirtschaftsraum der Welt 
(Bruttoinlandsprodukt)

	511	 Millionen Bürger in 28 Ländern

	 24	 verschiedene Amtssprachen

	 19	Staaten mit einer gemeinsamen Währung

(*�Stand: Februar 2019, alle Werte einschließlich Vereinigtes Königreich; 
Bevölkerung Vereinigtes Königreich: 65 Mio.)

25. März 2017

Grund zum Feiern: 
60 Jahre Römische Verträge.

Die EU27 feiern den 60. Jahrestag der 
Unterzeichnung der Römischen Verträge 
in Rom und zeigen eine Perspektive für 
die Zukunft der EU auf.

Die Beitrittsdaten der Mitgliedstaaten

		  �Deutschland, Frankreich, Italien, 
Belgien, Luxemburg, Niederlande

 	 	 Vereinigtes Königreich, Irland, Dänemark

	 	 Griechenland

	 	 Spanien, Portugal

	  	 Finnland, Österreich, Schweden

	  	� Malta, Lettland, Litauen, Estland, 
Polen, Slowakei, Slowenien, 
Tschechische Republik, Ungarn, 
Zypern

	 	 Bulgarien, Rumänien

	 	 Kroatien

unterstützte und den Weg für eine demokratische Ent-
wicklung bereitete. Mit dem Ende des Kalten Krieges 
erfolgte die Erweiterung nach Osten auf zunächst 25, 
jetzt 28, nach dem Austritt Großbritanniens 27 Mit-
gliedstaaten. Diese Erweiterungen forderten von den 
Beitrittsländern grundlegende politische und wirt-
schaftliche Reformen, eröffneten ihnen damit aber 
zugleich eine gemeinsame europäische Zukunftsper-
spektive (s. Kapitel Twinning, S. 138). Sie waren der 
Garant für eine friedliche und insgesamt erfolgreiche 
Transformation in Mittel- und Osteuropa. Die Teilung 
des Kontinents wurde überwunden.

1958	

1973

1981
1986
1995
2004

2007
2013
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Europäischer Rat
Im Europäischen Rat treffen sich mindestens zweimal pro Halbjahr die Staats- und 
Regierungschefs der Mitgliedstaaten. Hier werden die allgemeinen politischen Ziel-
vorstellungen und Prioritäten der europäischen Politik festgelegt. Den Vorsitz hat 
der Präsident, der vom Europäischen Rat für jeweils zweieinhalb Jahre gewählt wird.

Europäische Kommission
Die Europäische Kommission besteht aus 28 Mitgliedern – aus jedem Mitgliedstaat 
eines. Diese vertreten nicht die Position ihres Heimatlandes, sondern die gemein-
samen Interessen der EU. Die Europäische Kommission darf als Einzige in der EU 
neue Gesetze vorschlagen. Der Präsident der Europäischen Kommission wird vom 
Europäischen Parlament auf Vorschlag des Europäischen Rates gewählt. Dabei wird 
das Ergebnis der Europawahlen berücksichtigt.

Rat der Europäischen Union
Der Rat der Europäischen Union besteht aus Vertreterinnen und Vertretern der 
Mitgliedstaaten. Hier kommen die Europaminister/-innen oder die Fachminister/ 
-innen der Mitgliedstaaten zusammen, zum Beispiel die Finanzminister/-innen 
oder die Energieminister/-innen. Der Rat erlässt gemeinsam mit dem Europäischen 
Parlament die europäischen Gesetze. Der Vorsitz im Rat wechselt halbjährlich, alle 
Mitglieder kommen gleichberechtigt an die Reihe.

Europäisches Parlament
Im Europäischen Parlament sitzen 751 Abgeordnete, die von den Bürgerinnen 
und Bürgern der EU direkt gewählt werden. Deutschland als bevölkerungs-
reichster Mitgliedstaat hat 96 Abgeordnete, Malta als kleinster sechs. Das 
Europäische Parlament beschließt gemeinsam mit dem Rat der Europäischen 
Union die Gesetze. Es wählt den Kommissionspräsidenten, muss die Euro
päische Kommission durch Wahl bestätigen und kann sie abwählen. Außerdem 
beschließt es gemeinsam mit dem Rat den Haushaltsplan.

Europäischer Gerichtshof
Der Europäische Gerichtshof wacht über die Einhaltung des europäischen Rechts 
durch die Mitgliedstaaten und durch die Institutionen der EU. Aus jedem Mit-
gliedstaat kommt ein Richter. Ist die Europäische Kommission der Auffassung, 
dass ein Mitgliedstaat europäisches Recht verletzt, kann sie den Gerichtshof damit 
befassen. Auch die Mitgliedstaaten oder einzelne Bürgerinnen und Bürger können 
Rechtsakte der EU überprüfen lassen. Für eine einheitliche Auslegung des europä-
ischen Rechts sorgt der Gerichtshof schließlich, wenn ihm nationale Gerichte, die 
das europäische Recht anwenden müssen, Fragen dazu vorlegen.

Die fünf wichtigsten Institutionen der EU
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	 Errichtung eines gemeinsamen Marktes

	 Abschaffung von Zöllen und Kontingentierung (mengenmäßige 
Beschränkungen bei der Ein- und Ausfuhr)

	 Beseitigung der Hindernisse für den freien Personen-, Dienstleistungs- 
und Kapitalverkehr zwischen den Mitgliedstaaten

	 Gemeinsame Handels-, Landwirtschafts- und Verkehrspolitik

	 Errichtung eines Systems, das den Wettbewerb schützt

	 Harmonische Entwicklung des Wirtschaftslebens innerhalb der 
Gemeinschaft

	 Schrittweise Annäherung und Koordinierung der Wirtschaftspolitik 
der Mitgliedstaaten

	 Beständige und ausgewogene Wirtschaftsausweitung

	 Angleichung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften, soweit dies 
für das ordnungsmäßige Funktionieren des gemeinsamen Marktes 
erforderlich ist

	 Schaffung eines Europäischen Sozialfonds zur Verbesserung der 
Beschäftigungsmöglichkeiten der Arbeitnehmer/-innen und zur 
Hebung ihrer Lebenshaltung

	 Errichtung einer europäischen Investitionsbank

	 Stabilität und engere Beziehung zwischen den Mitgliedstaaten

Ziele und Schritte der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (vgl. Art. 2 und 3 EWG-Vertrag)
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Herausforderungen für die 
Europäische Union

Trotz all der bereits erreichten Errungenschaften steht 
die EU heute weiterhin vor Herausforderungen: Poli-
tische Unwägbarkeiten und wirtschaftliche Unsicher-
heiten nehmen zu, in der EU und global. Dazu gehören 
beispielsweise globale handelspolitische Spannungen, 
aber auch Fliehkräfte innerhalb der EU, sinkende Wert-
schätzung für die Grundwerte der EU und gemeinsam 
vereinbarte Regeln in manchen Mitgliedstaaten. Die 
EU muss mit rasant fortschreitenden technologischen 
Entwicklungen mithalten und ihre Innovationskraft 
und Wettbewerbsfähigkeit erhalten. Politische Krisen 
in ihrer Nachbarschaft verbinden sich mit Bedrohun-
gen der äußeren und inneren Sicherheit. Migrations- 
und Fluchtbewegungen sowie Klimawandel sind nicht 
nur lokale, sondern globale Herausforderungen. Dazu 
kommt trotz insgesamt positiver Entwicklung der Wirt-
schaftsdaten in EU und Eurozone eine in manchen 
Regionen immer noch hohe Arbeitslosigkeit, insbe-
sondere unter jungen Menschen, die oft mit Abwande-
rungstendenzen einhergeht. Diese verursachen ihrer-
seits Probleme, Stichwort „brain drain“, aber auch Kon-
flikte in den Aufnahmeländern.

Diese Entwicklungen rufen Ängste und Zweifel hervor. 
Sie äußern sich häufig in Nationalismus und Populis-

mus. Die Vorwürfe richten sich dabei auch gegen die EU 
und ihre Institutionen. Die EU muss sich diesen Heraus
forderungen im Innern stellen und Lösungen für die 
konkreten Probleme finden, um Vertrauen zurückzu-
gewinnen. Auch nach außen ist die EU in einem hohen 
Maße gefordert: In einer sich schnell verändernden Welt 
muss sie die globale Weltordnung aktiv mitgestalten und 
die eigenen Werte aktiv und konsequent verteidigen. 
Dabei ist sie immer stärker auf sich selbst gestellt.

Im Juni 2016 hat die Bevölkerung Großbritanniens im 
Rahmen des Brexit-Referendums für den Austritt aus 
der EU gestimmt. Am 29. März 2017 hat die britische 
Regierung das Austrittsersuchen offiziell eingereicht.
Erstmals in der Geschichte wird damit ein Mitglied aus 
der Gemeinschaft austreten. Dies ist ein Einschnitt, den 
die EU bewältigen muss. Es ist eine fordernde Aufgabe, 
den Brexit geordnet und für alle Beteiligten so wenig 
schmerzhaft wie möglich über die Bühne zu bringen 
und die zukünftigen Beziehungen zwischen der EU und 
Großbritannien positiv zu gestalten. Daran wird intensiv 
gearbeitet. Wichtiger ist aber, die EU weiterhin zusam-
menzuhalten, zukunftsfest zu machen und gemeinsame 
Antworten auf die drängenden Herausforderungen zu 
finden.
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Die Debatte zur Gestaltung der 
Zukunft der EU
Das Votum der Bürgerinnen und Bürger Großbritanni-
ens für einen Austritt aus der Europäischen Union hat 
die europaweite Diskussion um Zustand und Zukunft 
der EU beflügelt und einen umfassenden Reflexionspro-
zess angestoßen. Zentrales Ziel ist es, die Europäische 
Union zu stärken und gemeinsam fortzuentwickeln, 
sodass sie krisenfester und fit für die Zukunft wird.

Die Staats- und Regierungschefs der 27 Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union (EU27 ohne Großbritannien) 
setzten bei einem informellen Treffen in Bratislava am 
16. September 2016 ein positives Signal für Geschlossen-
heit und Zusammenhalt. Die Bratislava-Erklärung ent-
hält ein klares Bekenntnis zur EU. Um die Handlungsfä-
higkeit der EU unter Beweis zu stellen, sollten zunächst 
mit konkreten Maßnahmen in den Bereichen Migration 
und Außengrenzschutz, innere und äußere Sicherheit, 
sowie Wirtschaft inklusive Investitionen und Jugend 
spürbare Ergebnisse für die Bürgerinnen und Bürger 
erzielt werden (Bratislava Roadmap).

Wichtige Impulse für die Zukunftsdebatte lieferte die 
Europäische Kommission mit ihrem am 1. März 2017 
veröffentlichten Weißbuch zur Zukunft Europas. Mit 
dem Ziel, eine breite öffentliche Debatte in Gang zu 
setzen, zeichnete sie darin fünf mögliche Szenarien 
für eine EU 2025: „Weiter wie bisher“, „Schwerpunkt 
Binnenmarkt“, „Wer mehr will, tut mehr“, „Weniger, 
aber effizienter“, „Viel gemeinsames Handeln“. Ergänzt 
wurde das Weißbuch durch fünf Reflexionspapiere zu 
den Bereichen (1) Soziale Dimension, (2) Globalisierung, 
(3) Wirtschafts- und Währungsunion, (4) Zukunft der 
Verteidigungsunion, (5) Zukünftige Finanzierung der 
EU. In seiner Rede zur Lage der Union am 13. Septem-
ber 2017 zog Kommissionspräsident Juncker ein Fazit 
aus dem Weißbuchprozess und stellte seine Vision der 
Zukunft Europas als sechstes Szenario vor (1) „Weiter 
wie bisher“, (4) „Weniger, aber effizienter“ und (5) „Viel 
mehr gemeinsames Handeln“. Er plädierte deutlich für 
den Zusammenhalt und das gemeinsame Voranschrei-
ten aller Mitgliedstaaten.

Eine weitere für die Debatte um die Zukunft der EU 
bedeutsame Rede hielt der französische Staatspräsident 
Emmanuel Macron am 26. September 2017 an der 
Pariser Sorbonne. Die Rede war proeuropäisch, visionär 
und enthielt, wie die Juncker-Rede, zahlreiche konkrete 
Reformvorschläge zu einer großen Bandbreite an The-
men. Anders als Juncker plädierte Macron jedoch für 
eine differenzierte Integration, bei der eine Gruppe von 
Staaten, angeführt von Frankreich und Deutschland, 
voranschreiten soll.

Auch Bundeskanzlerin Merkel hat zu den Zukunfts
fragen der EU Stellung genommen. Sie stimmt mit den 
Vorstellungen Macrons weitgehend überein und setzt 
die gleichen inhaltlichen Schwerpunkte. Dem Konzept 
eines Europas der verschiedenen Geschwindigkeiten 
steht die Bundesregierung aber zurückhaltend gegen-
über. Es ist wichtig, den Zusammenhalt in der EU zu 
wahren und zu stärken. Dafür sollte, wo immer möglich, 
mit allen Mitgliedstaaten gemeinsam vorangeschritten 
werden.

Die Erklärung von Rom, die am 25. März 2017 anlässlich 
der Feierlichkeiten zu 60 Jahren Römische Verträge ver-
abschiedet wurde, knüpft an Bratislava an. Die Staats- 
und Regierungschefs der EU27 sprachen sich für eine 
gemeinsame Zukunft in der EU aus und vereinbarten 
Prioritäten für die kommenden Jahre unter folgenden 
Blöcken: „Ein sicheres und geschütztes Europa“, „Ein 
wohlhabendes und nachhaltiges Europa“, „Ein soziales 
Europa“, „Ein starkes Europa in der Welt“. Die EU sollte 
sich auf die großen Themen konzentrieren („big on big 
issues, small on small ones“) und die Sorgen der Bürge-
rinnen und Bürger berücksichtigen.

„Dabei hat der 
Zusammenhalt 
der EU27 oberste 
Priorität.“
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Wege der Zusammenarbeit europäischer 
Mitgliedstaaten – unterschiedliche 
Integrationsmodelle

1.	 Die europäische Methode, sozusagen der Standard: Die Zusammenarbeit erfolgt 
gemäß den europäischen Verträgen unter Einbeziehung von Kommission, Rat und 
Europäischem Parlament. Ergebnisse binden in der Regel alle Mitgliedstaaten.

2.	 Das Europa der zwei oder mehreren Geschwindigkeiten, gleichbedeutend mit diffe-
renzierter Integration: Diese Option taucht in der Debatte um die Fortentwicklung 
und zukünftige Gestaltung der Zukunft der EU immer wieder auf, prominenter Befür-
worter ist insb. der französische Staatspräsident Macron. Eine Gruppe von Mitglied-
staaten soll die Möglichkeit haben, in bestimmten Bereichen voranzugehen. Existie-
rende Beispiele hierfür sind Euro und Schengen. Andere sollen ggf. später nachziehen. 
Anmerkung: Die europäischen Verträge sehen die Möglichkeit einer Verstärkten 
Zusammenarbeit von mindestens neun Mitgliedstaaten schon jetzt vor. Sie darf aber 
den Binnenmarkt sowie den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt 
nicht gefährden und muss allen Mitgliedstaaten zum Beitritt offenstehen. Beispiele 
hierfür sind die europäische Staatsanwaltschaft, die derzeit aufgebaut wird, und die 
ständige strukturierte Zusammenarbeit im Verteidigungsbereich (PESCO). 
 
Verschiedene Geschwindigkeiten können einerseits ein leichteres und schnelleres 
Vorankommen in manchen Bereichen ermöglichen, ohne dass zunächst mühsam alle 
Mitgliedstaaten an Bord geholt werden müssen. Andererseits kann differenzierte Inte-
gration jedoch zu einer Vielzahl unterschiedlicher Integrationskreise in- und nebenei-
nander führen und Spaltungstendenzen befördern. Insider stehen Outsidern gegen-
über und einzelne Mitgliedstaaten können abgehängt werden oder sich abgehängt 
fühlen. Daher ist die Bundesregierung zurückhaltend bei differenzierter Integration 
und will die EU grundsätzlich gemeinsam mit allen Mitgliedstaaten weiterentwickeln. 
Der Zusammenhalt aller Mitgliedstaaten und die Integrität des Binnenmarktes darf 
nicht gefährdet werden.

3.	 Intergouvernementale Zusammenarbeit: Ein Beispiel für eine Zusammenarbeit euro-
päischer Mitgliedstaaten außerhalb der EU-Verträge ist der Europäische Stabilitäts
mechanismus (ESM). Er ermöglicht eine direkte, auch parlamentarische Kontrolle aus 
den einzelnen Mitgliedstaaten heraus, kann dadurch aber auch zu Konflikten mit 
Gemeinschaftspolitiken und -institutionen führen.

4.	 Bilaterale Zusammenarbeit, z. B. deutsch-französischer Motor: Deutschland und 
Frankreich verstehen sich traditionell als Motor der Weiterentwicklung der EU. Aus 
unterschiedlichen Traditionen kommend besagt die Erfahrung, dass eine – oft nicht 
einfach zu erzielende – Einigung zwischen beiden häufig auch als ausgleichendes 
Muster für die unterschiedlichen Interessen der EU insgesamt angesehen werden 
kann. Aktuelles Beispiel ist der gemeinsame deutsch-französische Vorschlag für ein 
Eurozonenbudget.
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Ein wichtiger Schritt um konkrete gemeinsame Schritte 
anzustoßen, war das deutsch-französische Mehrminis
tertreffen in Meseberg am 19. Juni 2018. Hier haben 
Deutschland und Frankreich gemeinsam Vorschläge 
für EU-Reformen in allen Bereichen vorgelegt, um die 
EU als außenpolitischen Akteur handlungsfähiger zu 
machen, die WWU und Wettbewerbsfähigkeit der EU zu 
stärken und in der Migrations- und Sicherheitspolitik 
voranzukommen.

Im Oktober 2017 präsentierte der Europäische Rat seine 
Leaders’ Agenda, einen Fahrplan zur Diskussion der 
verschiedenen Reformthemen bis zum informellen Euro-
päischen Rat am 9. Mai 2019 in Sibiu, bei dem ein Hand-
lungsrahmen zur Zukunft der EU entwickelt werden soll. 
Es wurden die Themen Soziales, Bildung und Kultur, 
Migration, Weiterentwicklung der WWU und Banken-
union, institutionelle Fragen, der zukünftige mehrjährige 
Finanzrahmen, Binnenmarktstrategie, Handel, Digitales, 
Forschung und Innovation, Steuerfragen, innere Sicher-
heit und Verteidigung, Klimaschutz und Energie sowie 
EU-Erweiterung diskutiert.

Zu vielen Vorschlägen wurden bereits konkrete Legis
lativvorhaben vorgelegt, verhandelt und teilweise schon 

verabschiedet. Beispielsweise im Bereich Migration und 
Grenzschutz der Verordnungsvorschlag zur Stärkung 
der Europäischen Grenz- und Küstenwache (Frontex) 
oder Vorschläge zur Weiterentwicklung der Wirt-
schafts- und Währungsunion, wie der Ausbau des ESM, 
u. a. mit der neuen Aufgabe auch als Backstop für den 
Abwicklungsfonds in der Bankenunion. Im November 
2017 wurde die Europäische Säule sozialer Rechte (ESSR) 
proklamiert. Mit PESCO, der ständigen strukturierten 
Zusammenarbeit im Verteidigungsbereich, wurde im 
Dezember 2017 ein Rahmen für die Zusammenarbeit 
und Angleichung im Verteidigungsbereich geschaffen.

Die Europäische Union zeigt mit der Vielzahl konkreter 
Maßnahmen, dass sie handlungsfähig ist. Auch wenn 
es manchmal scheinen mag, als wären die großen 
Reformideen nicht umsetzbar, wenn der französische 
Staatspräsident mit seiner Idee einer Neugründung 
Europas als ausgebremst und abgeblitzt dargestellt wird, 
so dürfen die vielen kleinen Schritte und konkreten 
Maßnahmen nicht unterschätzt werden, die auch kurz-
fristig zu spürbaren Verbesserungen führen.
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Überlegungen für die mittel- und langfristige Perspek
tive der Europäischen Union müssen die Balance zwi-
schen europäisch verbindenden Elementen und natio
nalen Besonderheiten finden. Es bedarf konkreter Re-
formen, die den Zusammenhalt der Europäischen Union 
festigen, das Vertrauen der Bevölkerung stärken und 
Zukunftschancen auch für kommende Generationen 
bieten. Denn nur ein politisch und wirtschaftlich starkes 
Europa in der Welt kann Frieden und Wohlstand dauer-
haft sichern. Nur eine EU, die geschlossen auftritt und 
gemeinsame Interessen der Mitgliedstaaten durchsetzt, 
kann eine führende Rolle auf Weltmärkten spielen und 
ihre Werte verteidigen. Dazu bedarf es:

1. �Konzentration auf Kernthemen 
unter Wahrung der Subsidiarität

Europa muss sich auf seine wesentlichen Aufgaben kon-
zentrieren und klare Prioritäten setzen. Die Anliegen 
und Sorgen der Bürgerinnen und Bürger gehören dabei 
in den Mittelpunkt der europäischen Politik. Es muss 
auch klar sein, dass der Fokus europäischer Arbeit auf 
Bereichen liegt, in denen nationale Maßnahmen weni-
ger Erfolg versprechen (Subsidiaritätsgrundsatz).

Die aktuelle Europäische Kommission hat dieses Pro-
blem erkannt. Sie packt es an durch spürbar weniger 
Vorhaben und zum Teil sogar durch ein Weniger an 

Die Zukunft der Europäischen 
Union gestalten

Steigende Preise/In�ation/
Lebenshaltungskosten

Die Lage der öffentlichen
Finanzen der Mitgliedstaaten

Einwanderung

Terrorismus

Wirtschaftliche Lage

Klimawandel

Arbeitslosigkeit

Ein�uss der EU in der Welt

Umwelt

Kriminalität

Renten

Energieversorgung

Steuern

(% – EU) 

40 ↑2

19 ↑2
18 =

16 ↑5
13 ↓1

11 =
9 =
9 ↑1
9 ↓1

5 ↑1
4 =
4 =

20 ↓9

Herbst 2018 Frühjahr 2018

Was sind Ihrer Meinung nach die beiden wichtigsten Probleme, denen 
�die EU derzeit gegenübersteht (maximal 2 Nennungen)?

Quelle: Standard-Eurobarometer 90 – Welle EB90.3 – Europäische Kommission
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Regulierungen in kleinteiligen Bereichen. Notwendig 
ist stattdessen der Fokus auf die großen Linien: Die EU 
muss dort tätig werden, wo gemeinsames Handeln einen 
tatsächlichen Mehrwert schafft. Die im November 2017 
eingesetzte Taskforce für Subsidiarität, Verhältnismäßig-
keit und „Weniger, aber effizienteres Handeln“ hat in ih-
rem Abschlussbericht, der im Juli 2018 vorgelegt wurde, 
eine neue Arbeitsweise empfohlen, mit der die lokalen, 
regionalen und nationalen Behörden bei der Politikge-
staltung der EU mehr Mitspracherecht erhalten sollen.

2. �Starke Wirtschaft und inklusives 
Wachstum

Europa braucht eine starke Wirtschaft und mehr in-
klusives Wachstum, um sein Wohlstandsversprechen 
möglichst für alle einlösen zu können. Viele Menschen 
spüren immer noch die Folgen der Finanz- und Wirt-
schaftskrise. Eine starke Wirtschaft ist die Basis für Sta-
bilität, Arbeitsplätze und Zukunftschancen, insbeson-

dere für die junge Generation (vgl. Kapitel Wettbewerb, 
Industrie, Mittelstand, Digitales, Handel, Energie).

Ein ausgewogenes und wirtschaftlich nachhaltiges 
Wachstum in Europa bedarf der Ausbalancierung von 
Wettbewerbsfähigkeit, wirtschaftlicher Konvergenz der 
Regionen und Mitgliedstaaten sowie angemessener so-
zialer Sicherheit der europäischen Bürgerinnen und 
Bürger. Der Schlüssel liegt in Reformen zur Stärkung 
der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit, im Kampf 
gegen Jugendarbeitslosigkeit und im Ausbau von In-
vestitionen. Denn Investitionen schaffen Wachstum, 
sie erhöhen die Produktivität und sorgen so für den 
Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit Europas auf den Welt-
märkten (s. Kapitel Investitionen, S. 56). Notwendig sind 
Investitionen in Wachstum und Arbeitsplätze und in 
Schlüsseltechnologien der Zukunft. Insbesondere soll-
ten vermehrt Investitionen und Ausgaben in Projekte 
finanziert werden, die einen europäischen Mehrwert 
generieren. Das ist z. B. die Finanzierung europäischer 
öffentlicher Güter wie Verteidigungs- und Sicherheits-
politik oder Außengrenzschutz. Das sind vor allem aber 

40 Einwanderung

20 Terrorismus

18 Wirtschaftliche Lage

19 Die Lage der öffentlichen Finanzen
 der Mitgliedstaaten

16 Klimawandel

13 Arbeitslosigkeit

14
5

15
21
27

46

20182010

(% – EU) 

Was sind Ihrer Meinung nach die beiden wichtigsten Probleme, denen 
�die EU derzeit gegenübersteht (maximal 2 Nennungen)?

Quelle: Standard-Eurobarometer 90 – Welle EB90.3 – Europäische Kommission
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Investitionen in Zukunfts- und Schlüsseltechnologien, 
z. B. in den Bereichen Mikroelektronik oder Batteriezell-
fertigung.

Gleichzeitig sind für langfristige Wettbewerbsfähig-
keit der EU im globalen Umfeld Strukturreformen in 
den Mitgliedstaaten notwendig. Strukturreformen zur 
Steigerung von Wettbewerbsfähigkeit und Wachstums
potenzial liegen in erster Linie in der Verantwortung 
der einzelnen Mitgliedstaaten. Gleichzeitig aber sind 
die Volkswirtschaften in Europa eng miteinander ver-
flochten. Konvergenz und Resilienz aller Mitgliedstaaten 
sind wichtig. Daher könnten Anreize zur Umsetzung 
notwendiger Strukturreformen auch auf europäischer 
Ebene gesetzt werden.

Gleichzeitig gehören die Menschen und ihr sozialer 
Schutz in den Mittelpunkt der europäischen Politik. 
Mehr Steuergerechtigkeit ist nicht nur ein Gebot der 
Fairness; sie generiert gleichzeitig die nötigen Mittel für 
Reformen und Investitionen. Die EU sollte deshalb dem 
Steuerunterbietungswettbewerb der Staaten entgegen-
treten und die Unternehmensbesteuerung in Europa 
harmonisieren. Der Richtlinienentwurf der Europä
ischen Kommission für eine gemeinsame Bemessungs-
grundlage aus 2016 würde Transaktionskosten senken 
und Investitionen in EU-Mitgliedstaaten fördern. Im 
Hinblick auf digitale Geschäftsmodelle findet auf inter-
nationaler Ebene eine intensive Diskussion statt, um 
eine faire und effiziente Besteuerung sicherzustellen. 
Mit dem Vorschlag einer Steuer auf digitale Dienstleis-
tungen als Zwischenlösung hat die EU-Kommission ei-
nen wichtigen Beitrag zur Diskussion zur Besteuerung 
digitaler Geschäftsmodelle geleistet. Wichtig ist jedoch 
eine über die EU hinausgehende, international abge-
stimmte Lösung zu finden, die auch einen einheitlichen 
Mindeststeuersatz beinhalten kann, um Steueroasen zu 
beseitigen und Steuervermeidung zu verhindern.

3. �Ein starkes und ausgewogenes 
Institutionengefüge 

Die EU braucht ein ausgewogenes Institutionengefüge 
mit einer starken und durchsetzungsfähigen Europä
ischen Kommission. Vor dem Hintergrund des zuneh-
menden Nationalismus benötigt die Europäische Kom-
mission dabei ein besonders gutes politisches Gespür in 
ihrer Rolle als Hüterin der Verträge. Um bestehenden Vor-
behalten gegenüber der Europäischen Kommission entge-
genzuwirken, sollte daher ein stärkerer und regelmäßiger 
Austausch von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern euro-
päischer und nationaler Institutionen etabliert werden.

Das Europäische Parlament hat sich zu einem starken 
Akteur entwickelt, der das europäische Ganze im Blick 
behält. Als einzig direkt gewähltes Organ der EU vertritt 
es unmittelbar die Interessen des europäischen Volkes. 
Es sorgt damit für die demokratische Legitimation von 
Entscheidungen auf europäischer Ebene. Mittelfristig 
wäre es daher nur konsequent, das Europäische Parla-
ment mit einem eigenen Initiativrecht auszustatten. Dies 
würde seine Rolle im Gefüge der Institutionen stärken. 
Vorzugswürdig wäre die Begrenzung dieses Initiativ-
rechts auf Bereiche, in denen das Europäische Parlament 
besondere Expertise besitzt (z. B. Mittelausstattung, 
Rechtsstaatlichkeit, Bürokratieabbau).

Damit Europa funktioniert, braucht es aber auch die Un-
terstützung der Mitgliedstaaten, vor allem ihrer natio
nalen Parlamente. Dazu könnte die interparlamentari-
sche Zusammenarbeit ausgeweitet und die fachspezifi-
sche Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament 
(legislativer Dialog) gefestigt werden. Das gegenseitige 
Verständnis erhöhen auch Prioritätendebatten in den 
nationalen Parlamenten mit den Kommissaren, bei-
spielsweise zum Arbeitsprogramm der Europäischen 
Kommission. Die nationalen Parlamente sind dabei aber 
auch aufgefordert, den parlamentarischen Gestaltungs-
spielraum des Europäischen Parlaments anzuerkennen 
und zu respektieren.

Darüber hinaus müssen die europäischen Akteure Ent-
scheidungsprozesse verbessern und Mitspracherechte 
vor Verhandlungsbeginn klären. Nur durch klare Zustän-
digkeiten, schlanke Prozesse und mehr Verbindlichkeit 
aller kann das Bild Brüssels in Europa verbessert werden. 
Dazu gehört auch, dass die Mitgliedstaaten die EU nicht 
länger als Sündenbock für eigene Versäumnisse auf na-
tionaler Ebene missbrauchen. Für ihre auf europäischer 
Ebene getroffenen Entscheidungen müssen sie national 
auch selbst einstehen.

„Die EU muss direkt 
vor Ort für die Menschen 
spürbar sein.“
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4. �Die Bürgerinnen und Bürger mehr 
für Europa begeistern

Damit die EU zukunftsfest wird, muss sie die Menschen 
in der Union zusammenführen zu einer europäischen 
Identität, welche die nationale Identität ergänzt. 
Gemeinsame Werte, Ziele und Erlebnisse, wie sie das 
Erasmus-Programm oder Städtepartnerschaften bieten, 
können die Grundlage dafür schaffen.

Europaweite Feierlichkeiten am Europatag in allen 
Hauptstädten könnten ein Erlebnis sein, welches mehr 
Verbundenheit mit der EU schafft. Der Europatag sollte 
sich fest in der Wahrnehmung der europäischen Bevöl-
kerung verankern.

Die EU muss direkt vor Ort für die Menschen spürbar 
sein. EU-weite Kampagnen, die den Bürgerinnen und 
Bürgern direkt vor Ort näherbringen, wie die europä
ische Politik ihre Lebensqualität verbessert, sind hierfür 
ein guter Ansatz.

Angestoßen durch eine Initiative des französischen 
Staatspräsidenten Macron wurden von Frühling bis 
Herbst 2018 europaweit ca. 1.700 Bürgerdialoge in allen 
Mitgliedstaaten außer Großbritannien durchgeführt (in 
Deutschland knapp 120 Veranstaltungen), um Sorgen, 
Hoffnungen und Erwartungen der Bürgerinnen und 
Bürger zur Zukunft der EU aufzunehmen. Die Dialoge 
knüpften an bestehende Dialogformate der Mitglied-
staaten und der EU-Kommission an, bezogen zivilgesell-
schaftliche Initiativen ein und wurden durch eine euro-
paweite Online-Befragung der EU-Bürger durch die 
Kommission ergänzt. Auf den Dialogveranstaltungen 
konnten Bürgerinnen und Bürger aus ihrer Perspektive 
auf Veränderungsbedarf innerhalb der EU hinweisen 
und darüber diskutieren, welche Rolle Europa für sie 
spielt und wie die Zukunft Europas aussehen soll. Der 
Europäische Rat befasste sich im Dezember mit den 
durchgeführten Bürgerdialogen; die daraus gezogenen 
Erkenntnisse sollen beim informellen Treffen in Sibiu 
am 9. Mai 2019 bei der Erarbeitung der strategischen 
Agenda für die kommende institutionelle Periode be-
rücksichtigt werden.

beziehen Sie Stellung!

sprechen wir über Europa!

Wahlen – geben Sie
Ihre Stimme ab!

werden Sie aktiv!
mischen Sie sich ein!
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Angestoßen durch eine Initiative des französischen 
Staatspräsidenten Macron wurden von Frühling bis 
Herbst 2018 europaweit ca. 1.700 Bürgerdialoge in allen 
Mitgliedstaaten außer Großbritannien durchgeführt (in 
Deutschland knapp 120 Veranstaltungen), um Sorgen, 
Hoffnungen und Erwartungen der Bürgerinnen und 
Bürger zur Zukunft der EU aufzunehmen. Die Dialoge 
knüpften an bestehende Dialogformate der Mitglied-
staaten und der EU-Kommission an, bezogen zivilgesell-
schaftliche Initiativen ein und wurden durch eine euro-
paweite Online-Befragung der EU-Bürger durch die 
Kommission ergänzt. Auf den Dialogveranstaltungen 
konnten Bürgerinnen und Bürger aus ihrer Perspektive 
auf Veränderungsbedarf innerhalb der EU hinweisen 
und darüber diskutieren, welche Rolle Europa für sie 
spielt und wie die Zukunft Europas aussehen soll. Der 
Europäische Rat befasste sich im Dezember mit den 
durchgeführten Bürgerdialogen; die daraus gezogenen 
Erkenntnisse sollen beim informellen Treffen in Sibiu 
am 9. Mai 2019 bei der Erarbeitung der strategischen 
Agenda für die kommende institutionelle Periode be-
rücksichtigt werden.

Erste Erkenntnisse der Bundesregierung aus den natio-
nalen Ergebnissen der Bürgerdialoge sind unter ande-
rem:

"" Die Handlungsfähigkeit der EU erhöhen, z. B. durch 
Einsatz für schnellere Entscheidungen im Bereich 
Außenpolitik (Verzicht auf Einstimmigkeit).

"" Weitere Förderung von Transparenz, Bürokratie
abbau, Subsidiarität und Bürgernähe.

"" Stärkung der Grundwerte, der europäischen Identität 
und des Zusammenhalts sowie Einsatz für Rechts-
staatlichkeit.

"" Weiterentwicklung und Vollendung des Binnen-
markts mit dem Ziel, die Herausforderung der Digi-
talisierung zu meistern, ein attraktives Wirtschafts-
umfeld zu erhalten und die Durchsetzung der Bin-
nenmarktregeln zu verbessern.

"" Verstärkter Einsatz für Wettbewerbsfähigkeit, 
Stabilität und Konvergenz in der Wirtschafts- und 
Währungsunion.

Weitere Informationen abrufbar unter: https://www.
bundesregierung.de/breg-de/themen/eu-buergerdialog

Dialogveranstaltungen helfen, Bürgerinnen und Bür-
ger einzubeziehen und ein besseres Verständnis für 
verschiedene Sichtweisen zu schaffen. Daneben sind 
Ansätze wie die Europäische Bürgerinitiative (EBI) oder 
der europäische Bürgerbeauftragte richtungsweisend, 
um die Anliegen der Bürgerinnen und Bürger besser zu 
hören und stärker zu berücksichtigen. Mithilfe der EBI 
können Unionsbürger die EU-Kommission auffordern, 
sich im Rahmen ihrer Befugnisse mit einem bestimm-
ten Thema zu befassen und dazu geeignete Vorschläge 
vorzulegen. Durch eine Reformierung 2018/2019 soll 
die EBI benutzerfreundlicher und unbürokratischer ge-
staltet und damit Akzeptanz und Vertrauen der Bürger
innen und Bürger in eine demokratische, ihre Interessen 
berücksichtigende Union erhöht werden.

Ein weiteres positives Instrument, das Sorgen der 
Bürgerinnen und Bürger adressiert und insbesondere 
Solidarität und Schutz in der EU repräsentiert, ist der 

Europäische Globalisierungsfonds (EGF). Er unterstützt 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Selbst-
ständige bei der Reintegration in den Arbeitsmarkt, 
wenn sie aus Globalisierungsgründen oder infolge 
von Wirtschafts- und Finanzkrisen in großer Zahl ihre 
Arbeit/Erwerbstätigkeit verloren haben, und wird künf-
tig auch Entlassungen infolge von Automatisierung und 
Digitalisierung, Handelsstreitigkeiten oder des Über-
gangs zu einer CO2-armen Wirtschaft erfassen. Deutsch-
land hat vom EGF in bisher zehn Fällen zur Förderung 
von rund 14.000 Betroffenen profitiert.

Es ist wichtig, die bestehenden positiven Instrumente 
zu nutzen und weiterzuentwickeln. Ergänzend bedarf es 
mehr Transparenz, einer besseren Kommunikation und 
vor allem eines glaubwürdigen Bekenntnisses zur EU.

5. �Die europäischen Werte stärken 
und verteidigen

Die Europäische Union steht auf einem starken Funda-
ment gemeinsamer Werte, die in Art. 2 EUV normiert 
sind. Die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demo-
kratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung 
der Menschenrechte sind die Grundlage für Frieden, 
Wohlstand und sozialen Fortschritt in Europa. Diese 
Werte müssen konsequent verteidigt werden und für die 
EU-Politik immer richtungsweisend sein.

Entwicklungen in manchen Mitgliedstaaten, die die Re-
levanz dieser Werte infrage stellen und leichtfertig über-
rollen wollen, stellen eine Gefahr für die Europäische 
Union insgesamt dar, da sie deren Grundlagen betref-
fen. Die europäischen Institutionen und Mitgliedstaa-
ten müssen ihnen entschieden entgegentreten und die 
Bedeutung der gemeinsamen Werte als Grundlage der 
Zusammenarbeit hochhalten. Der Schutz der Grund-
werte ist wichtig für die Glaubwürdigkeit der EU nach 
außen und für den inneren Zusammenhalt ihrer Mit-
gliedstaaten. Sie sind Voraussetzung für das auch für die 
Wirtschaft wichtige Vertrauen in staatliche Institutio-
nen. Mögliche Defizite müssen daher deutlich adressiert 
werden.

beziehen Sie Stellung!

sprechen wir über Europa!

Wahlen – geben Sie
Ihre Stimme ab!

werden Sie aktiv!
mischen Sie sich ein!

https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/eu-buergerdialog
https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/eu-buergerdialog
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„Die EU garantiert heute einen 
hohen Lebensstandard, der einen 
Beitritt, von außen betrachtet, 
weiterhin attraktiv macht.“
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Die EU als Wertegemeinschaft, als Friedens- und Wohl-
standsprojekt, als Raum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts ist über Jahre hinweg entstanden. Sie 
garantiert heute einen hohen Lebensstandard, der einen 
Beitritt von außen betrachtet weiterhin attraktiv macht. 
Um auch in Zukunft Wohlstand und Sicherheit für ihre 
Bürgerinnen und Bürger sichern zu können, muss die EU 
stets reformbereit sein. Das Ziel muss es sein, die Wirt-
schaft als Grundlage für Wohlstand weiterhin zu stärken, 
Beschäftigung zu sichern und Zukunftsperspektiven zu 
schaffen, die sozialen Aspekte Europas hervorzuheben 
und die gestaltende Rolle in der Welt zu sichern, auch 
um geeint nach außen und gegenüber Sicherheitsbedro-
hungen auftreten zu können.

Die EU ist bereits weit entwickelt und hat trotz aller 
Herausforderungen und Kritikpunkte schon viel erreicht. 
In vielen Bereichen funktioniert das europäische Modell 
tagtäglich gut und liefert einen echten Mehrwert und 
zwar für alle Altersgruppen. Die große Aufgabe, die EU 
zusammenzuhalten und weiterzuentwickeln, drückt sich 
daher auch in vielen einzelnen – kleinen wie großen – 
Projekten aus. Die Artikel dieser Publikation geben dazu 
einen Ausblick, wie das BMWi die Zukunft Europas ins-
besondere aus wirtschaftlichen Gesichtspunkten heraus 
und in seinen Politikbereichen gestalten kann. Sie span-
nen den Bogen von der internationalen Handelspolitik 
und der Wirtschafts- und Währungsunion hin zu den 
Stellschrauben bei Investitionen, Wettbewerb, Energie, 
Digitales, Industriepolitik sowie Mittelstandspolitik. 
Auch Twinning und rechtliche Aspekte werden beleuch-
tet. Wie Themen zusammengebracht werden, zeigt der 
Artikel zur Koordinierung der Europapolitik auf.

Am Ende sind es die vielen kleinen Stellschrauben, die 
stetig nachjustiert werden müssen, damit der europä-
ische Motor weiterläuft. Zur Umsetzung gehören Mut 
und Kompromissbereitschaft auf allen Seiten. Von der 
Zukunftsfähigkeit werden dann sowohl in der Europä
ischen Union als auch außerhalb alle überzeugt sein.

Wie geht es 
weiter?



3. Globalisierung 
gestalten
Die Bedeutung der gemeinsamen Handelspolitik für 
Wachstum und Wohlstand in Europa

Die gemeinsame Handelspolitik flankiert seit Abschluss der Römischen Verträge den 

europäischen Binnenmarkt. Doch die Handelspolitik spiegelt nicht nur die innereuro

päische Integration nach außen. Vielmehr war und ist sie Wachstumsmotor für Europa 

und ausschlaggebend für kontinuierliche Verbesserungen der allgemeinen Lebens

bedingungen. Allerdings steht sie seit einiger Zeit durch zunehmenden Protektionismus 

unter Druck, weshalb ihre Bedeutung aufs Neue verteidigt werden muss.
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Gemeinsame Handelspolitik als 
Grundbaustein der europäischen 
Integration

einer gemeinsamen Handelspolitik hinauszögern.“ Dies 
zeigt: Von Beginn an war die europäische Integration 
ein schwieriger Prozess.

Die Verständigung auf eine gemeinsame Handelspolitik 
bei der Gründung der EWG war aber auch eine weitsich-
tige Entscheidung, selbst wenn sie zunächst nur als not-
wendiges Mittel zur Komplettierung des angestrebten 
gemeinsamen Marktes angesehen wurde. Die Bünde-
lung der Kräfte durch eine gemeinsame Handelspolitik 
hat es ermöglicht, dass sich die Europäische Union mit 
größerem Gewicht in internationale Verhandlungen 
einbringen kann. Ausgehend von der Sechsergemein-
schaft ist die EU im Zuge ihrer Erweiterung ein zentraler 
Akteur in der internationalen Handelspolitik geworden 
und kann ihre Interessen mit entsprechendem Gewicht 
durchsetzen.

EU-Handelspolitik: Spagat zwischen 
Marktöffnung und Außenschutz

Die gemeinsame Handelspolitik ist ein zentraler Bau-
stein im Prozess der europäischen Einigung. Insbe-
sondere für die deutsche Wirtschaft hat dies über die 
Jahrzehnte erhebliche Vorteile gebracht. In der Zeit des 
Wiederaufbaus nach dem Zweiten Weltkrieg bekam 
die wieder erstarkende Industrie durch den sukzessi-
ven Abbau von Handelsschranken für Industriegüter 
Rückenwind auf den internationalen Märkten. Deutsche 
Unternehmen konnten mit Qualitätsprodukten und 
Zuverlässigkeit ihre Wettbewerbsfähigkeit unter Beweis 
stellen und wurden damit zu einem wichtigen Träger 
für wachsenden Wohlstand in der Nachkriegszeit, der als 
Wirtschaftswunder im kollektiven Gedächtnis unseres 
Landes verankert ist.

Im repräsentativen Saal der Horatier und Curiatier im 
Konservatorenpalast in Rom kamen am 25. März 1957 
Vertreter von sechs europäischen Regierungen zusam-
men. Belgien, die Niederlande, Luxemburg, die Bundes-
republik Deutschland, Frankreich und Italien hatten 
vor allem eines im Sinn: Dauerhaften Frieden zwischen 
Europas Völkern schaffen. Darum wollten sie künftig als 
Gemeinschaft auftreten und handeln. Ihre Ziele: Aufbau 
einer Zollunion mit einem gemeinsamen Außenzoll, 
Abbau interner Handelshemmnisse und die Errichtung 
eines gemeinsamen Marktes, Bewegungsfreiheit für 
Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital sowie 
die engere Zusammenarbeit in der friedlichen Nutzung 
der Atomenergie.

Damit war eine gemeinsame Handelspolitik von Beginn 
an Kernbestandteil des Integrationsprozesses. Sie war 
notwendige Ergänzung zur Schaffung des angestrebten 
gemeinsamen Marktes, der später zum Binnenmarkt 
werden sollte. Das war konsequent, weil eine Beseitigung 
der Zollschranken im Binnenmarkt nicht ohne eine 
Außenhandelspolitik mit Angleichung der Zölle gegen-
über Drittstaaten funktionieren kann. Im EWG-Vertrag 
wurde deshalb die Übergangszeit zur Verwirklichung der 
Zollunion mit der gleichen Frist festgelegt wie für die 
Verwirklichung der gemeinsamen Handelspolitik. 

Als Walter Hallstein, der erste Präsident der Europä-
ischen Kommission, im Jahre 1965 vom Magazin Spiegel 
zu den schleppenden Fortschritten in der Handelspolitik 
befragt wurde, erklärte er: „Wir sind in der Tat ein 
wenig beunruhigt. Je mehr wir uns der endgültigen Ver-
wirklichung des gemeinsamen Marktes nähern, umso 
unglücklicher erscheint die Existenz unterschiedlicher 
Außenhandelspraktiken. Wir werden nicht aufhören, die 
Aufmerksamkeit der Mitgliedsregierungen auf die Tat-
sache zu richten, dass sie fortgesetzt die Formulierung 
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Wenig erfolgreich war dagegen die Preis- und Mengen-
steuerung für Agrargüter, verbunden mit Schutzmaß-
nahmen und Ausfuhrsubventionen im Außenhandel. 
Diese Politik, mit dem Ziel einer sicheren Versorgung 
der Bevölkerung mit Lebensmitteln, mündete in den 
1970er-Jahren in Butterberge und Milchseen und 
musste nachdrücklich korrigiert werden.

Für Deutschland war und ist vor diesem Hintergrund 
die Öffnung der Märkte Leitmotiv für die Handelspoli
tik. Wachstum und Wohlstandsentwicklung in Deutsch-
land seit Beginn der 1960er-Jahre unterstreichen ein
drucksvoll, dass Binnenmarkt und gemeinsame Han-
delspolitik der EU im Zusammenwirken ein wesent-
licher Baustein für eine nachdrückliche Verbesserung 
der Lebensverhältnisse in Deutschland gewesen sind.

„Die Bündelung der Kräfte 
durch eine gemeinsame 
Handelspolitik hat es 
ermöglicht, dass sich die 
EU mit größerem Gewicht 
in internationale Verhand
lungen einbringen kann.“



3  GLOBALISIERUNG GESTALTEN32

Bei Abschluss der Römischen Verträge wurde das All-
gemeine Zoll- und Handelsabkommen GATT (General 
Agreement on Tariffs and Trade) bereits rund zehn Jahre 
angewendet.

Mit diesem völkerrechtlichen Vertrag zwischen zunächst 
23 Staaten, darunter unter anderem auch die EWG-
Gründungsmitglieder Belgien, Frankreich, Luxemburg 
und Niederlande, lag somit bereits ein Ordnungsrah-
men für den Handel der damaligen westlichen Welt vor, 
in den sich die EU-Außenhandelspolitik seit jeher ein-
ordnet. Ziel des GATT ist es bis heute, die Handels- und 
Wirtschaftsbeziehungen der Vertragsparteien darauf 
auszurichten, den Lebensstandard zu erhöhen und Voll-
beschäftigung zu verwirklichen, Realeinkommen und 
Nachfrage ständig zu steigern, die Hilfsquellen der Welt 
voll zu erschließen und die Produktion zu erhöhen. 
Dazu wurde festgelegt, dass Zölle, Abgaben und andere 
Hemmnisse im internationalen Handel abgebaut wer-
den müssen. Diese Ziele prägen auch die gemeinsame 
Handelspolitik Europas, die in Art. 206 ff. des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 
niedergelegt sind.

Sonderrolle auf der Welthandelsbühne

Die Gestalt und auch die Aufgabenbereiche der EWG, 
EG und heutigen EU haben sich seit dem Abschluss der 
Römischen Verträge an vielen Stellen geändert. Aus der 
Perspektive des internationalen Wirtschaftsrechts ist 
die Gemeinschaft beziehungsweise die Union jedoch 
spätestens seit der Abschaffung aller Zölle und mengen-
mäßigen Beschränkungen zwischen den Mitgliedstaaten 
(1968) eines immer geblieben: eine Zollunion. Als solche 

Europäische Handelspolitik im 
multilateralen Handelssystem

war sie stets in das Weltwirtschaftssystem eingebun-
den und nahm zunächst eine gewisse Sonderrolle ein. 
Denn mit Gründung der EWG und der fortschreitenden 
europäischen Integration traten die Mitgliedstaaten 
ihre Außenwirtschaftskompetenzen zunehmend an die 
Gemeinschaft ab. Für zentrale Fragen des Wirtschafts-
verkehrs mit Drittstaaten, die durch das GATT geregelt 
werden, wurde die EWG somit über die Zeit zuständige 
Ansprechpartnerin. Formal betrachtet wirkte sich die 
Verschiebung der Zuständigkeit für Handelsfragen zwar 
nur intern zwischen Gemeinschaft und Mitgliedstaaten 
aus. Mit der Zeit wurde aber allgemein anerkannt, dass 
die Gemeinschaft für alle ihre Mitgliedstaaten spricht. 
Dies tat später die EG auf Basis der ausdrücklichen 
und ausschließlichen Außenkompetenz im Bereich der 
Handelspolitik (Art. 133 EGV, heute Art. 207 AEUV). Der 
Umstand, dass hier der Begriff der Handelspolitik ver-
traglich nicht definiert war, sollte zu einem späteren 
Zeitpunkt noch Anlass für Diskussionen sein.

Europa als Impulsgeber für eine 
weitere Marktöffnung

Nach Ende des Zweiten Weltkriegs war es das vordring-
liche Ziel des GATT, die internationalen Wirtschaftsbe-
ziehungen wiederzubeleben und Zölle für den Waren-
handel abzubauen. Diese Zölle lagen seinerzeit für Indus-
triegüter im Durchschnitt bei 40 Prozent und konnten 
bis heute im Durchschnitt auf etwa vier Prozent gesenkt 
werden. Der Zollabbau für Industriegüter ist deshalb die 
große Erfolgsgeschichte des GATT. Für Verbraucher und 
Unternehmen bedeutete dies Preisvorteile und Kosten-
senkungen in erheblichem Umfang.
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Die so vereinbarten Zoll-Zugeständnisse galten und gel-
ten infolge des Meistbegünstigungsprinzips aus Art. I 
GATT gegenüber allen anderen Vertragsparteien des 
GATT. Denn der Grundsatz der Meistbegünstigung ver-
langt, dass alle vergleichbaren ausländischen Waren 
unabhängig vom jeweiligen Herkunftsland gleichbehan-
delt werden, solange das Herkunftsland auch Mitglied 
der Welthandelsorganisation (WTO) ist. Eine Zollunion, 
in der zwischen den Mitgliedstaaten alle Zölle abge-
schafft werden mussten, scheint mit diesem Gebot auf 
den ersten Blick unvereinbar. Schließlich zielte die Euro-
päische Zollunion gerade auf eine Besserstellung ihrer 
Mitgliedstaaten ab. Tatsächlich spielten aber Präferenz-
abkommen, also Freihandels- und Zollunionen, schon 
bei der Konzipierung der Nachkriegswirtschaftsord-
nung eine Rolle und waren durchaus gewollt. Deshalb 
wurde den Vertragsparteien des GATT gestattet, unter 
bestimmten Bedingungen von der sonst geltenden 
Meistbegünstigungsverpflichtung abzuweichen: Wenn 

sich zwei Länder oder eine Gruppe von Staaten in einer 
Freihandelszone oder Zollunion zusammenschließen 
wollten, sollte dies als Ausnahme zugelassen werden. Die 
EWG war somit von Anfang an ein Beispiel für ein Prä-
ferenzabkommen und als solches häufig Impulsgeber 
für weitergehende Marktöffnungen. Denn eine regio-
nale Integration, gerade in Europa, gab in der Vergan-
genheit oft Anlass, auch die Integration auf multilate-
raler Ebene weiter voranzutreiben. So war beispielsweise 
die Gründung der EWG eine Ursache für die erheb-
lichen Zollsenkungen, die im Rahmen der so genannten 
Kennedy-Verhandlungsrunde zum GATT (1964 – 1967) 
vereinbart werden konnten. Denn die Amerikaner sahen 
die europäische Zollunion als Herausforderung für ihre 
Exportwirtschaft an und trieben die Verhandlungen 
energisch voran, um die dadurch verursachten Auswir-
kungen auszugleichen. Mittelbar trug die Gründung der 
EWG somit zu einer Stärkung des freien Handels und 
einer allgemeinen Marktöffnung bei.

Prinzipien des GATT 1947

Das GATT formuliert eine Reihe von Grundprinzipien, zu deren Einhaltung sich die GATT-Mitglieder bei 
der Ausgestaltung ihrer Handelspolitik verpflichten. Hierzu zählen:

Meistbegünstigung (Artikel I GATT): Das Prinzip der Meistbegünstigung verpflichtet die WTO-Mitglieder, 
alle Vorteile, die sie im Handel mit Waren einem Handelspartner zugestehen, unverzüglich und bedin-
gungslos auch jedem anderen WTO-Mitglied und seinen Staatsbürgern zu gewähren. Dies gilt gleicher-
maßen für den Handel mit Dienstleistungen (Art. II GATS) wie im Zusammenhang mit handelsbezo-
genen Aspekten des geistigen Eigentums (Art. IV TRIPS).

Inländerprinzip (Artikel III GATT): Das Prinzip der Inländerbehandlung verlangt von den WTO-Mitglie-
dern, dass ausländische Waren sowie deren Anbieter nicht ungünstiger behandelt werden als einheimi-
sche Waren und deren Anbieter. Die multilaterale Handelsordnung verbietet zwar nicht, dass die WTO-
Mitglieder ihre eigene Wirtschaft gegen ausländische Konkurrenz schützen. Dieser Außenschutz muss 
jedoch gleiche Wirkung für alle haben.

Transparenz (Artikel X GATT): Regelungen und Beschränkungen des Außenhandels sollen transparent 
sein. Die WTO-Vorschriften verlangen die Veröffentlichung dieser Regelungen und sehen vielfach vor, 
dass die WTO-Mitglieder dem Sekretariat der WTO Veränderungen auch mitteilen (sog. Notifizierungen).

Liberalisierung/Abbau von Handelshemmnissen: Die WTO bildet ein Verhandlungsforum, das dem 
Abbau aller Arten von Handelshemmnissen dient. Man unterscheidet dabei zwischen den tarifären 
Handelsbarrieren (Zölle) und den sog. nicht tarifären Handelsbeschränkungen. Bei letzteren handelt 
es sich etwa um mengenmäßige Handelsbeschränkungen, Import- und Exportlizenzen, Subventionen, 
diskriminierende Sicherheits-, Umweltschutz- und Gesundheitsschutzvorschriften sowie überzogene 
Verwaltungsvorschriften.
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Wandel der internationalen und 
europäischen Grundlagen
Sowohl EWG, EG als auch EU mussten sich stets in den 
internationalen Handelsrahmen einfügen. Entwick-
lungen auf internationaler Ebene waren daher stets 
auch für die Fortentwicklung der gemeinsamen Han-
delspolitik mitentscheidend. Insofern lohnt es sich, für 
das Verständnis der gemeinsamen Handelspolitik die 
Fortentwicklung des Welthandelssystems in den Blick 
zu nehmen.

Fortentwicklung des Welthandels
systems – von GATT zu WTO

Zu einer grundlegenden Zäsur im Welthandelssystem 
kam es im Rahmen der so genannten Uruguay-Runde 
1994, welche die Gründung der Welthandelsorganisation 
(WTO) zur Folge hatte und in der die nunmehr maßgeb-
lichen Grundlagen des heutigen Welthandelssystems 
beschlossen wurden. Die Gegenstände, auf die sich das 
Welthandelsrecht erstreckt, wurden stark ausgeweitet: 
Zum klassischen Bereich des Warenhandels kamen nun 
auch der Schutz geistigen Eigentums und der Handel 
mit Dienstleistungen hinzu. Seither bilden das Abkom-
men über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) 
und das Abkommen über handelsrelevante Aspekte 
geistiger Eigentumsrechte (TRIPS) gemeinsam mit dem 

GATT die drei zentralen Säulen der neu gegründeten 
WTO. Mit der Streitbeilegungsvereinbarung (DSU), die 
ein entsprechendes Verfahren durch ein unabhängi-
ges Expertengremium vorschreibt, wurde das weltweit 
erste obligatorische zwischenstaatliche Verfahren zur 
Streitschlichtung geschaffen. Das damals ebenfalls neu 
geschaffene Agrarabkommen der WTO enthält detail-
lierte Regelungen zur Einstufung und Behandlung von 
Agrarsubventionen. Auf den wachsenden Stellenwert 
nicht tarifärer Handelshemmnisse reagierte man mit 
Vorschriften zur Transparenz: Erstens mit dem Über-
einkommen über technische Handelshemmnisse (TBT), 
zweitens mit dem Übereinkommen über gesundheits-
polizeiliche und pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen 
(SPS). Darüber hinaus sind etliche weitere Absprachen in 
plurilateralen Abkommen festgehalten worden.

Evolution der europäischen 
Handelspolitik

Dieser Vertiefung des multilateralen Welthandelsrechts 
wurde auch in Europa Rechnung getragen. Zunächst 
wurde die Sonderstellung der EG im GATT 1995 in eine 
formal anerkannte Mitgliedschaft der EU in der WTO 
überführt. Daneben sind auch die einzelnen Mitglied-

Anteil am globalen Exportgeschäft, 
Waren, 2017 (in %)

Anteil am globalen Exportgeschäft, 
Dienstleistungen, 2017 (in %)

13 China

9 USA

8 Deutschland

4 Japan

4 Niederlande
3 Südkorea

Sonstige 59  Sonstige 60
6 Deutschland

5 Frankreich

4 China

3 Japan

15 USA

7 Großbritannien

Quelle: Weltbank, WTO und eigene Berechnungen

Die größten Handelsmächte der Welt
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„Zu einer grundlegenden Zäsur im 
Welthandelssystem kam es im Rahmen 
der so genannten Uruguay-Runde 1994, 
welche die Gründung der Welthandels
organisation zur Folge hatte (...)“

staaten Mitglieder der WTO. Innerhalb der EG stellten 
sich Kompetenzfragen für die neuen Handelsbereiche 
Dienstleistungen und Schutz geistiger Eigentums-
rechte. Einem Verständnis des Begriffs der gemein-
samen Handelspolitik, das sich an den Veränderungen 
des internationalen Wirtschaftslebens orientiert, hatte 
der Europäische Gerichtshof in einem Gutachten zum 
WTO-Übereinkommen eine Absage erteilt. Er lehnte 
eine alleinige Kompetenz der Gemeinschaft zum 
Abschluss des Abkommens ab. Die Zuständigkeit für 
den Abschluss von GATS und TRIPS sei geteilt und das 
WTO-Übereinkommen daher als gemischtes Abkom-
men abzuschließen.

In der Folge wurde zunächst mit dem Vertrag von 
Amsterdam (1997) ein Anlauf unternommen, die han-
delspolitische Kompetenz der Gemeinschaft zu erwei-
tern. Doch dazu kam es nicht. Es wurden jedoch die 
Grundlagen für eine Fortentwicklung gelegt, indem die 
Möglichkeit geschaffen wurde, den EG-Vertrag autonom 
zu ändern, d. h. unabhängig von einer Regierungskonfe-
renz und von Ratifizierungsverfahren in den Mitglied-
staaten. Die Gemeinschaft wurde so ermächtigt, die 
Übereinstimmung zwischen der Außenhandelspolitik 
und den in der WTO geregelten Materien, die vor der 
Uruguay-Runde noch gegeben war, wiederherzustellen. 
Dennoch hat der Rat von dieser Möglichkeit zunächst 
fünf Jahre lang keinen Gebrauch gemacht.

Erst durch den Vertrag von Nizza (2001) wurde der Gel-
tungsbereich der gemeinsamen Handelspolitik um die 
Bereiche Dienstleistungshandel und handelsbezogene 
Aspekte des geistigen Eigentums erweitert, wobei aller-
dings verschiedene Einschränkungen und Ausnahmen 
vorgesehen waren. Mit dem Vertrag von Lissabon (2007) 
wurde die gemeinsame Handelspolitik in Art. 206 und 
Art. 207 AEUV schließlich umfassend neu geregelt und 
ein mit dem geltenden WTO-Recht weitgehend kohä-
renter Kompetenztitel geschaffen. Dies führte zu einer 
deutlichen Kompetenzstärkung der EU im Bereich der 
gemeinsamen Handelspolitik. Dies gilt zunächst für 
die nunmehr eindeutige Zuweisung des internationa-
len Dienstleistungshandels und der handelsbezogenen 

Aspekte des Schutzes geistiger Eigentumsrechte in den 
ausschließlichen Kompetenzbereich der EU. Bedeu-
tungsvoll ist zudem die Erweiterung der Kompetenz 
um ausländische Direktinvestitionen. Insgesamt wurde 
die gemeinsame Handelspolitik durch den Vertrag von 
Lissabon vereinfacht und transparenter gestaltet.

Stärkung des Europäischen 
Parlaments

Mit wachsender Bedeutung der Außenwirtschaft wurde 
auch die Stellung des Europäischen Parlaments gestärkt. 
In den Römischen Verträgen war noch keine Mitwir-
kung des Parlaments an der gemeinsamen Handelspoli-
tik vorgesehen. Seine Stellung wurde erst langsam aus-
gebaut: Ein erster Schritt war die Verständigung auf das 
so genannte Luns-Westerterp-Verfahren im Jahr 1964, 
das eine Anhörung des Parlaments bei Abschlüssen von 
Handelsabkommen vorsah und später als Anhörungs-
recht des Europäischen Parlaments für alle interna
tionalen Abkommen festgelegt wurde. Mit dem Vertrag 
von Lissabon wurden die Mitwirkungsrechte des Parla-
ments nochmals erheblich gestärkt. Dies gilt zum einen 
für den Bereich der autonomen Handelspolitik, in dem 
nunmehr das Mitentscheidungsverfahren vorgesehen 
ist, wenn es um die Bestimmung des Rahmens für die 
Umsetzung der gemeinsamen Handelspolitik durch Ver-
ordnungen geht. Das Parlament wird somit zusammen 
mit dem Rat zum gleichberechtigten Mitgesetzgeber. 
Zum anderen ist im Bereich der vertraglichen Handels
politik die Kommission nunmehr verpflichtet, das 
Europäische Parlament über laufende Handelsverhand-
lungen im gleichen Umfang zu informieren wie den 
Sonderausschuss des Rates, in dem die Mitgliedstaaten 
regelmäßig informiert werden. Darüber hinaus unterlie-
gen alle Handelsabkommen einem parlamentarischen 
Zustimmungsvorbehalt, wobei es einer einfachen Par-
lamentsmehrheit bedarf. Das Europäische Parlament ist 
damit durch den Vertrag von Lissabon zu einem voll-
wertigen Akteur im Rahmen der Außenhandelspolitik 
der Union geworden.



3  GLOBALISIERUNG GESTALTEN36

Die neuen Grundlagen der WTO und deren Fortent-
wicklung von einem Zollabkommen zwischen 23 Staa-
ten zu einem komplexen Regelwerk führten auch im 
globalen Rahmen zu grundlegenden Veränderungen: 
Während nach Gründung des GATT zahlreiche Verhand-
lungsrunden in dichter Folge abgehalten wurden, sind 
heute Fortschritte in multilateralen Handelsverhand-
lungen nur noch äußerst mühsam zu erzielen. Haupt-
grund dafür ist die massive Ausweitung des Regelwerks 
der neu gegründeten WTO: Verhandlungen über eine 
Modernisierung oder Ausdehnung eines so umfassen
den Regelwerks sind naturgemäß schwieriger als Ver-
ständigungen über Zollsenkungen für Industriegüter.

Aber auch die anderen, nachhaltig veränderten Rah-
menbedingungen wirken sich aus: Zu Zeiten des GATT 
wurden Handelsverhandlungen maßgeblich durch 
einige wenige Industrieländer geprägt, mit den USA 
und der EU sowie Kanada und Japan an der Spitze. Ver-
ständigungen im Rahmen dieser Vierergruppe waren 
zum einen Voraussetzung und zum anderen oftmals 
auch hinreichende Bedingung für eine Einigung, weil 
die Märkte der Entwicklungsländer, wie beispielsweise 
Indien, in dieser Zeit nur eine relativ geringe Bedeutung 
hatten. Dies ist nunmehr grundlegend anders, da sich 
die WTO zu einer globalen Organisation mit 164 Mit-
gliedern entwickelt hat.

Weil die Ergebnisse der Welthandelsrunden im Kon-
sens beschlossen werden müssen, ist eine Kompromiss
findung deutlich schwieriger geworden.

Einbeziehung der Entwicklungsländer

Die EU hat im Prozess der Weiterentwicklung der WTO 
über die Jahre eine konstruktive Rolle eingenommen. 
Ein wichtiges Beispiel hierfür ist die Behandlung von 
Entwicklungsländern.

Zum einen hat sie das Prinzip der Sonder- und Vor
zugsbehandlung von Entwicklungsländern in der WTO 
unterstützt und auch konsequent umgesetzt. Grund

überlegung der Sonder- und Vorzugsbehandlung 
(„special and differential treatment“) ist, dass Entwick-
lungsländer nicht in gleichem Umfang wie Industrie
länder Marktöffnungsverpflichtungen übernehmen 
können und sollen. In den WTO-Vorschriften ist dies 
nunmehr als Grundsatz festgelegt und wird auch umge-
setzt. Entwicklungsländer müssen in den unterschied-
lichen Regelwerken weniger Verpflichtungen über-
nehmen, sei es zum Zollabbau, zur Marktöffnung für 
Dienstleistungen oder für das öffentliche Auftragswesen. 
Zudem sind vielfach deutlich längere Übergangsfristen 
für die Umsetzung der Verpflichtungen und ein redu-
zierter Umfang vorgesehen, wie dies insbesondere im 
Abkommen der WTO über handelsbezogene Aspekte des 
geistigen Eigentums (TRIPS) vorgesehen ist.

Die Möglichkeiten zur Sonder- und Vorzugsbehandlung 
von Entwicklungsländern setzt die EU auch in der eige-
nen Handelspolitik um. Mit den Regelungen des Allge-
meinen Präferenzsystems (APS) besitzt die EU ein diffe-
renziertes Regelwerk. Es gewährt unilaterale Zollpräfe-
renzen für alle Entwicklungsländer und eine weiterge-
hende Vorzugsbehandlung für solche, die internationale 
Abkommen zum Schutz von Menschenrechten bzw. von 
Umwelt- und Sozialstandards ratifizieren und einhalten. 
Schließlich gewährt die EU vollständige Zollfreiheit für 
Importe aus den ärmsten Entwicklungsländern, sofern 
es sich nicht um Waffen handelt („everything but arms“). 

Darüber hinaus unterhält die EU seit jeher besondere 
Beziehungen zu früheren Kolonialländern einiger Mit-
gliedstaaten aus dem afrikanischen, karibischen und 
pazifischen Raum (AKP-Staaten). Durch die Lomé-
Abkommen waren den AKP-Staaten in der Vergangen-
heit von der EU weitreichende Präferenzen eingeräumt 
worden, die über diejenigen für andere Entwicklungs-
länder mit gleichem Entwicklungsstand sogar noch 
hinausgingen. Diese spezifische Vorzugsbehandlung 
verstieß allerdings gegen Grundprinzipien der WTO. 
Das wurde 2001 mit dem Cotonou-Abkommen ent-
sprechend korrigiert und ist inzwischen durch Wirt-
schaftspartnerschaftsabkommen mit den AKP-Staaten 
weitgehend umgesetzt worden. Diese Abkommen der EU 

Multilaterale Handelspolitik in 
einer multipolaren Welt
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sind als Entwicklungsinstrumente mit asymmetrischen 
Verpflichtungen ausgestaltet. Während die EU eine voll-
ständige Marktöffnung bietet, sind den Partnerstaaten 
für eingeschränkte Marktöffnungsverpflichtungen zum 
Teil sehr langfristige Übergangszeiten gewährt worden. 
Damit schöpft die EU alle Möglichkeiten zur Fortsetzung 
einer Vorzugsbehandlung der AKP-Staaten aus, die nach 
den WTO-Regeln zulässig sind.

Auch im Rahmen der seit 2001 laufenden Doha-Runde 
hat die EU in den letzten Jahren eine wichtige Aufgabe 
darin gesehen, neben der Einbringung eigener Interes-
sen auch eine Vermittlerrolle zwischen den Interessen 
der Industrie- und Entwicklungsländer einzunehmen. 

Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, dass die Ent-
wicklungsländer heute nicht mehr als homogener Inte-
ressenblock angesehen werden können. Während China 
und Brasilien oder auch Länder des ASEAN-Raumes im 
Zuge ihrer fortschreitenden Einbindung in die Weltwirt-
schaft deutliche Vorteile aus der Marktöffnung im Rah-
men des multilateralen Handelssystems ziehen, haben 
andere Entwicklungsländer – vornehmlich in Afrika – 
noch erheblichen Aufholbedarf. Allerdings ergibt sich 
auch hier ein sehr unterschiedliches Bild, weil Länder 
wie beispielsweise Südafrika in die globalen Wertschöp-
fungsketten stark eingebunden sind.

Die EU konnte durch diese grundsätzliche Positionie-
rung auch maßgeblichen Einfluss in den schwierigen 
Verhandlungen über das Abkommen für Handels
erleichterungen nehmen. Eine Verständigung darüber 
konnte bei der Ministerkonferenz in Bali im Jahre 2013 
letztlich deswegen erzielt werden, weil das Abkom-
men sehr stark differenzierte Verpflichtungen für un-
terschiedliche Ländergruppen vorsieht. Zudem räumt 
es Entwicklungsländern neben Unterstützungsmaß-
nahmen zum Kapazitätsaufbau auch ein, im Wege einer 
Selbsteinschätzung das Ausmaß ihrer Verpflichtungen 
mitzubestimmen.

„Die EU hat im Prozess 
der Weiterentwicklung 
der WTO über die Jahre  
eine konstruktive Rolle 
eingenommen. Ein 
wichtiges Beispiel hierfür 
ist die Behandlung von 
Entwicklungsländern.“
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Die EU als Wirtschaftsraum war und ist in hohem Maße 
nach außen orientiert. Sie ist zusammengenommen 
der weltweit größte Aus- und Einführer von Waren und 
Dienstleistungen. Dabei werden für nahezu drei Vier-
tel der Importe in die EU derzeit keine oder ermäßigte 
Zollsätze entrichtet. Für 80 Länder ist die EU der wich-
tigste Handelspartner, für weitere 40 der zweitwichtigste 
Handelspartner. Dies ist auch Ausdruck einer Intensi-
vierung der EU-Handelspolitik seit den 1970er-Jahren, 
beispielsweise über den Abschluss bilateraler Handels-
abkommen. Derzeit sind 45 solcher Abkommen in Kraft. 
Beginnend Anfang der 1970er-Jahre standen zunächst 
vornehmlich Abkommen mit Entwicklungsländern und 
mit Nachbarstaaten im südlichen Mittelmeerraum im 
Fokus der EWG. Eine weitere Welle bilateraler Assozi-
ierungsabkommen wurde seit Anfang der 1990er-Jahre 
zur Vorbereitung auf die Beitritte mittel- und osteuro-
päischer Staaten abgeschlossen. Diese enthielten auch 
wesentliche handelspolitische Regelungen. Zudem sind 
im Rahmen der Nachbarschaftspolitik mit Ländern Ost-
europas, der Balkanregion sowie den Anrainerländern 
des Mittelmeerraums Assoziierungsabkommen mit han-
delspolitischen Vereinbarungen abgeschlossen worden.

Bei den neueren bilateralen Handelsabkommen geht es 
um Abkommen der so genannten neuen Generation. 
In den letzten Jahren sind unter anderem Verträge mit 
Korea, Peru und Kolumbien sowie Kanada geschlossen 
worden. Auch mit Japan, Ecuador und Singapur wurden 
Abkommen unterzeichnet, mit Vietnam sind die Ver-
handlungen abgeschlossen. Damit reagiert die Union 
auf den weltweit zunehmenden Trend hin zu bilateralen 
Handelsvereinbarungen. Diese neue Schwerpunktset-
zung in der EU-Handelspolitik ist im Jahre 2007 unter 
deutscher Präsidentschaft eingeleitet worden. Es ist 
auch eine Reaktion darauf gewesen, dass aufgrund des 
Verhandlungsstillstands der Doha-Runde keine weiteren 
Handelshemmnisse abgebaut wurden und insbeson-
dere im asiatischen Raum ein Netz bilateraler Handels-
abkommen immer dichter gespannt ist. Deutsche und 
europäische Unternehmen waren daher weiterhin mit 
Handelsbarrieren konfrontiert, die zu Wettbewerbs-
nachteilen beispielsweise gegenüber Japan oder Korea 
führten.

Die Globalisierung nimmt 
Tempo auf
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Globalisierung gestalten

Die gemeinsame Handelspolitik ist das älteste Instru-
ment der EU zur Gestaltung ihrer Außenbeziehungen. 
Die Handelspolitik der EU stand seit Unterzeichnung der 
Römischen Verträge nur selten im Zentrum des öffentli-
chen Interesses. Vor allem in Deutschland ist über Jahr-
zehnte eine allgemein getragene Grundüberzeugung vor-
herrschend gewesen, dass der Abbau von Handelsbarrie-
ren der deutschen Wirtschaft nützlich ist, internationale 
Konkurrenz die Wettbewerbsfähigkeit stärkt und damit 
Arbeitsplätze in Deutschland erhalten und geschaffen 
werden. Die Globalisierung und die damit einhergehende 
Ausweitung und Vertiefung des Welthandels(rechts) hat 
die Handelspolitik von der Peripherie zunehmend in den 
Mittelpunkt des öffentlichen Interesses gerückt.

Zeitgleich findet auf verschiedenen Ebenen eine Abkehr 
von der Idee und dem Ideal des freien Handels statt. Die 
öffentliche Meinung bewertet die Handelspolitik der EU 
zunehmend kritisch. Vermehrt werden die Vorteile des 
freien Handels infrage gestellt. In der öffentlichen Dis-
kussion stehen Ängste vor dem Abbau von Schutzstan-
dards und vor einer ungezügelten Deregulierung und 
Privatisierung im Vordergrund. Diese Sorgen müssen 
ernst genommen werden. Doch zugleich sind die Vorteile 
des Globalisierungsprozesses gerade für die Bundesrepu-
blik hervorzuheben. Denn durchschnittlich können die 
Deutschen große Einkommensgewinne verbuchen.

Europa braucht offene Märkte und 
freien Handel

Freier Welthandel als langjähriger Eckpfeiler des globa
len Wachstums steht durch zunehmenden Protektionis-
mus unter Beschuss. Handelsabkommen werden aufge-
kündigt oder neu verhandelt, Sanktionen verhängt. Der 
Trend zu protektionistischen Maßnahmen wird sich in 

Zukunft wohl verstärken – beim Handel und auch bei 
Investitionen. Importsubstitutionspolitiken und natio-
nale Industrialisierungsstrategien, die ausländische Kon-
kurrenten systematisch benachteiligen, verzerren den 
Wettbewerb und schaden damit allen Handelspartnern 
im weltweiten Produktionsverbund. Ferner gibt es neue 
Schwergewichte im Welthandelssystem wie z. B. China, 
die von offenen Märkten profitieren, sich selbst aber bis-
lang nicht in der gleichen Weise für ausländische Unter-
nehmen öffnen.

Die Abschottung der eigenen Industrie senkt jedoch die 
Innovationskraft und Effizienz einer Volkswirtschaft. 
Protektionismus ist daher niemals eine Lösung mit 
dauerhaften Vorteilen. Gerade Europa und Deutschland 
brauchen offene Märkte und freien Handel!

Offene Märkte schieben das Wirtschaftswachstum an 
und schaffen mehr Beschäftigung für Europa und seine 
Partner. 31 Millionen Arbeitsplätze, also etwa jeder siebte, 
sind heute in Europa direkt oder indirekt von Exporten 
in die restliche Welt abhängig. In Deutschland ist sogar 
jeder dritte Arbeitsplatz vom Außenhandel abhängig, in 
der Industrie sogar jeder zweite. Exporte unterstützen 
darüber hinaus auch Europas kleine und mittlere Unter-
nehmen (KMU). Denn durch ihr internationales Engage-
ment werden die Unternehmen wettbewerbsfähiger und 
können ihre Märkte diversifizieren. Marktöffnung schafft 
zudem zusätzliche Chancen für Innovation und verstärkte 
Produktionszuwächse. Mit Handels- und Innovations-
strömen gehen neue Ideen, fortschrittliche Technologien 
und herausragende Forschung einher. Häufig stehen 
am Ende verbesserte Produkte und Dienstleistungen für 
Menschen und Unternehmen. Verbraucher profitieren 
zudem von niedrigeren Preisen und größerer Auswahl. 
Da absehbar etwa 90 Prozent des weltweiten Wachstums 
in den nächsten 10 bis 15 Jahren außerhalb Europas statt-
finden werden, braucht die EU gerade auch in Zukunft 

„Die Abschottung der eigenen Industrie senkt (...) 
die Innovationskraft und Effizienz einer Volkswirtschaft. 
Protektionismus ist daher niemals eine Lösung mit 
dauerhaften Vorteilen. Gerade Europa und Deutschland 
brauchen offene Märkte und freien Handel!“
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Bereich der Regelsetzung sollen zum einen die Lücken 
im WTO-Regelwerk geschlossen werden, insbesondere 
um weltweit vergleichbare Wettbewerbsbedingungen 
sicherzustellen. Dies betrifft v. a. Regeln zu Subven
tionen, Staatsunternehmen oder erzwungenem Tech-
nologietransfer. Darüber hinaus müssen die Verhand-
lungsformate weiter flexibilisiert werden. Noch mehr 
als bisher sollten gleichgesinnte WTO-Mitglieder mit 
der Regelsetzung zu wichtigen Themen vorangehen 
(sog. plurilaterale Verhandlungen) und dabei anderen 
Mitgliedern die Möglichkeit eines späteren Beitritts zu 
diesen Vereinbarungen ermöglichen. Zum anderen ist 
die Entwicklungsdimension ein wichtiges Thema. Darü-
ber hinaus muss die Funktionsfähigkeit des WTO-Streit
schlichtungsmechanimus gewahrt bleiben. Schließlich 
sollen das Monitoring und die Überwachung insbeson-
dere der Notifikationspraxis der WTO-Mitgliedstaaten 
verbessert und das WTO-Sekretariat gestärkt werden. 
Deutschland unterstützt umfassend die Kommission in 
diesen Bemühungen, die WTO zu stärken.

Einbindung wichtiger Partner durch 
Freihandelsabkommen

Zugleich ist es in Anbetracht der zaghaften multilate-
ralen Fortschritte wichtig, auch plurilaterale Freihan-
delsabkommen mit mehreren Ländern und bilaterale 
Abkommen mit einzelnen Partnern zu verhandeln. 
Denn eine gerechtere Gestaltung der Globalisierung 
kann nur gemeinsam mit starken Partnern erfolgen. 
Während sich Handelsabkommen lange Zeit im Wesent-
lichen auf Zollabbau beschränkt haben, haben die 
Abkommen der neuen Generation, wie beispielsweise 
CETA (mit Kanada), einen weiteren Anwendungsbereich. 
Sie sichern umfassend das, was erhaltens- und schüt-
zenswert ist: hohe Standards in den Bereichen Umwelt-, 
Arbeits- und Verbraucherschutz. Zudem werden die 
Rechte der Vertragsparteien zur Gestaltung der Organi-
sation der Daseinsvorsorge und zur Regulierung, insbe-
sondere in den Bereichen Bildung, Gesundheit, Kultur 
und Medien, geschützt. Mit dem Konzept eines refor-
mierten Investitionsschutzes wird zudem ein öffentlich 
legitimiertes Investitionsgericht geschaffen. Bilaterale 
Freihandelsabkommen können so ein Beispiel für eine 
bessere globale Handelsordnung sein. Sie sind die Ant-
wort auf Jahrzehnte dauernde Diskussionen darüber, ob 
Zollsenkungen einen fairen Handel auf der Welt ermög-
lichen und ob ein „race to the bottom“ eine Gefahr für 
soziale und ökologische Mindeststandards darstellt. 
Handelsabkommen dieser neuen Generation können 
so helfen, die Voraussetzungen für den internationalen 

offene Märkte, um vom Wachstum der Weltwirtschaft 
profitieren zu können.

Verbraucher und Unternehmen in Deutschland pro-
fitieren von diesen Abkommen, weil sie Preisvorteile 
bringen und Kosten senken. Auch hier gilt: Wenn von 
der Produktion in Deutschland im Maschinenbau- oder 
Automobilsektor etwa drei Viertel exportiert wird, 
schafft und sichert der Abbau von Handelsbarrieren 
Arbeitsplätze und damit Wohlstand in Deutschland.

Der Königsweg der Handelspolitik

Im Rahmen der Handelspolitik muss daher auch in 
Zukunft die Stärkung und die Förderung des multila-
teralen Handelssystems im Vordergrund stehen. Denn 
Globalisierung lässt sich am besten global gestalten. Die 
WTO als zentraler Ordnungsrahmen für den globalen 
Handel muss weiterhin der Eckpfeiler der Handels
politik der EU sein. Vereinbarungen im Rahmen der 
WTO schaffen gleiche Regeln für alle Beteiligten. 
Regelungen zum Zollabbau oder zur Marktöffnung für 
Dienstleistungen gelten für alle WTO-Mitglieder, sodass 
der grenzüberschreitende Handelsaustausch nicht 
danach geprüft und ausgerichtet werden muss, welche 
spezifischen und oft unterschiedlichen Absprachen mit 
einzelnen Drittländern getroffen wurden. Das ist ins-
besondere aus deutscher Sicht von großem Vorteil. Die 
international wettbewerbsfähigen deutschen Unterneh-
men liefern in alle Länder der Welt. Und es sind oftmals 
Firmen des Mittelstands, die stark im Export sind. Sie 
brauchen einfache Regelungen und können nicht aus 
eigener Kraft die Vielfalt spezifischer Vorkehrungen in 
Einzelabkommen im Blick haben. Deshalb bleiben mul-
tilaterale Regeln der Königsweg in der Handelspolitik.

Allerdings befindet sich die WTO in einer kritischen 
Situation: Die 11. Ministerkonferenz 2017 in Buenos 
Aires ist ohne substanzielle Ergebnisse zu Ende gegan-
gen. Ferner blockieren die USA die Nachbesetzung des 
WTO-Berufungsgremiums (sog. Appellate Body), sodass 
eine Funktionsunfähigkeit der Streitbeilegung droht. 
Hinzukommt, dass Handelskonflikte vermehrt außer-
halb der WTO durch unilaterale Maßnahmen ausgetra-
gen werden. Eine zentrale Ursache für diese handels
politischen Spannungen sind nicht marktwirtschaftliche 
Praktiken von Staaten, die das geltende WTO-Recht nur 
unvollkommen erfasst.

Vor diesem Hintergrund wirbt die EU-Kommission für 
eine Modernisierung der WTO und möchte in allen 
drei Säulen der WTO Verbesserungen erreichen. Im 
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BIP zu aktuellen Preisen
2018 (Mrd. USD)

% des Welt-BIP Bruttostaatsverschuldung  
in % BIP

Europäische Union
(28 Mitgliedstaaten)

18.769                      10,83 81,4

Argentinien 475 0,68 62,7

Australien 1.427 0,98 40,5

Brasilien 1.909 2,49 88,4

China 13.457 18,71 50,1

Indien 2.690 7,69 69,6

Indonesien 1.005 2,59 29,8

Japan 5.071 4,17 238,2

Kanada 1.734 1,37 87,3

Korea 1.656 1,58 40,4

Russland 1.576 3,09 15,3

Saudi-Arabien 770 1,37 19,4

Südafrika 377 0,59 55,7

Türkei 714 1,71 32,3

Vereinigte Staaten 20.513 15,17 106,1

Welt 84.829 100

Die größten Volkswirtschaften außerhalb der EU (2018)

Quelle: International Monetary Fund, World Economic Outlook Database, October 2018

Handel unter wettbewerblichen Bedingungen zu schaf-
fen und international vereinbarte Sozial- und Umwelt-
normen zu sichern. Bilaterale und regionale Überein-

künfte der EU werden auch in Zukunft dazu beitragen, 
dass die WTO ins Zentrum globaler Handelsverhand-
lungen gerückt wird.
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In den aktuellen handelskritischen Zeiten muss es das 
Ziel der nationalen und europäischen Politik sein, die 
Vorteile und Zielsetzungen des internationalen Handels 
nachvollziehbar zu vermitteln. Darüber hinaus muss in 
Zukunft während der Verhandlungen mehr Transparenz 
über den Verhandlungsstand geschaffen werden. Inso-
weit muss ein Ausgleich gefunden werden, der auch aus-
reichende Möglichkeiten für Verhandlungsführung und 
Kompromissfindung enthält.

Doch diese Kommunikationsaufgabe ist nur der Anfang. 
Die übergeordnete und wichtigere Aufgabe ist, die Glo-
balisierung in Zukunft gerechter zu gestalten. Dies gilt 
einerseits für die Politik nach innen: Sie muss die Sorgen 
und Ängste der Bevölkerung ernst nehmen und dafür 
sorgen, dass alle Teile der Bevölkerung an den Vorteilen 
des Handels teilhaben können. Andererseits muss die 
Handelspolitik gerechter werden. Denn Handel ist kein 
Selbstzweck. Er ist ein Instrument zum Nutzen der Men-
schen und daher ist auch die zukünftige Handelspolitik 
der EU bestrebt, möglichst viel Nutzen für möglichst 
viele Menschen zu bewirken.

„Handel für alle“ ist daher Ziel und Titel der Handels-
strategie der Europäischen Kommission von 2015. Also 
Handel, der auch Verbrauchern, Arbeitnehmern und 
kleinen Unternehmen handfeste wirtschaftliche Ergeb-
nisse bringt und bei dem offene Märkte nicht zu Abstri-
chen bei grundlegenden Prinzipien führen. Um Nutzen 
für möglichst viele Menschen bewirken zu können, soll 
die europäische Handelspolitik wirksam sein, indem 
sie tatsächlich wirtschaftliche Chancen bietet. Zugleich 
muss sie auf die veränderten Rahmenbedingungen wie 
die wachsende Bedeutung von Dienstleistungen, die 
digitale Revolution und die starke Verflechtung der 
Wertschöpfungsketten eingehen. Sie muss dazu beitra-
gen, europäische Werte und Normen zu fördern und zu 
verteidigen. Gemeinsam mit ihren Partnern muss die 
EU sich daher zur Förderung der Menschenrechte, der 
Arbeitnehmerrechte, des Umwelt-, Gesundheits- und 
Verbraucherschutzes sowie der Entwicklung verpflich-
ten und einen Beitrag dazu leisten, die Korruption zu 
bekämpfen. Europa bekennt sich damit zu einer Han-
delspolitik, die sich für eine ehrgeizige, gerechte Gestal-
tung der Globalisierung einsetzt.

Handelspolitik für alle



3  GLOBALISIERUNG GESTALTEN 43

wortung und eine entscheidende Rolle zu. Als Global 
Player mit einem großen Binnenmarkt ist die EU für 
viele Drittstaaten der wichtigste Handelspartner. Die 
handelspolitischen Entscheidungen Europas wirken sich 
daher regelmäßig auch jenseits der Grenzen des Binnen-
marktes aus. Dies bedeutet auch ein großes Gewicht der 
europäischen Meinung auf dem internationalen Parkett. 
Die EU kann viel erreichen, wenn sie mit einer Stimme 
spricht. Mit einer europäischen Idee der Globalisierung, 
d. h. mit dem gemeinsamen Bewusstsein „Handel für 
alle“, besteht somit die Möglichkeit, die Globalisierung 
in diesem Sinne positiv zu gestalten. Dies ist ein lang-
wieriger Prozess und erfordert viel Ausdauer – aber auch 
Rom wurde nicht an einem Tag erbaut.

Handel für alle impliziert aber auch einen global fairen 
Handel, bei dem alle Partner die Spielregeln befolgen. 
Diskriminierende Vorschriften beim Marktzugang, 
Exportbeschränkungen oder Exportsubventionen ver-
zerren den Wettbewerb. Das gilt insbesondere für staat-
liche Interventionen mit dem Ziel, heimische Produk-
tion zu fördern oder Importe unzulässig zu behindern. 
Die Abwehr unfairer Handelspraktiken ist deshalb eine 
wichtige Ergänzung zur Politik der Marktöffnung.

Rolle der EU

Der EU kommt bei ihrem Handeln auf multilateraler, 
plurilateraler oder bilateraler Ebene eine große Verant-

Handel für alle – hin zu einer verantwortungs-
bewussteren Handels- und Innovationspolitik

Die Strategie beinhaltet fünf Schwerpunkte

1.	� Handel und Investitionen als Motor für Wachstum und Beschäftigung:
 	� Die Kommission weist darauf hin, dass 90 Prozent des weltweiten Wachstums innerhalb der 

nächsten zehn bis 15 Jahre außerhalb Europas stattfinden werden. Die EU braucht daher offene 
Märkte, um an diesem Wachstum teilhaben zu können.

2.	 Neue handelspolitische Themen:
	� Ein stärkerer Fokus auf Dienstleistungen, den digitalen Handel, Rohstoffe, Innovationen und 

kleine und mittelständische Unternehmen (KMU).

3.	 Mehr Transparenz in der Handels- und Investitionspolitik:
	� Dazu gehören etwa die Transparenzoffensive bei TTIP sowie die engere Zusammenarbeit mit 

anderen EU-Institutionen, Mitgliedstaaten und Zivilgesellschaft. Die EU-Kommission schlägt 
auch die regelmäßige Veröffentlichung aller Verhandlungsmandate des Rates vor.

4.	 Eine wertebasierte Handels- und Investitionspolitik:
	� Die EU-Kommission stellt ihre Reformpläne für die zukünftige Ausgestaltung von Investitions-

schutzkapiteln in Freihandelsabkommen dar. Die Beachtung hoher Nachhaltigkeits-, Menschen-
rechts- und Demokratiestandards in der Handelspolitik hat dabei besondere Bedeutung.

5. 	 Handelspolitik als Instrument zur Gestaltung der Globalisierung:
	� Die EU-Kommission bekräftigt die Bedeutung des multilateralen Ansatzes und der WTO in 

der Handelspolitik. Gleichzeitig entwickelt sie Vorschläge zur Neubelebung der multilateralen 
Verhandlungen.
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4. Die Wirtschafts- 
und Währungsunion 
voranbringen
Die Erfolge der Währungsunion durch Reformen sichern

Die europäische Wirtschafts- und Währungsunion ist eine große Errungenschaft für die 

Bürgerinnen und Bürger Europas. Der Euro ist ein Symbol für Europa und mittlerweile 

die gemeinsame stabile Währung für 19 Mitgliedstaaten. Um diese Erfolge langfristig zu 

sichern, sind weitere Anpassungen im Rahmenwerk der Wirtschafts- und Währungsunion 

erforderlich. 
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„(...) die Schaffung 
einer gemeinsamen 
Wirtschafts- und 
Währungsunion sollte 
als wichtiger Schritt zur 
Bildung einer politischen 
Union beitragen.“

Kernstück der europäischen Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion (WWU) ist der Euro. Von den vielen Vor-
teilen dieser gemeinsamen Währung profitieren wir 
in Europa nun schon seit vielen Jahren: Kein Bargeld 
umtauschen bei Reisen in andere Länder, keine Wechsel
kursrisiken beim grenzüberschreitenden Handel, deut-
lich geringere Transaktionskosten und eine steigende 
Preistransparenz. Der Wegfall von Wechselkursschwan-
kungen und die Stabilität von Preisen und Zinsen 
erleichtern auch Investitionen im gemeinsamen Wäh-
rungsraum. So haben sowohl Unternehmen als auch 
Verbraucherinnen und Verbraucher von der Einführung 
des Euros profitiert.

Seit Einführung der gemeinsamen Währung ist die Ent-
wicklung des Preisniveaus in den Euro-Mitgliedstaaten 
stabil geblieben. Laut Europäischer Zentralbank (EZB) ist 
die Preisniveaustabilität gegeben, wenn der Anstieg des 
Verbraucherpreisindexes nahe bei, aber unter zwei Pro-
zent bleibt. Es ist der EZB weitgehend gelungen, die 
langfristigen Inflationserwartungen bei dieser Marke 
zu verankern. Dies ist eine gute Nachricht für alle Mit-
gliedstaaten: Sowohl für Länder wie Italien und Frank-

reich, die noch in den 1980er-Jahren Inflationsraten 
von zehn Prozent bis über 20 Prozent hatten, als auch 
für Deutschland, das in den 1970er- und 1980er-Jahren 
ebenfalls unter höheren Inflationsraten litt.

In der jüngeren Vergangenheit bestand aufgrund des 
starken Rückgangs der Energiepreise sogar teilweise die 
Gefahr einer deflationären Entwicklung. Dieser Gefahr 
hat die EZB mit einer expansiven Geldpolitik entgegen-
gewirkt.
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Ziel der Europäischen Union ist 
die Errichtung einer Wirtschafts- 
und Währungsunion, deren 
Währung der Euro ist*

*	 vgl. Art 3. Abs. 4 des Gründungsvertrages der Europäischen Union (EUV)

Bereits bei Gründung der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft im Jahr 1957 formulierten die Staats- und 
Regierungschefs das Ziel, ihre Wirtschaftspolitik schritt-
weise anzunähern und zu koordinieren. Dies sollte zu 
einer harmonischen Entwicklung des Wirtschaftslebens 
in der Gemeinschaft beitragen. Wechselkurse und Zah-
lungsbilanzen wurden als gemeinsames Interesse gese-
hen. An eine gemeinsame Währung dachten damals 
jedoch die wenigsten. Im Jahr 1969 fassten die Staats- 
und Regierungschefs der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft dann den Beschluss, ihre Länder in einer 
Wirtschafts- und Währungsunion zusammenzufüh-
ren. Dieses ambitionierte Vorhaben scheiterte jedoch 
zunächst mit der ersten Erdölkrise. Erst Anfang der 
1990er-Jahre – nach dem Fall des Eisernen Vorhangs und 
mit Blick auf die Erweiterung der Europäischen Union 
(EU) nach Mittel- und Osteuropa – wurde diese Vision 
dann Wirklichkeit. Sie wurde im Vertrag zur Gründung 

der Europäischen Union – dem so genannten Vertrag 
von Maastricht – verankert, der zum 1. November 1993 
in Kraft trat.

Der Vertrag sah neben einer engeren Koordinierung in 
der Außen- und Sicherheitspolitik sowie im Bereich 
Inneres und Justiz vor allem die Schaffung einer ge-
meinsamen Wirtschafts- und Währungsunion als wich-
tigen Schritt für die Bildung einer politischen Union in 
Europa vor. Um die notwendigen Grundlagen für das 
gute Funktionieren der Währungsunion zu legen, wur-
den die Kapitalverkehrsfreiheit und der Binnenmarkt 
gestärkt. Zudem wurde eine gemeinsame Koordinierung 
der nationalen Wirtschaftspolitiken auf europäischer 
Ebene eingeführt. Denn gut funktionierende Märkte für 
Güter, Arbeit und Kapital sind für eine Währungsunion 
besonders wichtig.
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Die Wirtschafts- und Währungsunion wurde 
in drei Schritten realisiert:

1.	 Stufe (ab 1. Juli 1990): Stärkere Ausrichtung der jeweiligen nationalen 
Wirtschafts- und Währungspolitik auf Geldwertstabilität und Haus-
haltsdisziplin. Verstärkte Zusammenarbeit der nationalen Zentral
banken. Uneingeschränkte Kapitalverkehrsfreiheit.

2.	 Stufe (ab 1. Januar 1994): Errichtung des Europäischen Währungs
institutes (EWI; ab 1998 von der Europäischen Zentralbank abgelöst). 
Dessen Ziel: die Zusammenarbeit der nationalen Zentralbanken weiter 
zu stärken sowie die nationale Geldpolitik stärker zu koordinieren. 
Zudem Vorbereitung der rechtlichen, organisatorischen und insti-
tutionellen Voraussetzungen der dritten Stufe der Wirtschafts- und 
Währungsunion. Um sich für die dritte Stufe zu qualifizieren, mussten 
die beteiligten Nationalstaaten in dieser Phase bestimmte Konvergenz-
kriterien bezüglich der Preis-, Zins- und Währungsstabilität sowie der 
öffentlichen Finanzen erfüllen (so genannte Maastricht-Kriterien).

3.	 Stufe (ab 1. Januar 1999): In-Kraft-Treten unwiderruflicher Umrech-
nungskurse der nationalen Währungen zum Euro. Einführung des Euro 
als Buchgeld und Übernahme der einheitlichen Geldpolitik durch die 
Europäische Zentralbank. Zum 1. Januar 2002 wurde der Euro schließ-
lich als Bargeld eingeführt.
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Grundsätzlich nehmen alle Mitgliedstaaten der EU an 
der gemeinsamen Wirtschafts- und Währungsunion 
teil. Sie müssen prinzipiell bei Erfüllung der Konver-
genzkriterien den Euro als Gemeinschaftswährung ein-
führen, wobei die Übernahme des Euros jeweils eigens 
beantragt werden muss. Großbritannien und Dänemark 
haben sich jedoch bereits im Vertrag von Maastricht 
mit so genannten Opting-out-Klauseln die Einführung 
der Gemeinschaftswährung vorbehalten. Der Euro 
wurde daher als Buchgeld zunächst in elf Mitgliedstaaten 
(Deutschland, Frankreich, Österreich, Belgien, Luxem
burg, Niederlande, Italien, Spanien, Portugal, Irland, 
Finnland), die sich vorher erfolgreich qualifiziert hatten, 
eingeführt. Im Jahr 2001 kam dann noch Griechen-
land hinzu, sodass der Euro am 1. Januar 2002 in zwölf 
Mitgliedstaaten die nationalen Währungen als Bargeld 
ablöste. Seitdem haben auch Slowenien (2007), Malta 
und Zypern (2008), die Slowakei (2009), Estland (2011), 
Lettland (2014) und Litauen (2015) den Euro eingeführt. 
Die Beitritte dieser Staaten zum Euroraum zeigen, dass 
sie in der Übernahme des Euros als einer stabilen Wäh-
rung einen großen Vorteil sehen. Dies gilt gerade auch 
vor dem Hintergrund der Turbulenzen der Finanzkrise. 
Der Eurobeitrittsprozess ist dabei noch lange nicht 
abgeschlossen. Mit Bulgarien hat 2018 ein weiterer Mit-
gliedstaat sein Interesse an der Einführung des Euros in 
den kommenden Jahren bekundet und muss nun die 
noch offenen Beitrittskriterien erfüllen. Mit Blick auf die 
Finanzkrise spielen neben der Erfüllung der wirtschaft-
lichen Konvergenz nunmehr auch die rechtliche Kon-
vergenz sowie die Stärke des Finanz- und Bankensektors 
eine entscheidende Rolle bei der Einführung des Euros. 
Hieran gilt es, sich langfristig zu messen.

Um die Stabilität der nationalen Haushaltspolitik nicht 
nur zum Zeitpunkt der Euro-Einführung sicherzustel-
len, wurde 1997 der Stabilitäts- und Wachstumspakt 
eingeführt. Die Mitgliedstaaten verpflichteten sich, das 
mittelfristige Haushaltsziel eines nahezu ausgeglichenen 
oder eines Überschuss ausweisenden Haushalts einzu-

halten. Zudem wurde vereinbart, dass bei übermäßigem 
Defizit (mehr als drei Prozent des Bruttoinlandsproduk-
tes) oder zu hohem Schuldenstand (mehr als 60 Prozent 
des Bruttoinlandsproduktes) korrigierende Maßnahmen 
ergriffen werden müssen.

Ziel dieser Regeln ist es, die Stabilität der Währungs-
union zu sichern. Denn den Mitgliedern einer Wäh-
rungsunion fehlt die Möglichkeit, asymmetrische 
Schocks oder andere Krisen über den Wechselkurs 
auszugleichen, zudem muss sich die einheitliche Geld
politik an Durchschnittswerten des Euroraums orientie-
ren. Daher sollte die Fiskalpolitik besonders nachhaltig 
ausgerichtet sein, um auch in konjunkturellen Schwä-
chephasen über ausreichend finanziellen Spielraum für 
Stabilisierungsmaßnahmen zu verfügen.

Schon bei der Einführung der gemeinsamen Währung 
wurde kritisch diskutiert, ob das europäische Regelwerk 
zu stark auf die Stabilität der Haushaltspolitiken der 
Mitgliedstaaten abziele. In Bezug auf die Koordinierung 
der nationalen Wirtschaftspolitik fehle es an Verbind-
lichkeit. Hinter dieser bewussten politischen Entschei-
dung stand die Erwartung, die gemeinsame Währung 
selbst würde letztlich als Katalysator zu einer wirtschaft-
lichen und strukturellen Konvergenz zwischen den 
Mitgliedstaaten beitragen. In den ersten Jahren nach 
der Einführung der gemeinsamen Währung schien sich 
diese Hoffnung zu bestätigen.

Spätestens als im Zuge der Wirtschafts- und Finanz-
krise ab 2007 mit Spanien und Irland zwei Länder, deren 
öffentliche Haushalte zuvor keinen Anlass zur Beanstan-
dung gegeben hatten, den Zugang zum Kapitalmarkt zu 
verlieren drohten, wurde aber deutlich, dass die hohe 
Staatsverschuldung in einigen Mitgliedstaaten nicht das 
einzige Problem der Wirtschafts- und Währungsunion 
war. Das bestehende europäische Regelwerk reichte 
weder aus, um die Krise zu verhindern, noch um mit 
ihren Folgen umzugehen.

„Die Krise machte deutlich, 
dass zur Sicherung des 
langfristigen Erfolges noch 
weitere Reformschritte 
notwendig waren.“
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Reaktionen auf die Krise

Die Krise machte deutlich, dass zur Sicherung des lang-
fristigen Erfolges weitere Reformschritte notwendig 
waren. Es fehlten gemeinsame Regeln und Verfahren 
zur Sicherung der Finanzmarktstabilität. Die Probleme 
in diesem Bereich hatten erhebliche negative Auswir-
kungen sowohl auf die Realwirtschaft als auch auf die 
öffentlichen Finanzen der betroffenen Mitgliedstaaten. 
Zudem gab es auch keinen gemeinsamen Mechanis-
mus zur Bewältigung großer Krisen. Und es bestanden 
weiterhin große wirtschaftliche Unterschiede zwischen 
den Mitgliedstaaten. Der erhoffte Konvergenzprozess 
hatte nur in Teilen stattgefunden. Es wurde klar, dass 
die Koordinierung der nationalen Haushaltspolitik der 
einzelnen Staaten eine wichtige Bedingung für ein rei-
bungsloses Funktionieren der Währungsunion darstellt. 
Die ebenfalls wichtige Koordinierung der Wirtschafts-
politik musste aber noch verstärkt werden.

Vor dieser besonderen Belastungsprobe hat die Euro-
zone ihre Handlungsfähigkeit eindrucksvoll bewiesen. 
Zentrale Schwachstellen wurden innerhalb kürzester 
Zeit durch zum Teil weitreichende Reformen adressiert:

Im Bereich der Finanzmarktregulierung wurde eine 
Vielzahl EU-weit einheitlicher neuer Regelungen erlas-
sen. Die Mitglieder der Eurozone einigten sich zudem 
auf die Schaffung einer Bankenunion mit einer gemein-
samen Bankenaufsicht bei der EZB und einem gemein-
samen Abwicklungsmechanismus (inkl. Abwicklungs-
fonds). Zudem wurde der Europäische Stabilitätsmecha-

nismus (ESM) geschaffen, der Mitgliedstaaten in Krisen-
zeiten finanziell unterstützen kann.

Im Juni 2010 beschlossen die Staats- und Regierungs-
chefs der EU außerdem, die Wirtschaftspolitik der Mit-
gliedstaaten deutlich stärker als bislang zu koordinieren, 
um Fehlentwicklungen auf den Finanzmärkten oder 
in der Realwirtschaft früher zu erkennen und effektiv 
gegensteuern zu können. Mit der Einführung des Euro-
päischen Semesters (jährlicher Prozess, der erstmals 
im Jahr 2011 durchgeführt wurde) wurden die bereits 
vorhandenen Instrumente der finanzpolitischen Koor-
dinierung mit neuen Instrumenten der wirtschaftspo-
litischen Koordinierung zusammengefasst und mitein-
ander verzahnt (vgl. Abb. 2). Ergänzt wurde das Europä-
ische Semester im Herbst des Jahres 2011 noch um das 
Verfahren zur Vermeidung und Korrektur makroökono-
mischer Ungleichgewichte (Macroeconomic Imbalance 
Procedure).

Dieser gesamte Monitoringprozess endet regelmäßig im 
Juni jeden Jahres mit der gemeinsamen Verabschiedung 
der länderspezifischen Empfehlungen durch alle Mit-
gliedstaaten im Rat der EU. Die Empfehlungen enthal-
ten Reformvorschläge, die zum einen die Widerstands-
fähigkeit der einzelnen Mitgliedstaaten stärken und zum 
anderen zu einer verstärkten Konvergenz der Wettbe-
werbsfähigkeit führen sollen. Die grenzüberschreitende 
Koordinierung der Reformen soll auch dazu beitragen, 
das große Wachstumspotenzial des gemeinsamen Bin-
nenmarktes stärker auszunutzen.

„Vor dieser besonderen Belastungs
probe hat die Eurozone ihre 
Handlungsfähigkeit eindrucksvoll 
bewiesen.“
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Wirtschaftspolitische 
Koordinierung und 
Überwachung gemäß 
Art. 121 AEUV:

"" Jahreswachstumsbericht

"" Wirtschafts- und 
Beschäftigungs- 
Leitlinien

"" Europa 2020

"" nationale Reform
programme

"" länderspezifische 
Empfehlungen, 
Eurozonenempfehlung

Vermeidung und Korrektur 
makroökonomischer Un
gleichgewichte gemäß Un-
gleichgewichteverfahren:

"" Frühwarnbericht

"" vertiefte Länderanalysen

"" Empfehlungen zur 
Korrektur makro
ökonomischer 
Ungleichgewichte

"" ggf. korrektiver Arm 
und Vorlagen Korrektur-
maßnahmenpläne

Haushaltspolitische 
Koordinierung gemäß Sta- 
bilitäts- und Wachstums
pakt und Fiskalvertrag:

"" Vorlage der Stabilitäts- 
und Konvergenz
programme

"" KOM-Bewertung der 
Programme

"" ggf. Empfehlungen im 
Rahmen des Defizit
verfahrens

Zusätzlich für Euroländer:

"" Vorlage von Haus-
haltsentwürfen

"" im Defizitverfahren 
Vorlage von Wirtschafts-
partnerschaftsprogram-
men

Europäisches Semester

Quelle: BMWi
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Die Wirtschafts- und Währungs
union weiterentwickeln

Mit den Reformen der letzten Jahre haben die Mitglied-
staaten die Wirtschafts- und Währungsunion bereits 
umfassend weiterentwickelt. Angesichts des ungleich 
verteilten Wirtschaftswachstums, der teilweise immer 
noch hohen Arbeitslosigkeit insbesondere bei Jugend-
lichen und weiterhin hoher Schuldenstände in der 
Eurozone können die Arbeiten an der Verbesserung der 
Wirtschafts- und Währungsunion allerdings nicht als 
abgeschlossen betrachtet werden.

Ende 2017 hat die Kommission ein umfangreiches Paket 
an Vorschlägen zur Weiterentwicklung der Wirtschafts- 
und Währungsunion (WWU) vorgelegt. Die Kommission 
knüpft dabei an die bisherigen Reformvorschläge zur 
WWU (u. a. 5-Präsidenten Bericht vom Juni 2015 und 
KOM-Reflexionspapier zur Vertiefung der WWU vom 
Mai 2017) an. Die Staats- und Regierungschefs der EU 
einigten sich im Dezember 2017 darauf, dabei zunächst 
die Weiterentwicklung des Europäischen Stabilitätsme-
chanismus (ESM) und die Vollendung der Bankenunion 
in den Mittelpunkt zu stellen.

Deutschland und Frankreich haben sich zudem im Juni 
2018 für die Schaffung eines Eurozonen-Budgets für 
Wettbewerbsfähigkeit, Konvergenz und Stabilisierung 
ausgesprochen. Ein gemeinsames Budget für die Euro-
zone soll zum einen als Investitionshaushalt zur Stär-
kung der Wettbewerbsfähigkeit der einzelnen Mitglied-
staaten dienen und zum anderen die Mitgliedstaaten 
bei der Überwindung wirtschaftlicher Schwächephasen 
unterstützen, ohne das ein dauerhafter Transfermecha-
nismus eingerichtet wird.

Um die Wettbewerbsfähigkeit und das Wachstums
potenzial in Europa zu stärken, sind in erster Linie die 
Mitgliedstaaten gefordert. Sie müssen den Wettbewerb 
und die Innovationsfähigkeit ihrer Wirtschaftssysteme 
fördern, indem sie Strukturreformen und Investitionen 
in eigener Verantwortung durchführen. Die Europä
ische Kommission hat daher ein Reformhilfeprogramm 
vorgeschlagen. Es soll zu einer zielgerichteten Reform
implementierung in den jeweiligen Mitgliedstaaten bei-
tragen und so die Widerstandsfähigkeit der Eurozone als 
Ganzes stärken.

An den laufenden Diskussionen und Reformprozessen 
beteiligt sich das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie intensiv. 
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„Neben den Reformbestrebungen 
auf europäischer Ebene sind vor 
allem auch die Mitgliedstaaten 
gefordert, die Wettbewerbs- 
und Innovationsfähigkeit ihrer 
Wirtschaft voranzubringen.“
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Das europäische Sozialmodell in 
einer globalisierten Welt



4  DIE  WIRTSCHAFTS- UND WÄHRUNGSUNION VORANBRINGEN 55

Die WWU und der Euro sind für viele Bürgerinnen und 
Bürger aus dem täglichen Leben nicht mehr wegzuden-
ken. Oder wie es Jean-Claude Juncker in seiner Rede zur 
Lage der Union am 14. September 2016 sagte: „Für die 
meisten von uns gehört auch der Euro zum Europäisch- 
Sein dazu.“ Aber es gilt weitere Reformen umzusetzen, 
damit der Euro eine dauerhafte Erfolgsgeschichte bleibt. 
Denn nur als einheitliche, starke EU ist es möglich, 
ebenbürtiger Partner von Ländern wie China oder den 
USA zu sein.

Die gemeinsame Währung ist aber kein Selbstzweck. Sie 
hat erhebliche Vorteile für alle, ist Garant für Preisstabi-
lität und damit letztlich auch eine wichtige Vorausset-
zung für Wachstum. Es ist aber auch essenziell, dass alle 
von diesen Vorteilen profitieren. Alle Bürgerinnen und 
Bürger an den Vorteilen offener Märkte teilhaben zu 
lassen, zeichnet das europäische Sozialmodell aus. Ziel 
ist ein inklusiveres Wachstum, bei dem der Wettbewerb 
nicht zulasten der Arbeitnehmer und der sozial Schwa-
chen geht. Alle Mitgliedstaaten müssen deshalb gemein-
sam daran arbeiten, dass die nationale Wirtschaftspolitik 
der einzelnen Mitgliedstaaten stärker als bislang auf die 
Erfordernisse des gemeinsamen Währungsraumes aus-
gerichtet wird und gemeinsame Regeln konsequent ein-
gehalten werden, damit sich die Entwicklungen in den 
einzelnen Ländern in hinreichendem Maße angleichen. 
Dazu gehören zum Beispiel auch Maßnahmen gegen 
unlauteren Steuerwettbewerb.

Nur wenn es gelingt, das Wohlfahrtsversprechen der EU 
einzulösen, kann der europäische Weg zu einem Vorbild 
für die Globalisierung werden.

„Nur wenn es gelingt, das 
Wohlfahrtsversprechen der EU 
einzulösen, kann der europäische 
Weg zu einem Vorbild für die 
Globalisierung werden.“
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5. Investitionen 
in Europa als 
Investitionen in 
unsere Zukunft
Investitionen für Wachstum und Beschäftigung sind 
Garanten für wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Zusammenhalt

Intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum – in diesem Dreiklang liegt 

das wirtschaftspolitische Credo der Europäischen Union und damit ihr Wohlstands-

versprechen gegenüber ihren Bürgerinnen und Bürgern. Grundlegende Voraussetzung 

dafür ist ein hohes Niveau privater und öffentlicher Investitionen. Die Europäischen 

Struktur- und Investitionsfonds und die Investitionsoffensive der Europäischen 

Union spielen dabei eine zentrale Rolle.
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Ihren wirtschaftspolitischen Dreiklang hat die Europä-
ische Union (EU) im Jahr 2010 mit der Strategie Europa 
2020 formuliert. Diese auf zehn Jahre angelegte Strate-
gie ist die Vision der sozialen Marktwirtschaft Europas 
im 21. Jahrhundert und will zugleich ihr Gewicht in der 
Welt stärken. Die EU und ihre Mitgliedstaaten geben sich 
mit der Strategie eine Orientierung, die sich gestaltend 
auf den EU-Haushalt und auf wichtige Politiken wie etwa 
die Investitions- und Kohäsionspolitik auswirkt.

Diese gemeinsame Orientierung bleibt auch für das 
nächste Jahrzehnt notwendig, da es über die Interpreta-
tion wirtschaftspolitischer Ziele und ihrer Umsetzung 
nach wie vor unterschiedliche nationale Vorstellungen 
gibt. Dabei spielen auch die jeweiligen Interessenlagen 
eine wichtige Rolle, sowohl in den einzelnen Mitglied-
staaten als auch auf europäischer Ebene. Europa 2020 
bildet demgegenüber ein gemeinsam getragenes wirt-
schaftspolitisches Leitbild.

Die bisherige Erfahrung mit der Strategie Europa 2020 
zeigt, dass es zusätzlich auch eines konkreten, auf die 
Zielsetzungen der Strategie ausgerichteten Instrumen-
tariums bedarf. Hier sorgt der umfassendere Ansatz in 
Form einer europäischen Investitionsagenda für Abhilfe. 
Als Grundlage für ein wettbewerbsfähiges, nachhaltig 
wachsendes und zukunftsfähiges Europa baut die Politik 
auf Investitionen – private wie öffentliche.

Die EU kann dafür auf einen wohl etablierten „Werk-
zeugkasten“ zurückgreifen. Bereits mit dem Vertrag 
über die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft von 1957 
wurde auch die Europäische Investitionsbank (EIB) 
geschaffen. Ihr Auftrag ist die Unterstützung von Inves-
titionen in strukturschwachen Regionen der Union 
entsprechend Art. 174 AEUV: „Die Union setzt sich ins-
besondere zum Ziel, die Unterschiede im Entwicklungs-
stand der verschiedenen Regionen und den Rückstand 
der am stärksten benachteiligten Gebiete zu verringern.“ 
Insbesondere ab den 1970er-Jahren begann zudem der 
Weg hin zu einer eigenständigen Regional- und Kohä
sionspolitik der EU. Es zeigte sich die Notwendigkeit, 
strukturschwache Regionen nicht nur durch günstige 
Kredite – also letztlich nachfragegetrieben –, sondern 
auch durch eine aktive Strukturpolitik zu fördern.

Vor dem Hintergrund der derzeitigen Investitions- und 
Wachstumsschwäche kündigte der Präsident der Euro-
päischen Kommission Jean-Claude Juncker an, Inves-
titionen in den Mittelpunkt seiner Politik zu stellen: 
„Meine erste Priorität als Kommissionspräsident gilt der 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit Europas und der 
Belebung der Investitionstätigkeit in Europa, um auf 
diese Weise neue Arbeitsplätze zu schaffen.“ Hieraus ent-
wickelte sich als neuestes Element des genannten Werk-
zeugkastens die als Juncker-Plan bekannte Investitions-
offensive für Europa, die die Europäische Kommission 
im November 2014 vorstellte.

„Es zeigte sich die Notwendigkeit, 
strukturschwache Regionen (...) 
auch durch eine aktive Struktur
politik zu fördern.“
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Die Investitionsoffensive für 
Europa und der EFSI
Unter den drei Säulen der Investitionsoffensive bildet 
der Europäische Fonds für strategische Investitionen 
(EFSI) das zentrale innovative Element. Seine Aufgabe 
ist es, über Garantien aus dem EU-Haushalt bzw. der EIB 
privates Kapital für Investitionen in Europa zu mobili
sieren. Drei Jahre nach seinem Start lässt sich bilanzie-
ren: Der EFSI ist im Wesentlichen eine Erfolgsgeschichte. 
Zum Juli 2018 konnten Kommission und EIB vermelden, 

dass das erste Ziel, mithilfe des EFSI ein (zusätzliches) 
Investitionsvolumen von 335 Milliarden Euro zu gene-
rieren, erreicht wurde. Bis Ende 2020 soll mithilfe der 
erweiterten EFSI-Garantie (s. u.) ein Investitionsplus von 
mindestens 500 Milliarden Euro erreicht werden.

Grundlage des EFSI ist eine Garantie, die sich – nach der 
Ende 2016 beschlossenen Ausweitung, für die sich das 
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BMWi bereits frühzeitig eingesetzt hatte – auf insgesamt 
33,5 Milliarden Euro beläuft (26 Milliarden Euro aus dem 
EU-Haushalt, 7,5 Milliarden von der EIB). Diese Sicher-
heit ermöglicht es der EIB-Gruppe (der EIB selbst und 
dem Europäischen Investitionsfonds EIF), Investitions-
vorhaben mit hohen Ausfallrisiken mitzufinanzieren. Im 
Fokus stehen wirtschaftlich tragfähige Projekte, die auf-
grund eines erhöhten Risikos ohne die Kofinanzierung 
der EIB keine oder keine adäquate Finanzierung finden 
(so genannte Additionalität oder Zusätzlichkeit).

Auch in Deutschland finanziert der EFSI bereits eine 
Vielzahl an Projekten. Bis Februar 2019 wurden 74 
Infrastruktur- und Innovationsvorhaben – zum Teil 
gemeinsam mit Partnern aus anderen Mitgliedstaaten – 
sowie 29 Vereinbarungen mit Finanzintermediären 
zur KMU-Finanzierung genehmigt, die Investitionen 
von geschätzt 35,2 Milliarden Euro auslösen sollen. So 
konnte beispielsweise das Volumen des Existenzgrün-
derprogramms ERP-Unternehmerkredit StartGeld 

der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) mithilfe des 
EFSI auf 1 Milliarde Euro verdoppelt werden.

Investitionen bedürfen aber auch eines geeigneten 
Klimas. Die EU und ihre Mitgliedstaaten müssen daher 
über entsprechende strukturelle Reformen auch auf 
mitgliedstaatlicher Ebene die Rahmenbedingungen für 
unternehmerisches Handeln und Investitionen weiter 
verbessern. Dies ist – neben dem EFSI und der Investi-
tionsberatung etwa durch die EIB – die dritte wesent-
liche Säule der europäischen Investitionsoffensive. 
Erst im Zusammenspiel aller drei Elemente kann der 
Juncker-Plan seine maximale Wirkung entfalten.

Für den mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 2021 – 2027 
hat die Kommission im Sommer 2018 das neue Pro-
gramm InvestEU vorgeschlagen. Es fasst insgesamt 
14 bisher getrennte Finanzinstrumente zusammen, 
darunter an zentraler Stelle den EFSI. Somit bedeutet 
InvestEU auch, dass der ursprünglich als Krisen
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reaktionsinstrument gedachte EFSI eine dauerhafte 
Grundlage erhält. In seiner Grundstruktur gleicht das 
InvestEU-Programm der Investitionsoffensive, da es die 
drei oben genannten Säulen fortführt und weiterent-
wickelt. Dabei soll InvestEU stärker auf die politischen 
Prioritäten der Union ausgerichtet sein. Im Fokus stehen 
die Bereiche nachhaltige Infrastruktur, Forschung, Inno-
vation und Digitalisierung, kleine und mittlere Unter-
nehmen sowie soziale Investitionen und Kompetenzen. 
Über den gesamten kommenden MFR sollen nach dem 
Vorschlag der Kommission zusätzliche öffentliche und 
private Investitionen in Höhe von 650 Milliarden Euro 
angeschoben werden.

Ein wesentlicher Unterschied zum EFSI liegt nach dem 
Vorschlag der Kommission darin, dass die Kreditver-
gabe aus dem InvestEU-Fonds nicht länger exklusiv 
über die EIB-Gruppe erfolgen soll. In Zukunft soll dies 
auch zu einem gewissen Anteil über andere geeignete 
Finanzintermediäre, insbesondere Förderbanken wie 

die Kreditanstalt für Wiederaufbau KfW, möglich sein, 
um so den Wettbewerb zu stärken. Zudem will die Kom-
mission künftig neben der eigentlichen Verwaltung der 
InvestEU-Garantie auch die zentrale Rolle bei der Vergabe 
dieser Garantie spielen.

Mit dem neuen Programm sollten aus unserer Sicht 
möglichst qualitative Verbesserungen einhergehen. Dies 
betrifft insbesondere die so genannte Additionalität der 
geförderten Projekte, d. h., das Instrument sollte vor al-
lem dort greifen, wo eine anderweitige Finanzierung bei 
einem im Prinzip wirtschaftlichen Projekt nicht möglich 
ist oder zu teuer wird. Die Erfahrung mit dem EFSI zeigt, 
dass dieses wesentliche Kriterium nicht durchgängig 
sichergestellt war. Für den neuen InvestEU-Fonds brau-
chen wir daher effektivere Bestimmungen, die beim 
Einsatz der Garantie konsequent einzuhalten sind – im 
Interesse einer maximalen Wirksamkeit des Instruments 
ebenso wie des möglichst effektiven Einsatzes der be-
grenzten Haushaltsmittel.

„Über den gesamten kommenden 
mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 
sollen nach dem Vorschlag der 
Kommission zusätzliche öffentliche 
und private Investitionen in Höhe 
von 650 Milliarden Euro angeschoben 
werden.“
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Die europäischen Struktur- und 
Investitionsfonds 

Berliner Herzen retten Leben

Das mittelständische Unternehmen Berlin Heart GmbH 
(www.berlinheart.de) ist auf Kunstherzen spezialisiert. 
Es entwickelt, produziert und vertreibt innovative 
Systeme für die mechanische Herzunterstützung.

Nicht nur bei der Entwicklung von Blutpumpen für 
Säuglinge und Kleinkinder ist Berlin Heart europawei-
ter Marktführer. Bei einem aktuell vom Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) unterstützten 
Projekt geht es um die Entwicklung noch kleinerer 
Geräte zur unterstützenden Behandlung terminalen 
Herzversagens.

Gesamtkosten: 3.760.794 Euro 
EFRE-Förderung: 1.831.140 Euro

Aufgabe der europäischen Kohäsions- und Struktur-
politik ist es, das Gefälle zwischen starken und schwa-
chen Regionen in der EU auszugleichen und damit die 
wirtschaftlichen und sozialen Unterschiede innerhalb 
der Gemeinschaft zu verringern. In Artikel 174 AEUV ist 
sie mit dem Ziel verankert, den Zusammenhalt in der 
Union zu stärken und eine harmonische Entwicklung zu 
fördern. Sie unterstützt Wirtschaftswachstum, Wettbe-

Auch in Deutschland profitieren Bürgerinnen und 
Bürger – direkt und indirekt – von dieser Solidari-
tät. Dabei sind es häufig kleine und mittelständische 
Unternehmen, die so genannten Hidden Champions, 
deren innovative Ideen gefördert werden.

Welcher Nutzen sich daraus für Bürgerinnen und 
Bürger ergibt, zeigen die nachfolgenden in der 
laufenden Förderperiode 2014 – 2020 realisierten 
Best-practice-Beispiele:

werbsfähigkeit von Unternehmen, nachhaltige Entwick-
lung und Beschäftigung. Geförderte Projekte verbessern 
spürbar die Lebensqualität der Bürgerinnen und Bür-
ger in der EU. Zugleich verkörpern sie den europäischen 
Mehrwert der EU-Kohäsionspolitik. Wie keine andere 
steht diese EU-Politik für die Solidarität innerhalb der 
Union, denn die ärmsten Mitgliedstaaten und Regionen 
profitieren von den EU-Strukturmitteln am meisten.

http://www.berlinheart.de
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Errichtung des größten Energiespeichers 
Europas in Brandenburg

In Feldheim bei Treuenbrietzen wurde eine Lithium-
Ionen-Anlage der RRKW Feldheim GmbH & Co. KG mit 
einem Speichervolumen von zehn Megawatt errichtet.

Das Regelenergiekraftwerk reagiert innerhalb von 
Sekunden, speichert überflüssigen Strom bzw. gibt Leis-
tung ab und gleicht so kurzfristige Schwankungen aus.

Gesamtkosten: 12,9 Millionen Euro  
EFRE-Förderung: 5 Millionen Euro

„(...) und damit die wirtschaftlichen 
und sozialen Unterschiede innerhalb 
der Gemeinschaft zu verringern.“

Die Praxisklasse der bayerischen 
Mittelschule

In der Praxisklasse werden Schüler/-innen der 
Mittelschule mit großen Lern- und Leistungsrück-
ständen aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) 
mit dem Ziel gefördert, einen Schulabschluss zu 
erlangen. Ca. 95 Prozent der Schüler/-innen in der 
Praxisklasse finden einen direkten schulischen 
oder beruflichen Anschluss.

Gesamtkosten: 9,2 Millionen Euro 
im Schuljahr 2015/2016 
ESF-Förderung: 2,5 Millionen Euro
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%

Ziel 1: Forschung 
   und Innovation  35,5

        Ziel 3: Wettbewerbs-
               fähigkeit von KMU  21,8

Ziel 9: Soziale Inklusion und            
Bekämpfung von Armut   6,0

Technische Hilfe  3,7

Ziel 6: Schutz von Umwelt            
und Ressourcenef�zienz   6,4
Ziel 5: Anpassung an            

den Klimawandel   4,1

Ziel 4: CO2-arme 
          Wirtschaft  22,5

Die europäischen Struktur- und Investitionsfonds (ESIF) 
umfassen in der Förderperiode 2014 – 2020 den Euro-
päischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), den 
Europäischen Sozialfonds (ESF), den Europäischen Land-
wirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums (ELER), den Europäischen Meeres- und Fische
reifonds (EMFF) und – für schwach entwickelte Mit-
gliedstaaten – den Kohäsionsfonds, der Projekte in den 
Bereichen Umwelt und Verkehrsinfrastruktur fördert.

Von den EU-weit insgesamt zur Verfügung stehenden 
Mitteln in Höhe von rund 454 Milliarden Euro entfallen 
auf Deutschland rund 30 Milliarden Euro.

Die EU-Strukturpolitik wurde mit Beginn der Förder-
periode 2014 – 2020 umfassend reformiert und strate-
gisch neu ausgerichtet. Sie verkörpert nach wie vor den 
Kohäsionsgedanken, nach dem das Gros der Mittel auch 
weiterhin in strukturschwache Mitgliedstaaten und 
Regionen fließt. Die Fonds orientieren sich jedoch kon-
sequenter an Wachstum, Innovation und Beschäftigung. 
Die EU-Strukturpolitik ist ergebnisorientierter, wirk-
samer und effizienter ausgestaltet. Die Investitionen 
konzentrieren sich inhaltlich auf Kernthemen wie For-
schung und Entwicklung, KMU-Förderung, CO2-Abbau 
in allen Wirtschaftsbereichen und wurden stärker mit 

Anreizen für Strukturreformen und Haushaltskonsolidie-
rung verknüpft.

Der Europäische Fonds für regionale 
Entwicklung

Der EFRE unterstützt Regionen mit Entwicklungsrück
stand und Strukturproblemen. Er finanziert vor allem 
Investitionen in Projekte, um die regionale und betrieb-
liche Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und Arbeitsplätze 
in kleinen und mittleren Unternehmen zu schaffen. Hin-
zukommen Maßnahmen, die der Energieeffizienz, der 
Forschung und technologischen Entwicklung oder dem 
Schutz der Umwelt dienen.

Deutschland erhält in der Förderperiode 2014 – 2020 aus 
dem EFRE knapp elf Milliarden Euro. Davon fließt der 
weitaus größere Teil in die Übergangsregionen (die ost-
deutschen Bundesländer mit der niedersächsischen Region 
Lüneburg, jedoch ohne die sächsische Region Leipzig). 
Darüber hinaus unterstützt der EFRE (mit ca. einer Milli-
arde Euro) Maßnahmen im Rahmen der Europäischen ter-
ritorialen Zusammenarbeit (ETZ). Die ETZ zielt besonders 
auf die Kooperation der Mitgliedstaaten in Grenzregionen.

Konzentration des EFRE auf zentrale Prioritäten der EU in 2014 – 2020 
(in Prozent)
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Die ESI-Fonds sind seit 2014 stärker auf wachstums- und 
beschäftigungsrelevante Bereiche ausgerichtet. Der EFRE 
konzentriert sich inhaltlich vor allem auf Forschung und 
Innovation, Wettbewerbsfähigkeit von KMU und Maß-

nahmen zur Förderung von Energieeffizienz und erneu-
erbaren Energien. Der ESF unterstützt Maßnahmen, um 
Arbeitsmarktpotenziale zu nutzen, die soziale Inklusion zu 
stärken und Bildungserfolge zu steigern.

Die EU-Strukturpolitik … verkörpert 
nach wie vor den Kohäsionsgedanken, 
nach dem das Gros der Mittel auch 
weiterhin in strukturschwache 
Mitgliedstaaten und Regionen fließt.“
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Europa in meiner Region – Erfolgs-
geschichten in Deutschland

In einer deutschlandweiten Aktion öffnen unter die-
sem Titel Projekte, die aus den ESIF gefördert wur-
den, ihre Türen für die Öffentlichkeit. Bürgerinnen 
und Bürger können so direkt vor ihrer Haustür selbst 
in Augenschein nehmen, was Europa in ihre Region 
investiert.

Umsetzung der ESIF-Förderung 
in Deutschland

Wer von den ESIF profitiert, entscheiden in Deutschland 
ganz überwiegend die Bundesländer. Mit Ausnahme 
des ESF-Bundesprogramms, das vom Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales verwaltet wird, sind es die 
Länder, die Förderrichtlinien festlegen und die Förder-
programme umsetzen. Damit entspricht die EU-Regi-
onalförderung mit ihrer dezentralen Verwaltung dem 
föderalen Staatsaufbau in Deutschland. Sie richtet sich 
am regionalen Bedarf aus und kann so in den Regionen 
die beste Wirkung entfalten (vgl. Kasten).

Die Förderung durch die ESI-Fonds zeigt in Deutschland 
deutlich ihre Wirkung. In der Förderperiode von 2007 
bis 2013 wurden mithilfe der Fonds in Deutschland zum 
Beispiel 750 Gründungen von Start-up-Firmen unter-
stützt sowie mehr als 108.000 Arbeitsplätze geschaffen. 
Mehr als 600.000 Menschen fanden einen Arbeitsplatz, 
noch einmal so viele konnten sich beruflich qualifizieren.

Ausblick auf die Zeit nach 2020

Im Frühsommer 2018 hat die Europäische Kommission 
ihre Vorschläge sowohl für den mehrjährigen Finanz-
rahmen (MFR) 2021 – 2027 als auch für die gesetzlichen 
Grundlagen der EU-Strukturpolitik (Legislativpaket) 
vorgelegt.

Sie sehen zahlreiche für Deutschland wichtige Punkte 
und Themen vor, so etwa die Fortführung der EU-Struk-
turförderung in allen Regionen der Union, eine Bei-
behaltung der thematischen Konzentration und der 
Ergebnisorientierung, eine Stärkung der Verknüpfung 
mit dem Europäischen Semester und der wirtschafts
politischen Koordinierung in der EU.

Inhaltlich sollen die EU-Strukturfonds auf fünf zentrale 
Politikziele ausgerichtet werden: Innovation und intel-
ligente wirtschaftliche Transformation, CO2-Minderung 
und Klimaschutz, Infrastruktur, Soziales sowie Bürger-
nähe.
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Vorschlag der Europäischen Kommission für 
die künftige Regionenkarte 2021 – 2027

Vorschlag der EU-Kommission vom Mai 2018
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Das EU-Budget als finanzielle 
Klammer
Der mehrjährige Finanzrahmen (MFR) bildet die finanziel-
le Klammer um das Handeln der EU, so auch um den EFSI 
(künftig InvestEU) und die ESI-Fonds. Er gilt aktuell für die 
Jahre 2014 – 2020. Am 2. Mai 2018 hat die KOM einen neu-
en MFR für die Jahre 2021 – 2027 mit einem Volumen von 
1.279 Milliarden Euro vorgeschlagen (entspricht etwa 1,1 
Prozent des Bruttonationaleinkommens (BNE) der EU-27).

Zur Finanzierung neuer Prioritäten (Forschung, Innova
tion, Digitales, Jugend, Klima/Umwelt, Migration und 
Grenzen, Sicherheit, Auswärtiges Handeln) sollen die 
Agrar- und Kohäsionspolitik jeweils um fünf bis sieben 
Prozent gekürzt werden und künftig nur noch 60 Prozent 
statt 73 Prozent der Ausgaben ausmachen. Ferner soll eine 
Modernisierung des Haushalts durch einen Fokus auf 
europäischen Mehrwert, Reduktion der Programman-
zahl, Abbau von Bürokratie, Steigerung von Flexibilität 
erfolgen.

Die EU gibt sich mit dem MFR ein mittelfristig ange-
legtes Gerüst für die Ausrichtung ihrer Jahreshaushalte. 
Anders ausgedrückt: Sie legt fest, wofür sie Geld aus-
geben wird. Da der europäische Haushalt vor allem ein 
Investitionshaushalt ist, bringen die Festlegungen im 
MFR ein hohes Maß an Planungssicherheit für länger-
fristige Investitionsprogramme.

Der MFR für die Zeit 2014 – 2020 wurde 2013 vor dem 
Hintergrund der Finanz- und Wirtschaftskrise sowie 
angespannter öffentlicher Haushalte in vielen Mitglied-
staaten beschlossen. Deshalb stand die Unterstützung 
von Wachstum und Beschäftigung besonders im Vor-
dergrund. Gleichzeitig wurde die Verbindung zwischen 
dem EU-Budget und administrativen wie strukturellen 
Reformen in den Mitgliedstaaten wesentlich gestärkt. 
Die Herausforderungen der Flüchtlingskrise und die 
Bedrohung durch Terrorismus führten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung im Jahr 2016 zu einer Stärkung der 
Haushaltslinien für innere Sicherheit und Außenhandel.

Insofern ist der Vorschlag mit Blick auf Wachstum und 
Beschäftigung einerseits ein Dokument der Kontinuität, 
andererseits soll er sich auch neuen Herausforderun-
gen stellen sowie auf nicht absehbare Entwicklungen 
mit größerer Flexibilität reagieren können. Der Aus-
tritt des Vereinigten Königreichs aus der EU bedeutet 
unter fiskalischen Gesichtspunkten, dass dem EU-Haus-
halt jährlich an die zehn Milliarden Euro fehlen wer-
den – dies entspricht dem Nettobeitrag des Vereinigten 
Königreichs. Das bedeutet für die kommende Haushalts-
periode eine kaum zu unterschätzende Herausforde-
rung für die Gestaltung der künftigen Ausgabenstruk-
tur. Die Bundesregierung hat sich dafür ausgesprochen, 
den Einsatz des Budgets auf die aktuellen gemeinsa-
men Herausforderungen der EU, Zukunftsthemen und 
europäischen Mehrwert auszurichten. Die bereits in der 
Finanzperiode 2014 – 2020 deutlich modernisierten ESI-
Fonds und die europäische Investitionsoffensive bzw. 
das künftige InvestEU-Programm gehören zweifelsohne 
dazu, ebenso etwa die Ausgaben für Forschung, Ent-
wicklung und Innovation sowie für die Digitalisierung. 
Der MFR und die aus ihm abgeleiteten Jahreshaushalte 
sind immer auch ein Dokument politischer Prioritäten 
der EU und ihrer Mitgliedstaaten. Dies spiegelt sich in 
den Verhandlungen für den MFR 2021 – 2027 wider, die 
mit der Vorlage des Kommissionsvorschlags Mitte 2018 
begonnen haben, und betrifft den gesamten Umfang 
des Haushalts ebenso wie dessen einzelne Rubriken. 
Die letztliche Einigung auf einen von allen getragenen 
Finanzrahmen verlangt also einen hohen Grad an Kom-
promissfähigkeit von allen Beteiligten: Rat, Europä
ischem Parlament und Europäischer Kommission.
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Wo stehen wir? Was bleibt zu tun?

Investitionen sind die wesentliche Grundlage künfti-
ger Wertschöpfung und Wettbewerbsfähigkeit. Gerade 
mit den ESI-Fonds und dem EFSI bzw. dem künftigen 
InvestEU-Programm verfügt die EU über ein Instru-
mentarium, um dazu beizutragen, die Investitionen in 
Europa auf ein nachhaltiges, langfristig stabiles Funda-
ment zu heben.

Hierfür bedarf es zunächst einer guten finanziellen 
Grundlage. Der EU-Haushalt ist zwar zu einem großen 
Teil ein Investitionsbudget. Gleichwohl ist sein Volumen 
im Vergleich zu den Haushalten der Mitgliedstaaten, 
aus denen ein deutlich breiteres Aufgabenfeld finan-
ziert wird, insgesamt gering, sodass er zwar flankierend, 
aber keineswegs ersetzend, für mitgliedstaatliche und 
private Investitionsanstrengungen wirken kann. Es geht 
darum, den Haushalt konsequent auf die Finanzierung 
zukunftsorientierter, nachhaltiger Bereiche und auf 
europäischen Mehrwert auszurichten. Hierfür beispiel-
haft sind die wesentlichen Reformen der ESI-Fonds, die 
zu Beginn des MFR 2014 – 2020 unternommen wurden. 
Angesichts der Herausforderungen für die EU dürfen 
tradierte Haushaltslinien nicht einfach fortgeschrieben 
werden. Es ist stattdessen unumgänglich, in allen Aus-
gabenbereichen der EU derart ehrgeizige Modernisie-
rungsschritte zu vollziehen.

Zugleich müssen die EU und ihre Mitgliedstaaten geeig-
nete Rahmenbedingungen für Investitionen und eine 
wettbewerbsfähige Wirtschaft schaffen. Ob eine Inves-
tition tatsächlich getätigt wird, liegt nicht nur an der 
ausreichenden Verfügbarkeit von Finanzierungsmitteln. 
Von entscheidender Bedeutung ist ebenso ein geeig-
netes Investitionsklima. Dazu gehören insbesondere: 
ein ausreichender Rechtsrahmen einschließlich der 
Produkt- und Arbeitsmarktregulierung, wirtschaftli-
che und politische Sicherheit, qualifizierte Fachkräfte, 
erschwingliche Energiepreise. In vielen Mitgliedstaaten 
sind etwa mangelnde administrative Kapazitäten bei 
der Planung und Genehmigung von Investitionsvorha-
ben ein bedeutendes Hemmnis. Dies gilt in gewissem 
Maße auch für Deutschland.

Auch die EU hat ihren Beitrag zur Verbesserung des 
Investitionsumfeldes zu leisten. So bleibt es Aufgabe der 
Europäischen Union, nicht nur ihre Rechtsetzung weiter 

zu verbessern, sondern auch den Weg zur Vervollständi-
gung des Binnenmarktes fortzusetzen. Hier sind aktuell 
insbesondere die Anstrengungen in Richtung digitalem 
Binnenmarkt, Energie- und Kapitalmarktunion zu 
nennen.

Zudem wird es auch nach 2020 sinnvoll sein, ein 
gemeinsam getragenes wirtschaftspolitisches Leitbild 
fortzuschreiben, das die Zielsetzungen des EU-Vertrages 
in den Realitäten der nationalen und europäischen Poli-
tik abbildet. Aufbauend auf der Strategie Europa 2020 
sollte dieses Leitbild das Besondere des europäischen 
Weges, die gemeinsamen Ziele in der Vielfalt der geleb-
ten Marktwirtschaften betonen und konkretisieren: eine 
hohe Wettbewerbsfähigkeit der Mitgliedstaaten und ein 
Prozess zur Konvergenz ihrer wirtschaftlichen Entwick-
lungen, eine hohe Finanzstabilität, ein fairer sozialer 
Ausgleich und ökologische Nachhaltigkeit.

Wenn beides zusammenkommt – Ausrichtung der 
Finanzen der EU auf Zukunftsinvestitionen sowie ein 
nachhaltig verbessertes Investitionsklima – kann es 
gelingen, das Wohlstandsversprechen der EU auch lang-
fristig einzulösen und so gleichzeitig zu einer breiten 
Akzeptanz des europäischen Projekts beizutragen.

„Auch die EU hat ihren 
Beitrag zur Verbesserung 
des Investitionsumfeldes 
zu leisten.“
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6. Level Playing Field
Warum das Wettbewerbsrecht auch künftig ein wesent-
licher Grundpfeiler der Europäischen Union sein muss

Faire Regeln im Wettbewerb und offene Märkte gehören zu den Kerngedanken der Europä-

ischen Union. Daher enthalten bereits die Römischen Verträge von 1957 Wettbewerbsregeln. 

Dies zeigt die große Bedeutung, die schon damals einer funktionierenden gemeinsamen 

Wirtschaft und dem dafür erforderlichen Schutz des Wettbewerbs für den europäischen 

Zusammenhalt beigemessen wurde. Heute stellen sich Herausforderungen für das Wett

bewerbsrecht z. B. durch den digitalen Wandel. Auch künftig sind für ein stabiles, faires und 

wettbewerbsfähiges Europa eine verantwortungsvolle Wettbewerbspolitik, eine konsequente 

Anwendung des Wettbewerbsrechts, einschließlich der Beihilfenkontrolle, sowie offene 

Märkte unverzichtbar.
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Bereits der Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) von 1957, der die 
Errichtung eines gemeinsamen Marktes als Aufgabe der 
Europäischen Gemeinschaft vorsah, enthielt gemein-
schaftliche Regeln über den Wettbewerb im Binnen-
markt für Unternehmen. Entscheidende Säulen des 
Wettbewerbsrechts für Unternehmen im heute gel-
tenden Vertrag über die Arbeitsweise der EU (AEUV) 
sind das Kartellverbot, das Verbot der missbräuch-
lichen Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stel-
lung sowie die Fusionskontrolle. Das Kartellverbot und 
die Fusionskontrolle dienen dazu, wettbewerbliche 
Marktstrukturen zu erhalten und der Entstehung von 

Marktmacht entgegenzuwirken. Mit der Missbrauchs
aufsicht wird überwacht, ob sich schon bestehende 
marktmächtige Unternehmen gegenüber anderen 
Marktteilnehmern fair verhalten. Bei Verstößen gegen 
das Kartell- und Missbrauchsverbot können auch Buß-
gelder verhängt werden. Auf dessen Einhaltung achten 
die Europäische Kommission und die nationalen Wett-
bewerbsbehörden, die im Rahmen des Europäischen 
Wettbewerbsnetzes (ECN) zusammenarbeiten und so 
für eine einheitliche Anwendung des Rechts sorgen. Für 
Fusionen mit unionsweiter Bedeutung ist die Europä-
ische Kommission zuständig.

Wettbewerbsvorschriften für 
Unternehmen
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Das Kartellverbot

Die Kartellbekämpfung richtet sich 
gegen die oft geheimen Abspra-
chen, mit denen mehrere Unter-
nehmen versuchen, den Wettbe-
werb einzuschränken. Typisch sind 
Preis-, Mengen- und Gebietsab-
sprachen. Ein Beispiel für erfolg-
reiche Kartellbekämpfung ist das 
so genannte Lkw-Kartell. Wegen 
unerlaubter 14 Jahre langer Ab-
sprachen über ihre Verkaufspreise 
hat die Europäische Kommission 
gegen mehrere Lkw-Hersteller die 
höchste bislang wegen eines Kar-
tells ausgesprochene Geldbuße 
für Unternehmen von insgesamt 
2,93 Milliarden Euro verhängt. Die 
Lkw-Hersteller hatten auch abge-
sprochen, Kosten wegen strenge-
rer Abgasvorschriften an ihre Kun-
den weiterzugeben.

Drei Säulen des Wettbewerbsrechts für Unternehmen

eins

zwei

drei
Die Fusionskontrolle

Mit der Fusionskontrolle wird 
geprüft, ob nach dem Zusammen-
schluss der beteiligten Unter-
nehmen auf dem betroffenen 
Markt noch ausreichend Wett-
bewerb bestehen bleibt. Andern-
falls könnte es beispielsweise zu 
Preiserhöhungen kommen oder 
der Wettbewerb könnte um Inno-
vationen beeinträchtigt werden. 
Ein viel beachtetes Beispiel für die 
Anwendung der Fusionskontrolle 
aus der jüngeren Vergangenheit 
ist eine Untersagung im Mobil-
funksektor in Großbritannien. Die 
Europäische Kommission verbot 
den geplanten Kauf von Telefónica 
UK durch Hutchison und damit 
eine Fusion der beiden britischen 
Marken Three und O2. Weil ein 
wichtiger Wettbewerber wegge-
fallen wäre, hätte die Fusion zu 
höheren Preisen und weniger Aus-
wahl für die Verbraucher geführt. 
Außerdem befürchtete man, dass 
die Qualität der angebotenen 
Dienstleistungen sinken würde.

Das Missbrauchsverbot

Das Missbrauchsverbot untersagt 
marktbeherrschenden Unterneh-
men, ihre Stellung missbräuch-
lich auszunutzen, etwa durch un-
angemessen niedrige oder hohe 
Preise oder eine ungerechtfertigte 
unterschiedliche Behandlung von 
Unternehmen, wie beispielswei-
se eine Lieferverweigerung. Ein 
bekanntes Beispiel für erfolgrei-
che Missbrauchskontrolle und 
Marktöffnung ist ein Verfahren 
gegen Microsoft. Die Europäische 
Kommission befand, dass Micro-
soft gegen das Missbrauchsverbot 
verstoßen habe, weil der Konzern 
sein Quasi-Monopol bei Betriebs-
systemen für PCs – Windows – auf 
andere Märkte wie den für Be-
triebssysteme für Arbeitsgruppen
server und den für Medienabspiel-
programme ausgedehnt habe. 
Sie verhängte eine Geldbuße von 
497,2 Millionen Euro und ordnete 
an, dass Microsoft die Schnitt-
stellen offenlegen müsse, die die 
Wettbewerber benötigen, da-
mit ihre Produkte mit Windows 
kommunizieren können. Außer-
dem verlangte sie, dass Micro-
soft kurzfristig PC-Herstellern und 
Endnutzern die Möglichkeit gibt, 
Windows auch ohne den Windows 
Media Player zu erwerben.
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Da Konkurrenzdruck für Unternehmen anstrengend ist, 
haben diese grundsätzlich ein Interesse daran, den Wett-
bewerb zum eigenen Vorteil einzuschränken. Ein funk-
tionierender Wettbewerb ist jedoch essenziell, um wirt-
schaftliche Effizienz zu gewährleisten und Innovationen 
hervorzubringen. Um dies zum Wohle der Verbraucher 
zu ermöglichen, schreibt das EU-Recht eine Wirtschafts-
politik vor, die dem Grundsatz einer offenen Marktwirt-
schaft mit freiem Wettbewerb verpflichtet ist und auf 
eine im hohen Maße wettbewerbsfähige, soziale Markt-
wirtschaft hinwirkt.

Das Festschreiben der Wettbewerbsregeln in den 
Römischen Verträgen von 1957 wurde aber zunächst 
durchaus kontrovers diskutiert. Die damals vorhan-
dene Skepsis hat sich mit der Zeit jedoch gelegt, und die 
anfängliche Diskussion, wie viel nationaler Protektionis-
mus zugunsten der eigenen Wirtschaft weiterhin mög-
lich sein soll, ist deutlich leiser geworden. Sie lebt jedoch 
– mit Blick auf den Schutz europäischer Unternehmen 
vor internationaler Konkurrenz – aktuell wieder auf.

Ein ganz maßgeblicher Grund für die heutige Akzeptanz 
der Regelungen auf europäischer Ebene, bei den Mit-
gliedstaaten wie bei Unternehmen, ist der große Erfolg 
des wettbewerbsorientierten Grundkonzepts. Das gilt 
trotz oder gerade wegen der gewaltigen Veränderungen 
der Wirtschaftswelt. So haben der Wettbewerb und die 
Liberalisierung in bestimmten Sektoren wie Telekom-

munikation, Verkehr oder Energie dazu geführt, dass die 
staatlichen Unternehmen ihre Monopolstellung verlo-
ren haben. Dadurch konnten teilweise die Preise erheb-
lich gesenkt werden. Beispielsweise führte die Liberali-
sierung des europäischen Luftverkehrsmarktes zu einem 
verstärkten Wettbewerbsdruck innerhalb des Luft-
verkehrs. Etablierte Fluggesellschaften wie Lufthansa, 
British Airways oder Air France konkurrierten plötzlich 
mit Billigfluggesellschaften wie Ryanair oder Easyjet. 
Das veranlasste sie, durch eigene Niedrigtarife auf den 
neuen Wettbewerb zu reagieren. Auch die Marktöff-
nung des Telefonfestnetzbereichs im Jahr 1998 hat zu 
zahlreichen neuen Anbietern von Telekommunikations
dienstleistungen mit günstigeren oder innovativen 
Angeboten geführt. Starke Preissenkungen waren die 
Folge mit den entsprechend erfreulichen Konsequenzen 
für Verbraucher und alternative Anbieter.

Bis zum Vertrag von Lissabon hatte der Grundsatz des 
freien und unverfälschten Wettbewerbs als ausdrück-
liches, im Vertrag genanntes Ziel eine herausgehobene 
Stellung. Nun wurde es im Vertragstext gestrichen. Mit 
dem Protokoll Nr. 27 zum Vertrag von Lissabon wurde 
jedoch klargestellt, dass der unverfälschte Wettbewerb 
vom Binnenmarktziel erfasst sei und damit weiterhin 
durch die Union geschützt werde. Damit wurden alle 
Zweifel an der besonderen Bedeutung des Wettbewerbs-
schutzes ausgeräumt – ein auch aus deutscher Sicht 
äußerst wichtiges Anliegen. Die Praxis hat aber gezeigt, 

„Ein funktionierender Wettbewerb 
ist jedoch essenziell, um wirtschaft
liche Effizienz zu gewährleisten und 
Innovationen hervorzubringen.“

Entwicklung des 
Wettbewerbsschutzes
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dass sich anfängliche Befürchtungen eines geminderten 
Wettbewerbsschutzes nicht bewahrheiteten. Auch wenn 
die Fortentwicklung des europäischen Integrations
prozesses bisweilen ein Abwägen und einen Ausgleich 
kollidierender Ziele erfordert, muss der besonderen 
Bedeutung des Wettbewerbsschutzes auch in Zukunft 
gleichberechtigt Rechnung getragen werden.

Die Rolle des nationalen 
Wettbewerbsrechts

Der Einfluss des europäischen Wettbewerbsrechts ist 
im Laufe der Zeit stetig gewachsen. Ein Meilenstein war 
hier die Kartellrechts-Verordnung aus dem Jahr 2004 
(Verordnung (EG) Nr. 1/2003) zur Anwendung des Ver-
bots wettbewerbsbeschränkender Vereinbarungen und 
des Missbrauchs von Marktbeherrschung. In der Folge 
haben die Mitgliedstaaten ihr Kartellrecht angepasst. 
So ist auch in Deutschland das Kartellrecht mit der 
7. Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen (GWB) im Jahr 2005 in wesentlichen Teilen an 
das EU-Recht angeglichen worden. Eine eigenständige 
Bedeutung hat das deutsche Kartellrecht vor allem noch 
bei der nationalen Fusionskontrolle sowie im Bereich 
des Missbrauchsverbots, soweit es strenger als die EU-
Regelung ist, sowie bei bestimmten rein nationalen 
Sachverhalten. Hier hatte Deutschland die Aufnahme 

einer Regelung in die Kartellrechts-Verordnung ver-
anlasst, die seitdem als so genannte deutsche Klausel 
bezeichnet wird. Diese erlaubt es, das Missbrauchsverbot 
aus wettbewerbspolitischen und mittelstandspolitischen 
Gründen nicht nur auf marktbeherrschende, sondern 
auch auf Unternehmen mit relativer oder überlegener 
Marktmacht anzuwenden.

Dass das deutsche Recht europäisches Wettbewerbsrecht 
auch dort übernommen hat, wo es zu einer solchen 
Angleichung nicht verpflichtet war, belegt, wie positiv 
der deutsche Gesetzgeber die wettbewerbspolitischen 
Entwicklungen auf EU-Ebene einschätzt. So ist zum 
Beispiel auch in der deutschen Fusionskontrolle seit der 
8. GWB-Novelle 2013 ein Fusionsvorhaben schon dann 
zu untersagen, wenn es wirksamen Wettbewerb erheb-
lich behindern würde. Damit folgte der deutsche Gesetz-
geber der Änderung auf europäischer Ebene von 2004. 
Bis dahin kam es nach deutschem Recht auf das Entste-
hen oder Verstärken einer marktbeherrschenden Stel-
lung an. Bei den Anpassungen wurde jedoch im deut-
schen Wettbewerbsrecht Bewährtes beibehalten, etwa 
die Überprüfbarkeit von Minderheitsbeteiligungen, die 
noch keine Kontrolle ermöglichen. In europäischer Hin-
sicht ist es ein weiteres positives Signal, dass das deut-
sche Recht mit der 9. GWB-Novelle 2017 für den Bereich 
der kartellrechtlichen Bußgeldhaftung und des Kartell-
schadensersatzrechts den weiteren europäischen Unter-
nehmensbegriff übernommen hat.
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Der AEUV enthält in seinem Wettbewerbskapitel neben 
den oben beschriebenen Vorschriften für Unterneh-
men auch einen Abschnitt über staatliche Beihilfen. 
Um einen fairen Wettbewerb in Europa zu garantie-
ren, haben die EU-Mitgliedstaaten darin streng geregelt, 
unter welchen Voraussetzungen staatliche Beihilfen 
zulässig sind. Die Mitgliedstaaten haben dabei festgelegt, 
dass die Kontrolle über staatliche Beihilfen ausschließ-
lich in der Zuständigkeit der Europäischen Kommission 
liegt („Hüterin der Verträge“). Diese erhält damit grund-
sätzlich das Recht, auch in Politikbereichen, in denen 
sie keine originäre Regelungskompetenz hat, die Wett-
bewerbsaufsicht auszuüben, zum Beispiel in der natio-
nalen Steuerpolitik. So hat die Europäische Kommission 
beispielsweise schon mehrfach verhindert, dass durch 
selektive steuerliche Maßnahmen einzelner Mitglied-
staaten der faire fiskalische Standortwettbewerb in der 
EU beeinträchtigt wird.

Im Rahmen der Ausübung ihrer Befugnisse im Bereich 
der staatlichen Beihilfen hat die Europäische Kommis-
sion sekundär- und tertiärrechtliche Vorschriften ent-
wickelt, die sie ihren Entscheidungen zugrunde legt, 
zum Beispiel Verordnungen, Richtlinien, Mitteilungen, 
Unionsrahmen, Leitlinien. Diese Regelungen wurden 
mehrfach grundlegend und umfassend von der Europä-
ischen Kommission überarbeitet, zuletzt 2011 bis 2014 
im Rahmen der Initiative State Aid Modernisation. Ziel 
war eine Vereinfachung, Beschleunigung und Konzen-
tration der Beihilfeverfahren. Aus deutscher Sicht ist 
diese Modernisierung sinnvoll und nötig.

Die Europäische Kommission hat ihre neuen Beihilfe
regeln zudem inhaltlich verstärkt politisch ausgerichtet. 
So soll das seit Mitte 2014 geltende Beihilferecht nach-
haltiges Wachstum fördern und zur Verbesserung der 
Qualität der öffentlichen Ausgaben beitragen. Hierzu 
will man sich bei der Beurteilung der Zulässigkeit von 
Beihilfen auch beispielsweise an den 2020-Zielen der EU 
orientieren.

Die beschriebene politische Ausrichtung des neuen 
Beihilferechts zeigt sich auch darin, dass die Europä-
ische Kommission den Schwerpunkt ihres Tätigwerdens 
zukünftig auf solche Fälle konzentrieren will, die sich 
besonders stark auf den Binnenmarkt auswirken. So 
wurden beispielsweise weitere Beihilfebereiche von der 
Anmeldepflicht freigestellt. Dass der Fokus der Beihilfe
kontrolle künftig auf großen Fällen liegen soll, spiegelt 
sich auch in dem modernisierten Beihilfeverfahren 
wider: So hat die Europäische Kommission zum einen 
das Beschwerdeverfahren anspruchsvoller gestaltet. 
Zum anderen hat sie eine Reihe von Regelungen verein-
facht und klargestellt.

Neben den positiven Aspekten ist allerdings auch fest
zustellen, dass neue umfangreiche Transparenz- und 
Evaluierungspflichten für die Mitgliedstaaten hinzuge-
kommen sind.

Die Kontrolle staatlicher Beihilfen

€
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Die Beurteilung der bisherigen Entwicklung des Wett-
bewerbsschutzes hat auch für die Zukunft Relevanz. 
Allerdings stellt die globalisierte und zunehmend digi-
talisierte Wirtschaft die Unternehmen auch in Europa 
vor große Herausforderungen. Die Konkurrenz, auch die 
internationale, wird für Unternehmen aus der Europä-
ischen Union voraussichtlich weiter zunehmen. Wett-
bewerbsdruck zeigt sich derzeit beispielsweise beson-
ders an den Markterfolgen internationaler Anbieter von 
internetbasierten Diensten. Eine solide Wettbewerbs
politik ist durch diese Entwicklungen in mehrfacher 
Hinsicht gefordert.

Schwächung des Wettbewerbsrechts 
schadet internationaler Wettbewerbs-
fähigkeit

Der Binnenmarkt und damit ein funktionierender Wett-
bewerb sowie sein ordnungsrechtlicher Schutz bleiben 
nach wie vor Kernpfeiler der europäischen Integration. 
Aufgabe der Wettbewerbspolitik muss es deshalb sein, 
die Akzeptanz der freien sozialen Marktwirtschaft für 

die Zukunft zu sichern. Dazu gehört die Überzeugungs-
arbeit, dass eine Politik des freien, fairen Wettbewerbs 
die europäischen Unternehmen auch im Weltmaß-
stab fit hält. Ziel muss es sein, einen Ordnungsrahmen 
zu schaffen, der es den europäischen Unternehmen 
ermöglicht, einen Spitzenplatz auch bei der digitalen 
Revolution zu gewinnen. Allerdings wird das letztlich 
nicht durch protektionistische Maßnahmen gelingen. 
Der Europäische Binnenmarkt steht für die Offenheit 
der Märkte. Damit vertragen sich weder Abschottungs-
maßnahmen noch Maßnahmen, die den Wettbewerb 
in Europa ohne Grund ausschalten.

Verantwortungsvolle Weiterentwick-
lung der rechtlichen Grundlagen

Davon zu unterscheiden ist die Frage, ob und, wenn 
ja, welche Anpassungen des Rechts nötig sind. Dies 
ist sorgfältig zu prüfen. Im Grundsatz enthält das gel-
tende Kartellrecht die geeigneten Instrumente, um auch 
die speziell mit den Besonderheiten der digitalisierten 
Wirtschaft verbundenen wettbewerblichen Herausfor-

Zukunft des Wettbewerbsrechts

„Die Konkurrenz, auch 
die internationale, wird 
für Unternehmen aus 
der Europäischen Union 
voraussichtlich weiter 
zunehmen.“
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derungen zu lösen. In Einzelbereichen hat sich jedoch 
Anpassungsbedarf ergeben, der mit der 9. GWB-Novelle 
umgesetzt wurde. Dadurch wurde der Ordnungsrahmen 
für die zunehmend digitalisierte Wirtschaft verbessert. 
Mit diesen Änderungen setzt Deutschland ein wich-
tiges, fortschrittliches Signal. Dieser Impuls ist – soweit 
ersichtlich – in der EU bislang einzigartig. Auch die 

10. GWB-Novelle wird die weitergehenden Fragen, die 
die Entwicklung in der digitalen Wirtschaft aufwerfen, 
in den Fokus nehmen.

Auch für das Wettbewerbsrecht der Union ist z. B. zu 
erwägen, ob eine Klarstellung sinnvoll sein könnte, 
wonach etwa unentgeltliche Märkte kartellrechtlich 
relevant sind. Denkbar wäre dies in einer Aktualisierung 
der Bekanntmachung der Europäischen Kommission 
zur Marktabgrenzung.

Ausblick: 10. GWB-Novelle und 
Kommission Wettbewerbsrecht 4.0

Die 10. GWB-Novelle wird insbesondere weitergehende 
wettbewerbsrechtliche Fragen der Digitalisierung in den 
Blick nehmen.

9. GWB-Novelle: 
Ordnungsrahmen für die digitale Wirtschaft
Die Umsetzung der 9. GWB-Novelle wurde – gerade vor dem Hintergrund der zunehmenden Digitalisie-
rung der Wirtschaft – begrüßt. Die 9. GWB-Novelle hat den wettbewerblichen Ordnungsrahmen für die 
digitale Wirtschaft angepasst, indem eine moderne, ökonomisch basierte Würdigung mehrseitiger Platt-
formmärkte und Netzwerke für die behördliche und gerichtliche Kartellrechtspraxis vorgegeben wurde. 
Nunmehr ist die Marktdefinition auf Sachverhalte erstreckt, in denen es an einer unmittelbaren monetären 
Gegenleistung fehlt, z. B. bei der Nutzung von Suchportalen. Eingeführt wurden neue Kriterien zur Ermitt-
lung der Marktstellung von Unternehmen auf mehrseitigen Märkten, die die Bedeutung der ökonomischen 
Besonderheiten von internet- und datenbasierten Geschäftsmodellen im Gesetz besser reflektieren, wie 
Netzwerkeffekte, internetgetriebener Innovationsdruck oder der Zugang zu wettbewerblich relevanten 
Daten. Auf diese Weise werden die Kartellbehörden im Rahmen der Missbrauchsaufsicht und der Fusions-
kontrolle die Marktstellung von Unternehmen besser beurteilen können. So wirkt das Wettbewerbsrecht 
einer möglichen Marktbeherrschung oder ihrem Missbrauch entgegen. Die 9. GWB-Novelle enthält ferner 
mit dem Wert der Gegenleistung für den Zusammenschluss, dem hohen Kaufpreis, ein neues, nicht mehr 
rein umsatzbasiertes Aufgreifkriterium in der Fusionskontrolle. So können nun auch das Marktpotenzial 
und die wirtschaftliche Bedeutung des Zielunternehmens erfasst werden. Das schließt eine Schutzlücke, da 
nun auch die Aufkäufe innovativer Unternehmen, insbesondere solcher aus der digitalen Technologiewirt-
schaft, die zu Beginn ihrer Markttätigkeit häufig noch nicht die für eine Anmeldepflicht nötigen Umsätze 
haben, auf wettbewerbliche Wirkungen, etwa Marktverschließungen oder Ähnliches, überprüft werden 
können. So kann die Fusionskontrolle ihre wichtige Aufgabe zur strukturellen Offenhaltung der Märkte 
auch im digitalen Zeitalter erfüllen. Ferner wurden mit der 9. GWB-Novelle die Vorgaben der Schadens-
ersatzrichtlinie (2014/104/EU) mit dem Ziel der Stärkung der Rechte von Kartellgeschädigten umfassend 
umgesetzt. Geschädigte sollen Schadensersatz zukünftig einfacher geltend machen können; auch, um eine 
präventive Wirkung auf Kartellanten zu entfalten.
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Diesbezüglich wurde eine Kommission Wettbewerbs-
recht 4.0 eingesetzt, die als rechtspolitische Plattform 
für eine Debatte zur Weiterentwicklung insbesondere 
auch des europäischen Wettbewerbsrechts dienen soll. 
Sie soll sich dabei mit den wettbewerbspolitischen Fra-
gestellungen befassen, die sich durch die fortschreitende 
Entwicklung der Datenökonomie, die Verbreitung von 
Plattformmärkten und die Industrie 4.0 ergeben, und 
bis Herbst 2019 konkrete Handlungsempfehlungen zum 
europäischen Wettbewerbsrecht erarbeiten. Zudem sol-
len rechtliche Grundlagen im Digitalbereich harmo-
nisiert und zusammengeführt werden, um im Wettbe-
werbsrecht alle Voraussetzungen dafür zu schaffen, in 
Deutschland und Europa die Entstehung von Digital-
konzernen zu ermöglichen, die international eine wett-
bewerbsfähige Größe erreichen.

Die 10. GWB-Novelle soll auch die Ergebnisse der vom 
BMWi in Auftrag gegebenen Studie zur Modernisierung 
der Missbrauchsaufsicht für marktmächtige Unterneh-
men berücksichtigen.1 Auch in Bezug auf die Fusions-
kontrolle wird geprüft, ob weitere Anpassungen nötig 
sind.

Ferner wird die 10. GWB-Novelle die so genannte 
ECN+-Richtlinie umsetzen, deren Ziel die umfassende 
Stärkung der nationalen Wettbewerbsbehörden ist. 
Umsetzungsbedarf besteht u. a. hinsichtlich der Ermitt-
lungsmaßnahmen (Auskunftsverlangen) und der Ver-
hängung von Bußgeldern bei Verfahrensverstößen und 
gegen Vereinigungen von Unternehmen.

Reform der Fusionskontrollverordnung

Die Europäische Kommission hat 2014 das Weißbuch 
„Eine wirksamere EU-Fusionskontrolle“ vorgelegt. Es 
enthält Vorschläge für eine Reform der Verordnung, 
die die Fusionskontrolle regelt. Auf dieser Basis hat die 
Europäische Kommission eine weitere Konsultation zu 
möglichen Verbesserungen der Fusionskontrollverord-
nung durchgeführt. Dabei ging es um Vereinfachungen 
des Verfahrens, Verbesserungen des Verweisungsregimes 
zwischen Mitgliedstaaten und der Europäischen Kom-
mission und die Einführung einer nicht umsatzbezo-
genen Aufgreifschwelle.

Das Bundeswirtschaftsministerium begleitet diesen 
Reformprozess von Anfang an und befürwortet es trotz 
einiger Kritikpunkte grundsätzlich, das Verfahren der 
Fusionskontrolle noch effektiver zu gestalten, den büro-
kratischen Aufwand für die Unternehmen soweit wie 
möglich zu begrenzen und das Verweisungsregime wei-
ter zu verfeinern. Aus deutscher Sicht ist besonders zu 
begrüßen, dass die Europäische Kommission die Dis-
kussion über ein neues Aufgreifkriterium angestoßen 
hat: eine transaktionswertbezogene Schwelle („deal size 
threshold“), um potenzielle Lücken einer wirksamen 
Fusionskontrolle auch auf EU-Ebene zu schließen.

Verfahrensbeschleunigung

Ein ganz wesentliches Augenmerk sollte auf die Unter-
suchung von Möglichkeiten gerichtet werden, wie kar-
tellrechtliche Verfahren im Bereich des Kartellverbots, 
insbesondere aber in der Missbrauchsaufsicht, beschleu-
nigt werden können. Trotz der Komplexität der inter-
netbasierten digitalen Wirtschaft muss wegen der dyna-
mischen Veränderungen ein schnelles Eingreifen und 
gegebenenfalls Durchgreifen der Kartellbehörden und 
Gerichte gewährleistet sein. Nur dann können Nachteile 
für betroffene Marktteilnehmer wie auch für Verbrau-
cherinnen und Verbraucher vermieden werden. Dabei 
müssen selbstverständlich die Grundsätze der Rechts-
staatlichkeit gewahrt bleiben.

1	 https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/modernisierung-der-missbrauchsaufsicht-fuer-marktmaechtige-unternehmen.html.

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/modernisierung-der-missbrauchsaufsicht-fuer-marktmaechtige-unternehmen.html
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Konsequente Rechtsanwendung

Die Europäische Union kann weder den Unternehmen 
noch deren Beschäftigten die Sorgen nehmen, die mit 
zunehmender Konkurrenz verbunden sind. Sie kann 
und muss allerdings dafür sorgen, dass es innerhalb der 
EU keine unzulässigen Beeinträchtigungen des Wettbe-
werbs gibt. Es muss vor allem gewährleistet sein, dass 
sich alle Unternehmen, unabhängig von ihrem Sitz, an 
die EU-Wettbewerbsregeln halten. Aus Sicht des BMWi 
sprechen sowohl Verfahren, die in der Vergangenheit 
geführt wurden, als auch solche, die gegenwärtig noch 
laufen, dafür, dass die Europäische Kommission ihre 
Aufgabe verantwortungsbewusst wahrnimmt und dies 
auch künftig tun wird.

Herausforderung: 
Internationalisierung des 
Wettbewerbsrechts

Eine wirksame Durchsetzung der Europäischen Wettbe-
werbspolitik in einem globalen Umfeld mit zunehmend 
digitalisierten Wirtschaften erfordert eine intensive 
Zusammenarbeit auch mit den Wettbewerbsbehörden 
außerhalb der Europäischen Union. Unternehmen kön-
nen zunehmend über nationale Grenzen hinweg Kartelle 
und andere wettbewerbswidrige Praktiken auf inter-
nationaler oder sogar globaler Basis organisieren. Eine 
wachsende Zahl von Fusionsvorhaben hat eine interna-
tionale Dimension, die die Märkte in mehreren Ländern, 
oft in verschiedenen Kontinenten, beeinflusst. Die bis-
herige Zusammenarbeit der Europäischen Kommission 
mit den Wettbewerbsbehörden außerhalb der EU sollte 
intensiv fortgesetzt werden, soweit der Bereich der Poli-
tik betroffen ist: zugeschnitten auf ihren Kompetenz
bereich.

Was den Beihilfebereich angeht, können und wollen die 
Mitgliedstaaten nicht gegen China, Indien oder die USA 
ansubventionieren – ein globaler Subventionswettlauf 
sollte nicht das Ziel sein. Hier ist letztlich auch an die 
Rolle der zuständigen Welthandelsorganisation WTO 
und ihre Regeln zu erinnern. Aber die Berücksichtigung 
der „Renaissance der europäischen Industrie“, die die 
Europäische Kommission im Januar 2014 richtigerweise 
forderte, findet sich in der Brüsseler Beihilfepraxis bis-
her nur vereinzelt wieder. Wie notwendig dieser Aspekt 
aber ist, zeigt sich aktuell etwa im Energiebereich und 

auch bei der Strategie der Europäischen Kommission 
für Schlüsseltechnologien (key enabling technologies). 
Es gilt also, stärker auf die Belange und Interessen der 
europäischen Wirtschaft einzugehen, nicht nur, um wei-
tere Abwanderungen aus der Europäischen Union zu 
verhindern, sondern vor allem auch, um die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit der EU-Industrie zu stärken 
und sogar auszubauen. Es ist daher zu begrüßen, dass 
die Europäische Kommission den zulässigen Förder
tatbestand „Vorhaben von gemeinsamem europäischen 
Interesse“ durch eine eigene Mitteilung weiter ausge-
führt und präzisiert hat. Nach ersten Praxiserfahrungen 
gilt es, die praktische Handhabung dieses Instruments 
bei weiteren Anwendungsfällen zu verbessern, insbeson-
dere mit Blick auf die Dauer der Notifizierungsverfahren. 
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Das EU-Beihilferecht als Garant des 
Binnenmarktes erhalten

Das Funktionieren des gemeinsamen Binnenmarktes 
hängt maßgeblich von gleichen Wettbewerbsbedin-
gungen für die Wirtschaftsakteure ab. Beihilfen, die 
ein Mitgliedstaat der EU einzelnen Unternehmen ge-
währt, können den freien Wettbewerb im besonderen 
Maße verfälschen. Die Kontrolle über staatliche Bei-
hilfen liegt daher zu Recht in der ausschließlichen Zu-
ständigkeit der Europäischen Kommission. Politisch 
befürwortet Deutschland, auch für die nächsten Jahre, 
eine stringente Beihilfekontrolle und eine kohärente 
Beihilfepolitik, die einen chancengleichen und fairen 
Wettbewerb unterstützt, also ein level playing field im 
Binnenmarkt. Die Kontrolle sollte künftig aber fokus-
sierter sein. Zugleich müssen auch in Zukunft ausrei-
chende Spielräume zur Förderung von wichtigen Zielen 
in Deutschland gesichert werden, beispielsweise im Rah-
men der nationalen Regional- und Strukturpolitik, der 
Forschungs- und Technologiepolitik, der KMU-Förde-
rung oder der Energiepolitik.

Keine erneute strukturelle 
Beihilferechtsreform nötig

Obwohl die Europäische Kommission mit ihrem State 
Aid Action Plan in den Jahren 2004 bis 2009 bereits das 
EU-Beihilferecht vollständig reformiert hat, erfolgte be-
reits in den Jahren 2011 bis 2014 überraschend eine er-

neute Generalrevision (State Aid Modernisation). Da die 
Geltung der meisten Verordnungen, Leitlinien, Mittei-
lungen und Rahmen bis Ende Dezember 2020 befristet 
ist, besteht grundsätzlich die Möglichkeit einer weite-
ren Überarbeitung für den Zeitraum ab 2021. Nach An-
sicht Deutschlands sollte für die Periode bis 2027 aller-
dings die Verlängerung und Vereinfachung der Regeln 
im Vordergrund stehen, gegebenenfalls kombiniert mit 
bis dahin notwendig gewordenen Anpassungen im De-
tail. Eine erneute grundsätzliche Änderung und Neuaus-
richtung des Sekundär- und Tertiärrechts auf Basis des 
Art. 107 AEUV ist weder notwendig noch sinnvoll.

Die praxisgerechte Ausübung der 
Beihilfekontrolle im Fokus

Im Vordergrund der europäischen Beihilfekontrolle 
sollte mittel- und langfristig die praxisgerechte Aus-
übung der Wettbewerbsaufsicht stehen. Die Europäische 
Kommission ist angetreten, das Beihilferecht und seine 
Prozesse zu entbürokratisieren, zu konzentrieren und zu 
beschleunigen. Diese begrüßenswerten Ziele müssen in 
den nächsten Jahren auch in der täglichen Praxis umge-
setzt werden. Ein gezielteres Beschwerdemanagement, 
eine Konzentration auf die Fälle, die den Wettbewerb am 
stärksten verzerren, sowie eine jährliche Priorisierung 
der nationalen Beihilfefälle: Dies sind nur einige der 
guten neuen Ansätze der Europäischen Kommission, die 
Deutschland bereits nutzt und die für die betroffenen 
Unternehmen in der EU weitere positive Aspekte der 
europäischen Beihilfekontrolle darstellen.

„Eine wirksame Durchsetzung der Europäischen Wett- 
bewerbspolitik in einem globalen Umfeld mit zunehmend 
digitalisierten Wirtschaften erfordert eine intensive 
Zusammenarbeit auch mit den Wettbewerbsbehörden 
außerhalb der Europäischen Union. “



7. Energiepolitik:  
ein Motor der 
Europäischen Union 
und Integration
Gemeinsame Energiepolitik – ein Projekt mit Tradition

Die Energiepolitik ist für Europa wieder zu einem zentralen Politikfeld geworden. Energie 

muss langfristig sicher, sauber und bezahlbar bleiben. Mit den aktuellen Überlegungen 

zur Energieunion ist die Europäische Union in gewisser Weise wieder zu ihren Anfängen 

zurückgekehrt. Denn bereits in der Anfangsphase der europäischen Einigung standen 

gemeinsame energiepolitische Interessen im Mittelpunkt: bei der Gründung der Euro-

päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der Europäischen Atomgemeinschaft. 

Das Ziel, Interessen im Energiesektor zu bündeln, um eine Gemeinschaft zu gründen, 

die Konflikte durch Zusammenarbeit ersetzt und Wohlstand für alle bringt, besteht auch 

heute noch. Es gilt, die gemeinsamen Regeln an die heutigen wirtschaftlichen, politischen, 

sozialen und ökologischen Herausforderungen Europas anzupassen. 
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Mehr als 60 Jahre nach Abschluss der Römischen Ver
träge leidet die Europäische Union an einer Akzeptanz
krise. Die aus Sicht ihrer Gründer wichtigste Errungen-
schaft der Europäischen Union, nämlich die Sicherung 
des Friedens und Wohlstands, wird von vielen Bürge-
rinnen und Bürgern nicht mehr selbstverständlich mit 
ihr verbunden.

Die europäische Energiepolitik bietet die Chance, ein 
Stück Vertrauen auf ein besseres Europa zurückzu
gewinnen. Sie hat das Potenzial, die Menschen wieder 
davon zu überzeugen, dass Europa für alle ein Gewinn 
ist. Denn eine nachhaltige und zukunftsorientierte 
Energie- und Klimapolitik hat für den ganz überwie-
genden Teil der Europäer einen hohen Stellenwert. Eine 
emissionsarme (saubere), sichere und bezahlbare Ener-
gieversorgung ist dabei nicht nur für die Wirtschaft 

und die Lebensverhältnisse der Menschen essenziell. 
Angesichts der globalen Gefahren und Auswirkungen 
des Klimawandels und der strategischen Bedeutung 
von Energieressourcen trägt sie auch entscheidend dazu 
bei, Konfliktpotenzial zu verringern und den Frieden zu 
sichern.

Die aktuelle Debatte zur Energieunion ist das Signal, 
dass sich Europa den drängenden Fragen der Zukunft 
stellt, die Bedürfnisse seiner Bürgerinnen und Bürger 
ernst nimmt und politischen Debatten und Entschei-
dungen nicht aus dem Weg geht. Um eine langfristig 
stabile und CO2-arme Energieversorgung zu gewähr
leisten, müssen gemeinsame Lösungen auf europäischer 
Ebene gefunden werden. Dabei sind strategische Wei-
chenstellungen gefragt, keine bürokratische Detail
steuerung.
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„(...) eine nachhaltige 
und zukunftsorientierte 
Energie- und Klima
politik hat für den ganz 
überwiegenden Teil der 
Europäerinnen und 
Europäer einen hohen 
Stellenwert.“

Gemeinsame Energiepolitik: 
ein Grundstein der 
Europäischen Union

Mit dem Projekt einer gemeinsamen Energiepolitik ist 
die Europäische Union in gewisser Weise zu ihren An-
fängen zurückgekehrt: Am Anfang der Gemeinschaft 
standen zwei Bündnisse mit einer starken energie
politischen Komponente: die Europäische Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl (EGKS) und die Europäische Atom
gemeinschaft (Euratom).

Im Jahr 1951 beschlossen sechs europäische Staaten mit 
der Vision eines gemeinsamen Marktes, ihre Interessen 
in zwei wirtschaftlichen Schlüsselsektoren – Stahl und 

Kohle – zu bündeln, um politische Konflikte durch 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Wohlstand zu er-
setzen. Dazu übertrugen die sechs Gründungsmitglied-
staaten der EGKS erstmals nationale Hoheitsrechte auf 
eine überstaatliche (supranationale) Behörde. Der am 
18. April 1951 geschlossene EGKS-Vertrag sollte damit 
den Grundstein für die sechs Jahre später folgenden 
Römischen Verträge zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der Europäischen 
Atomgemeinschaft legen.

Die EGKS wurde am 18. April 1951 zwi-
schen Belgien, Deutschland, Frankreich, 
Italien, Luxemburg und den Niederlan-
den geschlossen. Sie begründete für die 
Dauer von 50 Jahren einen gemeinsamen 
Markt für Kohle und Stahl unter den Mit-
gliedstaaten, auf dem die entsprechenden 
Binnenzölle aufgehoben und gemeinsame 
Außenzölle vereinbart wurden. Gleichzeitig 
übertrugen die Mitgliedstaaten der EGKS 
erstmals nationale Hoheitsrechte auf eine 
überstaatliche (supranationale) Behörde. 

50 Jahre nach ihrer Gründung endete mit 
dem Auslaufen des Vertrages am 23. Juli 
2002 die Europäische Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl. Die betroffenen Sektoren 
unterlagen fortan dem EG-Vertrag (inzwi-
schen Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union – AEUV).
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Energiepolitik und Klimaschutz: 
Chance für den Neustart

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben früh 
verstanden, dass sie bei der Energieversorgung solidarisch 
sein müssen. Bereits in den 1960er-Jahren wurden ge-
meinschaftliche Regelungen zur Ölkrisenvorsorge getrof-
fen und so genannte strategische Erdölvorräte angelegt.

Dennoch blieb die Energiepolitik lange ein Politikfeld 
mit eingeschränkter Kompetenzübertragung und bis 
heute begrenztem Harmonisierungsgrad. Die europa-
weite Öffnung, die Privatisierung und die schrittweise 
Angleichung der Energiemärkte stehen teilweise bis 
heute im Konflikt mit nationalen Interessen. Weitere 
Hemmnisse sind die Leitungsgebundenheit der Energie-
träger Strom und Gas, das daraus resultierende natürli-
che Monopol im Netzbetrieb und der hohe Kapitalbe-
darf von Infrastrukturinvestitionen.

Vor allem die – besonders im Zuge der UNO-Konferenz 
über Umwelt und Entwicklung (UNCED) 1992 in Rio de 
Janeiro verstärkt stattfindende – gesellschaftliche und 
wissenschaftliche Debatte über die weltweiten ökolo-
gischen, ökonomischen und sozialen Probleme der In-
dustrialisierung, der Globalisierung und eines kohlen-
stoffbasierten Energiesystems verhalf der Energiepolitik 
wieder zu einer zentralen Stellung auf der europäischen 
Agenda. Das Inkrafttreten des Kyoto-Protokolls im Jahr 
2005, das Klimaschutz und Nachhaltigkeit zum globalen 
politischen Ziel erklärte, markiert den Neustart einer zu-
kunftsweisenden gemeinsamen und integrierten Ener-
gie- und Klimapolitik der EU.
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Eckpunkte der EU-Energiepolitik

	 Ab 1996
	 Die EU erlässt erste Richtlinien über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitäts- 

bzw. Erdgasbinnenmarkt (Erstes Energiebinnenmarktpaket).

	 2003
	 Die EU verabschiedet Zweites Energiebinnenmarktpaket.

	 2005
	 Das 1997 verabschiedete Kyoto-Protokoll tritt in Kraft und legt erstmals verbindliche Zielwerte 

für den Treibhausgasausstoß in den Industriestaaten fest. Das EU-Emissionshandelssystem wird 
eingeführt.

	 2006
	� Der Europäische Rat setzt Energiepolitik als eigenständigen Punkt auf die Agenda. 

Die Europäische Kommission veröffentlicht das Grünbuch „Eine europäische Strategie für 
nachhaltige, wettbewerbsfähige und sichere Energie“.

	 Januar 2007
	 Die Europäische Kommission veröffentlicht Energieaktionsplan „Eine Energiepolitik für Europa“.

	� März 2007
	 Der Europäische Rat beschließt unter deutscher Präsidentschaft ein umfassendes 

Programm für eine integrierte EU-Energie- und Klimapolitik. Unter der Überschrift 
„20-20-20“ werden EU-Energie- und Klimaziele bis 2020 gesetzt.

	 2009
	 Die EU verabschiedet Drittes Energiebinnenmarktpaket.

	 Oktober 2014
	 Der Europäische Rat beschließt den Klima- und Energierahmen bis 2030.

	 Februar 2015
	 Die Europäische Kommission legt die Rahmenstrategie für eine krisenfeste Energieunion 

mit einer zukunftsorientierten Klimaschutzstrategie vor.

	 November/Dezember 2015
	 UN-Klimaschutzkonferenz in Paris, auf der eine neue internationale Vereinbarung 

in Nachfolge des Kyoto-Protokolls verabschiedet wird.

	 November 2016
	 Mit dem Paket „Saubere Energie für alle Europäer“ vom 30.11.2016 hat die Europäische 

Kommission ihre Vorschläge komplettiert, wie der nahezu gesamte Energierahmen neu gestaltet 
werden soll, um eine Energieunion zu schaffen und die 2030-Ziele umzusetzen. Zuvor hatte sie 
Vorschläge in den Bereichen Gasbinnenmarkt und Klimaschutz vorgelegt.

	 Juni 2018:
	 Die EU verabschiedet das so genannte erste Teilpaket des Legislativpakets „Saubere Energie für 

alle Europäer“ (Erneuerbare-Energien-Richtlinie, Energieeffizienz-Richtlinie und Governance-
Verordnung).
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Europa ist maßgeblich von Energieimporten abhängig. 
Es sieht sich mit steigendem Energiebedarf, schwanken
den Preisen und Versorgungsrisiken konfrontiert. Klima
politische Ziele erfordern eine Energiewende hin zu 
erneuerbarer, effizienter und emissionsarmer Energie-
versorgung in den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr. 

Der umweltschonende und solidarische Zugang zu 
Energieressourcen stellt Europa vor wirtschaftliche, poli-
tische, soziale und ökologische Herausforderungen. Für 
eine langfristige stabile und umweltverträgliche Ener-
gieversorgung und den damit verbundenen wirtschaft-
lichen Wohlstand ist ein tiefgreifender Um- und Ausbau 
der Energieversorgungsstruktur zwingend geworden:

•	Energie ist ein zentraler Produktions- und Mobili-
tätsfaktor. Als zweitgrößter Wirtschaftsraum ver-
braucht die Europäische Union ein Fünftel der 
weltweit erzeugten Energie. Energie ist die Grund-
voraussetzung für Produktivität, Mobilität und das 
Funktionieren unseres Alltags. Um unseren Lebens-
standard aufrechtzuerhalten, werden wir auch 
zukünftig viel Energie benötigen.

•	Europa ist abhängig von Energieimporten. Europa 
verfügt über keine ausreichenden eigenen Energie-
vorräte. Die Förderung fossiler Energiequellen (Öl, 
Erdgas und Kohle) ist rückläufig. Die Europäische 
Union importiert daher den Großteil ihres derzeitigen 
Energiebedarfs aus Drittländern.

•	Europa braucht alternative umweltverträgliche Ener-
giequellen. Rund 80 Prozent der in der Europäischen 
Union verbrauchten Energie werden aus fossilen 
Brennstoffen gewonnen. Die bei ihrer Verbrennung 
entstehenden CO2-Emissionen müssen zur Einhal-
tung der vereinbarten Klimaschutzziele deutlich 
verringert und entsprechend müssen mehr kohlen
stoffarme bzw. -freie Energiequellen erschlossen 
und genutzt werden. Gleichzeitig wird die Kern
energie innerhalb der Europäischen Union langfristig 
an Bedeutung verlieren. Seit dem Jahr 2000 wurden 
bereits mehr als ein Drittel (insgesamt 44 Reaktoren) 
der bis dahin in der Europäischen Union betriebenen 
Reaktoren aus Gründen der Risikovermeidung oder 
der Wirtschaftlichkeit außer Betrieb genommen. Die 
Erschließung alternativer Energiequellen ist daher 

zwingend, um die Sicherheit und Stabilität der Ener-
giesysteme bei gleichzeitigem Übergang zu einer CO2-
armen Wirtschaft zu gewährleisten.

•	Europa braucht den Ausbau erneuerbarer Energien. 
Der Ausbau erneuerbarer Energiequellen ist der 
Schlüssel zur unabhängigen und emissionsfreien 
Energieversorgung in der Europäischen Union. Rege-
nerative Energiequellen sind in einigen Mitgliedstaa-
ten bereits zu einer tragenden Säule der Energiever-
sorgung geworden. Der Umbau hin zu erneuerbaren 
Energien zieht zudem eine Systemmodernisierung 
nach sich, die zu Innovationen entlang der gesamten 
Wertschöpfungskette führt. Für Europa als Techno-
logieführer ist es daher entscheidend, diese weltweite 
Entwicklung anzuführen. Diesen Trend gilt es ent-
schlossen weiter voranzutreiben und zu fördern.

•	Vorrang für Energieeffizienz. Energie bleibt ein 
kostbares Gut. Um unsere Energie- und Klimaziele 
zu erreichen, wird es auch darauf ankommen, den 
Primärenergieverbrauch zu senken und die Energie
effizienz zu steigern. Der bewusste und sparsame 
Umgang mit Energie ist ein ganz entscheidender 
Schritt, Versorgungssicherheit und Klimaschutz zu 
erhöhen, die Abhängigkeit von Energieeinfuhren zu 
verringern und Emissionen und Kosten zu senken. 

Europa braucht die Energiewende

„Der Umbau hin zu erneuer-
baren Energien zieht zudem 
eine Systemmodernisierung 
nach sich, die zu Innovatio
nen entlang der gesamten 
Wertschöpfungskette führt. 
Für Europa als Technologie-
führer ist es daher entschei-
dend, diese weltweite Ent-
wicklung anzuführen.“ 
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Die Energiewende braucht Europa 

Energiepolitische Entscheidungen eines Mitgliedstaats 
wirken sich unweigerlich auf andere Mitgliedstaaten aus. 
Die europäische Energiewende ist ein ambitioniertes, 
aber notwendiges Projekt. Sie wird gelingen, wenn die 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union eine gemein-
same Strategie verfolgen, die auf regionalen, nationalen 
und europäischen Stärken aufbaut. Sie braucht einen 
europäischen Rahmen, muss aber im Übrigen einen kre-
ativen Wettbewerb um die besten Ideen und Lösungen 
zulassen. Die Strategie muss den Wettbewerb europa-
weit fördern und Synergien bei Ressourcen, Netzen und 
Akteuren im Energiebereich optimieren. Kurz: Europa 
braucht die Energiewende, die Energiewende braucht 
Europa:

•	Die Energiewende braucht einen offenen und fle-
xiblen Energiebinnenmarkt. Die Verwirklichung eines 
europäischen Energiebinnenmarktes ist eine Grund-
voraussetzung für das Gelingen der Energiewende. 
Angebot und Nachfrage auf dem Energiemarkt sind 
national und regional sehr unterschiedlich. Ein of-
fener europaweiter Markt und fairer grenzüberschrei-
tender Handel sind wesentliche Bedingungen, damit 
Energie für alle bezahlbar bleibt. Die Angleichung 
nationaler Vorschriften und Praktiken kann helfen, 

das Potenzial des Energiebinnenmarktes hinsichtlich 
Transparenz, Flexibilität, Zugänglichkeit und Wahl-
möglichkeiten für Verbraucher auszuschöpfen. Auch 
ein angemessener technischer und regulatorischer 
Rahmen für einen zunehmend europaweiten Ener-
giefluss ist ein wichtiger Schritt auf diesem Weg.

•	Die Energiewende braucht Solidarität. Die Energie-
wende fordert die Mitgliedstaaten und Menschen auf 
unterschiedliche Weisen heraus. Die wirtschaftlichen 
und strukturellen Unterschiede in Europa sind groß. 
Die Energiewende wird auch Auswirkungen auf die 
Arbeitsplätze haben, indem sie sowohl neue schafft, 
als auch andere abschafft. Einige Menschen, Regionen 
und Mitgliedstaaten werden Unterstützung brauchen. 
Hierzu gehört, dass die Europäische Union Förder-
mittel so lenkt, dass sie Projekten und Regionen zu-
gutekommen, denen die Märkte allein nicht gerecht 
werden.
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•	Die Energiewende ist ein Wettbewerbsfaktor. Ener-
gie ist für die Industrie ein wichtiger Kostenfaktor. 
Die Europäische Union muss ein attraktiver Markt für 
die Unternehmen bleiben. Innovation und Investition 
in klimaneutrale Energie und die damit verbundenen 
Kosten dürfen dabei nicht zulasten der Rentabilität 
und Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen gehen. 
Der Rahmen muss so gestaltet sein, dass umweltbe-
wusste und nachhaltige Energiepolitik kein Standort-
nachteil, sondern ein Wettbewerbsvorteil wird – so-
wohl in Europa als auch global. Innerhalb Europas 
müssen wir daher die Wettbewerbsbedingungen im 
Energiesektor verbessern und faire Bedingungen für 
alle schaffen. Die führende Hand der Europäischen 
Union ist dafür entscheidend: Sie muss die Regeln 
europaweit festlegen und ihre Einhaltung überwachen, 
unter anderem im Bereich der nationalen Subventio
nen und Beihilfen.

•	Die Energiewende muss Interessen bündeln. In in-
ternationalen Energie- und Klimaschutzfragen ist die 
Europäische Union wesentlich stärker und effektiver, 
wenn sie ihre gemeinsamen Interessen und Ziele mit 
einer gemeinsamen Stimme vertritt. Die weltweit 
wachsende Energienachfrage und die Herausforde-
rungen des Klimaschutzes erfordern effiziente Märkte 
mit entsprechenden Rahmenbedingungen. Auch hier 
profitieren die Mitgliedstaaten, wenn sie gemeinsam 
auftreten.

•	Die Energiewende kann Standards setzen. Europa ist 
Vorreiter und Vorbild für eine nachhaltige und zu-
kunftsorientierte Energie- und Klimapolitik. Europa 
konnte im Bereich der Energietechnologien und 
-innovationen eine führende Rolle einnehmen. Diese 
gilt es auszubauen und insbesondere gegenüber den 
USA und China auch künftig zu behaupten. Ein ge-
zielter Investitions- und Innovationswettbewerb wird 
sich langfristig auch in den Energiekosten günstig 
niederschlagen.
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Energieunion: Chance für 
eine erfolgreiche Energiewende 
in Europa

Die Mitgliedstaaten haben die Notwendigkeit und 
Chance einer zukunftsorientierten gemeinsamen Ener-
gie- und Klimapolitik erkannt: Sichere Energieversor-
gung, effiziente Ressourcennutzung, kosteneffiziente 
und innovative Lösungen sind Voraussetzung, damit 
Europa nachhaltig wachsen kann, damit Arbeitsplätze 
geschaffen werden und die Lebensqualität hoch bleibt. 
Die Mitgliedstaaten haben sich darauf verständigt, die-
sen Herausforderungen mithilfe politischer Konzepte 

und Maßnahmen auf Ebene der Europäischen Union 
durch eine Europäisierung der Energiepolitik zu begeg-
nen. Die Idee einer Energieunion hat dabei das Poten-
zial, zum Katalysator für die notwendige Energiewende 
in Europa zu werden.

Europäische Zielvorgaben 2020, 2030 
und 2050

Die Mitgliedstaaten haben sich ehrgeizige klima- und 
energiepolitische Ziele gesetzt: Mit den so genannten 
20-20-20-Zielen haben sich die Mitgliedstaaten ver-
pflichtet, bis 2020:

•	die Treibhausgasemissionen um mindestens 
20 Prozent gegenüber 1990 zu reduzieren,

•	einen Anteil von 20 Prozent erneuerbare Energien 
am Gesamtenergieverbrauch zu erreichen,

•	die Energieeffizienz um 20 Prozent zu steigern.

Darüber hinaus hat der Europäische Rat im Oktober 
2014 den Europäischen Energie- und Klimarahmen 
2030 verabschiedet, der bis 2030 eine Reduktion der 
Treibhausgasemissionen um mindestens 40 Prozent 
festschreibt. Um dieses Ziel zu erreichen, werden im 
ersten Teilpaket des Legislativpakets „Saubere Energie 
für alle Europäer“ für 2030 ein Anteil erneuerbarer 
Energiequellen von mindestens 32 Prozent und eine 
Steigerung der Energieeffizienz um mindestens 32,5 
Prozent vorgegeben. Bis 2050 sollen die Treibhausgas
emissionen um 80 bis 95 Prozent gegenüber 1990 
zurückgegangen sein.
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Die Europäische Union hat bereits zentrale strategische 
Entscheidungen für die künftige Ausrichtung der euro-
päischen und nationalen Energie- und Klimapolitiken 
getroffen oder ist dabei, diese auf den Weg zu bringen. 
Der Europäische Rat und die Europäische Kommission 
haben dem Gesamtprojekt auch einen Namen gegeben: 
Energieunion.

Die Europäische Kommission beschreibt in ihrer 
„Rahmenstrategie für eine krisenfeste Energieunion 
mit einer zukunftsorientierten Klimaschutzstrategie“ 
fünf eng miteinander verknüpfte und sich gegenseitig 
verstärkende Dimensionen der Energiewende: Energie
versorgungssicherheit, Energiebinnenmarkt, Energie
effizienz, Dekarbonisierung der Wirtschaft und Energie
forschung.

Und sie skizziert weitreichende Schritte auf dem Weg 
zur Umsetzung der Energie- und Klimaziele. Das Ende 
2016 von der Europäischen Kommission vorgelegte 
Paket „Saubere Energie für alle Europäer“ konkretisiert 
die Maßnahmen, insbesondere im Bereich der erneu-
erbaren Energien und der Effizienz, der Ausgestaltung 
eines zukunftsgerichteten Marktdesigns im Strombin-
nenmarkt und der so genannten Governance, mit deren 
Hilfe die nationale Energiepolitik der Mitgliedstaaten 
europäisch koordiniert und die Einhaltung der Ziele 
überwacht werden sollen.

Um langfristig eine saubere, sichere und bezahlbare 
Energieversorgung zu gewährleisten, ergeben sich für 
Deutschland dabei folgende Kernprioritäten des gemein-
samen Vorhabens:

Die Energieunion: 
eine europäische Strategie
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Umbau des Energiesystems

Der Umbau des europäischen Energiesystems ist 
zwingend erforderlich. Energieeffizienz und Ausbau 
erneuerbarer Energien müssen zu tragenden Säulen 
der Energiewende werden:

Efficiency first: Energie, die eingespart werden kann, 
muss nicht erzeugt, gespeichert, transportiert und be-
zahlt werden. Energieeffizienz spielt damit eine zentrale 
Rolle, damit die Energiewende in Europa gelingt. Die 
Neufassung der Energieeffizienz-Richtlinie im Juni 2018 
sieht insoweit eine Reduzierung des Energieverbrauchs 
innerhalb der Europäischen Union um 32,5 Prozent 
(gegenüber einer zugrunde gelegten Referenzentwick-
lung) bis zum Jahr 2030 vor. Die Mitgliedstaaten sollen 
entsprechende Beiträge leisten und müssen zudem 
jährliche Energieeinsparungen belegen. Erhebliche 
Effizienzpotenziale werden insbesondere bei Gebäuden 
und im Verkehrssektor gesehen.

Erneuerbare Energien: Das EU-Ziel eines Anteils von 
erneuerbarer Energie von 20 Prozent bis zum Jahr 2020 
hat sich bislang als wirksamer Treiber bei deren Ausbau 
erwiesen. Dies soll auch künftig im Fokus bleiben, wobei 
die Mitgliedstaaten aber weiterhin die Hoheit über ihren 
Energiemix behalten. Bis 2030 sollen sie den Anteil 
der Erneuerbaren in Europa insgesamt auf mindestens 
32 Prozent erhöhen. Damit dies gelingt, rät die Europä-
ische Kommission den Mitgliedstaaten, auch weiterhin 
nationale Fördersysteme zu etablieren, die den Ausbau 
dieser alternativen Energien gezielt und effizient steuern.

Der europäische Rahmen für erneuerbare Energie und 
Effizienz muss so ausgestaltet werden, dass den Markt-
teilnehmern klar ist, wohin die Reise geht. Nur so kön-
nen Planungssicherheit und Kosteneffizienz erreicht 
werden.

Einen europaweit integrierten 
Energiebinnenmarkt schaffen

Der Ausbau des Energiebinnenmarktes ist Dreh- und 
Angelpunkt einer europäischen Energiepolitik, er ist 
Grundstein der Energieunion. Offene, flexible Märkte 
und fairer Wettbewerb sind die wesentlichen Voraus-
setzungen, damit Energie auch in der Zukunft bezahl-
bar bleibt, erneuerbare Energien effektiv und effizient 
in den Markt integriert werden und Energie überall in 
Europa jederzeit garantiert verfügbar ist.

Die Vorteile eines funktionierenden EU-Energiebinnen-
marktes liegen auf der Hand. So sorgt beispielsweise im 
Gassektor ein funktionierender Binnenmarkt dafür, dass 
überall in Europa Gas zur Verfügung steht, auch wenn es 
nur über eine begrenzte Zahl von Importleitungen oder 
Terminals für die Abnahme von verflüssigtem Gas (LNG) 
nach Europa gelangt. Im Stromsektor wiederum muss 
insgesamt weniger Erzeugungskapazität finanziert und 
gebaut werden, wenn die europäischen Staaten sich über 
den Binnenmarkt gegenseitig mit Strom versorgen.

Damit Energie in Zukunft möglichst ungehindert über 
Grenzen hinweg ausgetauscht werden kann, sind erheb-
liche Investitionen notwendig und die Rahmenbedin-
gungen müssen richtig gesetzt werden. Europa verfügt 
insbesondere hinsichtlich der grenzüberschreitenden 
Verbindungen noch nicht durchweg über ausreichend 
ausgebaute Stromübertragungs- und Gasfernleitungs-
netze. Dafür ist es entscheidend, dass Genehmigungs-
verfahren von Infrastrukturvorhaben beschleunigt und 
angeglichen werden. Investiert werden muss auch in die 
Erschließung von Flexibilität sowohl bei der Erzeugung 
als auch bei der Nachfrage, nicht zuletzt um die erneu-
erbaren Energien optimal zu integrieren. Hierzu müssen 
wir die Strommärkte so gestalten, dass sie die notwen-

„Offene, flexible Märkte und fairer Wettbewerb 
sind die wesentlichen Voraussetzungen, 
damit Energie auch in der Zukunft bezahlbar 
bleibt, (...) und (...) überall in Europa jederzeit 
garantiert verfügbar ist.“
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digen Preissignale senden. Wir müssen sie miteinander 
verbinden und für neue, flexible Anbieter öffnen. Nur 
so kann ein europäisches Marktdesign geschaffen wer-
den, das Anreize für Investitionen und Flexibilisierung 
von Energieerzeugung und -verbrauch setzt und Versor-
gungssicherheit kosteneffizient gewährleistet.

Governance: Nationale Energie- und 
Klimapläne bis 2030

Um den Umbau des Energiesystems in der Europäischen 
Union entlang dieser fünf Dimensionen der Energie
union voranzutreiben und um die Energie- und Klima-

ziele der Europäischen Union für 2030 verlässlich zu 
erreichen, werden die Mitgliedstaaten nationale Ener-
gie- und Klimapläne für die Dekade bis 2030 erstellen. 
Damit entsteht erstmalig ein europäisches Planungs- 
und Monitoringinstrument der Energieunion. Die Pläne 
werden mit den Nachbarstaaten abgestimmt und der 
Europäischen Kommission vorgelegt. Es liegt somit in 
der Verantwortung der Mitgliedstaaten und der Euro-
päischen Kommission, die EU-Ziele gemeinschaftlich zu 
erreichen. Für den Fall, dass die Summe der nationalen 
Zielbeiträge aller Mitgliedstaaten nicht ausreicht und 
eine Lücke zum EU-Ziel entsteht, sind im Governance-
System Korrekturmaßnahmen auf nationaler und EU-
Ebene vorgesehen.

„Im Wettstreit um die besten 
Technologien sind Windenergie 
und Photovoltaik als Sieger 
hervorgegangen.“

Global installierte Leistung der erneuerbaren Energien, 2017
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Forschung und Innovation: 
Investitionen mobilisieren, 
Führungsrolle Europas ausbauen

Die Europäische Union ist entschlossen, weltweit die 
Führung bei den erneuerbaren Energien zu überneh-
men und auszubauen. Dafür müssen die Energiemärkte 
und Netze aufnahmebereit für die erneuerbaren Ener-
gien gemacht werden. Dazu gehört die Entwickung 
neuer Technologien für intelligente Netze und die nach-
frageseitige Steuerung für eine effiziente Umstellung 
des Energiesystems.

Technologischer Fortschritt bleibt ein entscheidender 
Faktor für den Erfolg der europäischen Energiewende. 
So hat der Ausbau der erneuerbaren Energien techno-
logische Fortschritte erbracht, die zu Beginn der För-
derung der erneuerbaren Energien so nicht absehbar 
waren. Im Wettstreit um die besten Technologien sind 
Windenergie und Photovoltaik als Sieger hervorgegan-
gen. Heute können diese klimaschonenden Technolo-
gien mit neuen Kohle- oder Gaskraftwerken konkur-
rieren. Weitere Chancen bietet die Digitalisierung, die 
zu deutlich mehr Effizienz und Produktivität bei der 
Erzeugung und Nutzung von Energie führt und Spar
potenziale erschließt.

Die technologische Entwicklung muss und wird weiter-
gehen. Dafür sind frühzeitig langfristige Investitionen 
notwendig, für die in der Europäischen Union die rich-
tigen Rahmenbedingungen geschaffen werden müssen, 
sei es bei der Förderung der erneuerbaren Energien oder 
im Bereich der Forschung und Innovation. Es bedarf 
eines einheitlichen europäischen Politikrahmens, der 
alle Instrumente von der Forschungs- und Innovations-
politik bis hin zu Politikmaßnahmen, die die Einfüh-
rung von Technologien betreffen, aufeinander abstimmt 
und priorisiert. Durch gemeinsame Investitionsent-
scheidungen werden Fehlinvestitionen vermieden und 
die Führungsrolle Europas im Bereich der Energietech-
nologien und Innovation wird gestärkt.

Verbraucher stärken: Die soziale 
Dimension im Blick behalten

Die Bürgerinnen und Bürger stehen im Mittelpunkt der 
Energieunion. Die Verbraucher, ob Privatperson oder 
Unternehmen, sind entscheidende Akteure auf den 
Energiemärkten der Zukunft. Auch sie übernehmen 
Verantwortung für die Umstellung des Energiesystems, 

indem sie Angebote und neue Technologien in den 
Bereichen Energieeffizienz und erneuerbare Energien 
nutzen. 

Um fundierte Entscheidungen treffen zu können, müs-
sen die Verbraucher über ihre Rechte und Möglichkeiten 
informiert werden. Preisbildungssysteme müssen für 
die Endverbraucher transparent und verständlich blei-
ben. Es gilt, die Autonomie der Verbraucher zu stärken 
und ihre Mitwirkung am Umbau des Energiesystems zu 
erleichtern.

Entscheidend ist, dass Klimaschutz und Versorgungs-
sicherheit für die Verbraucher bezahlbar bleiben. Die 
Investitionen in die Entwicklungen und den Einsatz 
klimaschonender Technologien dürfen die Verbraucher 
nicht überfordern – auch wenn sie sich langfristig aus-
zahlen. Die Energieunion kann hier mit einem integ-
rierten Energiebinnenmarkt, den richtigen Anreizen 
für eine flexible Energienutzung und einer klaren, Pla-
nungs- und Investitionssicherheit bietenden Strategie 
viel dazu beitragen.

Internationalisierung der Energie-
wende – die externe Dimension des 
EU-Energiemarkts stärken

Die Energieunion ist kein ausschließlich auf die Euro-
päische Union bezogenes Vorhaben, sondern hat eine 
globale Dimension. Nachhaltige Energie- und Klimapo-
litik braucht internationale Initiativen und Partner. Die 
Energieunion bietet Europa die Chance, seine Stimmen 
auf internationaler Bühne zu bündeln und Interessen 
und Ziele gemeinsam zu vertreten.
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Internationale Partnerschaften bleiben ein entschei-
dender Faktor bei der Gestaltung des Wandels der glo-
balen Energiesysteme und der Gewährleistung einer 
umweltfreundlichen, sicheren und bezahlbaren Energie-
versorgung.

So spielt die internationale Zusammenarbeit eine wich-
tige Rolle beim weiteren Ausbau der erneuerbaren 
Energien und der Energieeffizienz. Die technologischen 
Fortschritte und gesunkenen Weltmarktpreise machen 
erneuerbare Energien, Effizienz- und Klimatechnologien 
für viele Nachbarländer der Europäischen Union und 
Drittstaaten attraktiv und leisten einen wichtigen Bei-
trag zum Klimaschutz, zur Verbesserung der Luftqualität 
und zur Stärkung der wirtschaftlichen Entwicklung. Das 
bietet ein großes Innovations-, Modernisierungs- und 
Beschäftigungspotenzial für Deutschland und die Euro-
päische Union, deren Unternehmen mit ihren innova-
tiven und nachhaltigen Lösungen noch immer in vielen 
Bereichen Weltmarktführer sind.

Um seine Versorgung vor allem mit fossilen Energie
trägern, insbesondere Öl und Gas, zu sichern und weiter 
zu diversifizieren, ist Europa auf verlässliche interna-
tionale Partner und gute Beziehungen zu Drittstaaten 
angewiesen. Im Rahmen integrierter Strategien bietet 
sich zudem die Chance, die Zusammenarbeit mit Ener-
gieexport- und -transitländern auf andere Bereiche wie 
erneuerbare Energien, Energieeffizienz oder alternative 
CO2-arme Technologien auszuweiten.

Die Europäische Union wird daher ihren ständigen Dia-
log über Energiefachfragen sowohl mit ihren Haupt
energielieferanten Norwegen, Russland, den Ländern 
des Persischen Golfs und der Organisation Erdöl 
exportierender Staaten (OPEC) fortführen, als auch die 
Zusammenarbeit mit weiteren wichtigen energie- und 
klimapolitischen Ländern wie China, Indien, Brasilien 
oder den USA intensivieren. Energiekooperationen und 
Hilfsprogramme sollen weltweit ausgebaut werden. 
Sie bieten die Gelegenheit, die Rolle der Europäischen 
Union im Bereich erneuerbarer Energien und Energie
effizienz weiter zu stärken, neue Märkte zu schaffen und 
internationale Standards auf der Grundlage europä-
ischer Energie-, Wettbewerbs- und Umweltvorschriften 
mit zu definieren. Eine geschlossen auftretende Europä-
ische Union kann als größter Energiebinnenmarkt der 
Welt politisch ein größeres Gewicht in die Waagschale 
werfen als die einzelnen Mitgliedstaaten.

„Nachhaltige Energie- 
und Klimapolitik 
braucht internationale 
Initiativen und Partner.“
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Ausblick

Die Energiewende stellt Europa vor große, aber lösbare 
Herausforderungen. Wie schon zu Beginn der Europä-
ischen Gemeinschaft geht es auch heute darum, sich 
gemeinsam für eine langfristig sichere, nachhaltige und 
kosteneffiziente Energieversorgung einzusetzen. Mit 
dem Zukunftsprojekt Energieunion ist die Europäische 
Union auf einem guten Weg, dieser Aufgabe gemeinsam 
gerecht zu werden.

Fest steht, dass die Energiewende in Europa nur gemein-
sam gelingen wird. Die aktuelle europäische Energie
politik macht deutlich, dass zentrale Zukunftsfragen 
eine europäische Strategie und Lösung brauchen.Das 
Versprechen, dass eine gemeinsame Politik eine bessere 
ist, dass ein gemeinsam agierendes Europa ein besseres 
Europa ist, bleibt dabei Ziel und Maßstab zugleich.

„Fest steht, dass die 
Energiewende in Europa 
nur gemeinsam gelingen 
wird. Die aktuelle 
europäische Energiepolitik 
macht deutlich, dass 
zentrale Zukunftsfragen 
eine europäische Strategie 
und Lösung brauchen.“ 
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8. Eine digitale 
Europäische Union 
ohne Grenzen
Die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten 
befinden sich auf gutem Weg, in Europa gemeinsam 
einen digitalen Binnenmarkt zu schaffen

Bereits frühzeitig hat die EU Visionen und Initiativen entwickelt, dank derer sich der 

digitale Binnenmarkt heute auf seine Vollendung zubewegt. Durch die Schaffung 

gemeinsamer Märkte in der Telekommunikation und die Fortentwicklung des Rechts 

für die Anbieter von Diensten im Internet hat sie das europäische Tor ins digitale 

Zeitalter aufgestoßen: für mehr Wachstum, Arbeit und digitale Inklusivität der 

EU-Bevölkerung und der Unternehmen. 
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Die Wurzeln des digitalen 
Binnenmarkts

Die Geschichte des europäischen digitalen Binnen-
markts reicht zwar nicht bis zum Jahr 1957, aber immer-
hin bis in die 1970er-Jahre zurück. Zwar dachte damals 
noch niemand an einen weitreichenden und facetten-
reichen digitalen Binnenmarkt, wie wir ihn heute ver-
stehen, aber in Teilbereichen wurden die ersten Schritte 
einer Entwicklung gemacht, die seitdem zu wichtigen 
Grundpfeilern auf dem Weg zur Verwirklichung und 
Vollendung des digitalen Binnenmarkts geworden sind.

Seit den 1970er-Jahren wurde schrittweise ein politi-
sches und rechtliches Rahmenwerk etabliert und fort-
entwickelt: im Hinblick auf die Schaffung eines gemein-
samen Binnenmarkts, zur Stärkung des europäischen 
Wettbewerbsrechts, zur schrittweisen Deregulierung 
von Schlüsselsektoren und zum Ausbau einer effizien-
ten Netzinfrastruktur mit transeuropäischen Kommu-
nikationsnetzen. Auch die Liberalisierung des Telekom-
munikationssektors in Deutschland und den anderen 
Mitgliedstaaten wurde maßgeblich durch die Europä
ischen Gemeinschaften (EG) angestoßen.

Zwar hatte es bereits im Vorfeld der Bildung der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft Ideen und Diskussionen 
zur Vereinheitlichung der nationalen Postverwaltungen 

(in denen damals auch die Telekommunikationspolitik 
betrieben wurde) in einer Europäischen Postunion gege-
ben. Der Einfluss der europäischen Politik im Bereich 
der elektronischen Kommunikation war allerdings 
zunächst dadurch eingeschränkt, dass zum damaligen 
Zeitpunkt die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft die 
Versorgung der Bevölkerung mit Telekommunikations-
dienstleistungen als überkommene ausschließliche Auf-
gabe staatlicher Daseinsfürsorge verstanden. Entspre-
chend wurden Kommunikationsdienstleistungen im 
staatlichen Monopol erbracht und waren daher privaten 
Wettbewerbern nicht zugänglich.

Mit dem rasanten technologischen Fortschritt in den 
1970er-/1980er-Jahren wurde aber klar, dass die Tele-
kommunikation zukünftig nicht nur als eigenständiger 
Sektor immer wichtiger werden würde, sondern dass sie 
auch das gesamte Wirtschaftsleben, die Wettbewerbsfä-
higkeit der Mitgliedstaaten und nicht zuletzt auch die 
Gesellschaft als solche zunehmend beeinflussen würde. 
Dementsprechend wurden die Angleichung und Har-
monisierung der verschiedenen nationalen Normen in 
den Mitgliedstaaten sowie die Öffnung und Liberalisie-
rung der Telekommunikationsmärkte konsequent als 
europäische Aufgabe angegangen.
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Erste Meilensteine 
der europäischen 
Telekommunikationspolitik

Die EG-Kommission stellte 1984 ein Aktionsprogramm 
vor, mit dem eine einheitliche europäische Telekom-
munikationspolitik eingeleitet werden sollte. Es enthielt 
eine Reihe von Initiativen in Kernbereichen:

•	Infrastrukturförderung: Ausbau von ISDN-Netzen 
und digitalen Mobilfunknetzen.

•	Förderung europäischer Randregionen.

•	Standardisierung: Harmonisierung des Endgeräte-
markts mittels europäischer Normen.

•	Initiativen im Bereich der Forschung und Entwick-
lung sowie der Förderung der Herstellerindustrie.

„Die Geschichte des 
europäischen digitalen 
Binnenmarkts reicht (...) 
bis in die 1970er-Jahre 
zurück.“

Maßgebliche Leitlinie für die weitere Politik der 
Gemeinschaft auf dem Telekommunikationssektor war 
das Grünbuch über die Entwicklung des gemeinsamen 
Marktes für Telekommunikationsdienstleistungen und 
Telekommunikationsendgeräte von 1987. Darin wurden 
die wichtigsten politischen Ziele formuliert:

•	Schrittweiser Abbau der staatlichen Telekommuni-
kationsmonopole in den Mitgliedstaaten. Die drei 
Bereiche Endgeräte, Dienste und Netze sollten dabei 
mit unterschiedlicher Geschwindigkeit vollständig 
liberalisiert werden. 

•	Aufbau eines integrierten europäischen Telekommu-
nikationsnetzes.

•	Förderung der Entwicklung möglichst preiswerter 
Dienste.
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Die schrittweise Liberalisierung 
der Telekommunikationsmärkte

Diese politischen Ziele wurden in den Folgejahren 
schrittweise seitens der Europäischen Kommission vo-
rangetrieben und mit einer Reihe von Liberalisierungs-
richtlinien in die Wege geleitet. Diese wurden jeweils 
von den Mitgliedstaaten in nationales Recht umgesetzt. 
So wurde durch die Endgeräte-Richtlinie von 1988 das 
Endgerätemonopol abgeschafft. Kunden waren danach 
nicht mehr auf die Telefone, Faxgeräte und Modems ih-
res Telekommunikationsanbieters beschränkt, sondern 
konnten erstmals auch Geräte anderer Hersteller ver-
wenden. Damit entstand ein vollständig neuer Markt, 
der den Kunden eine zunehmend größere Auswahl be-
scherte und Innovationen förderte. Der nächste Schritt 
der Liberalisierung war die Diensterichtlinie von 1990, 
mit der das Dienstemonopol aufgehoben wurde. Da-

durch wurde das Angebot von Mehrwert- und Daten-
kommunikationsdiensten liberalisiert. Damit war der 
Grundstein gelegt für das reichhaltige Angebot an Inter-
netdiensten, die im weiteren Verlauf der 1990er-Jahre auf 
den Markt drängten. Flankiert wurde die Liberalisierung 
durch eine Reihe von Harmonisierungsrichtlinien. Das 
staatliche Monopol für Sprachtelefonie blieb aber vorerst 
noch bestehen.

Weitere wichtige Schritte auf dem Weg zum digitalen 
Binnenmarkt waren die bis dahin ausgenommene Libe-
ralisierung des Sprachtelefondienstes und die Zulassung 
des Wettbewerbs im Festnetzinfrastrukturbereich zum 
1. Januar 1998. Damit wurde die vollständige Liberalisie-
rung des Marktes abgeschlossen.

„1998 (...) wurde 
die vollständige 
Liberalisierung 
des Marktes 
abgeschlossen.“
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Europäischer Regulierungs
rahmen für Telekommunikation

In der Folge entwickelte der europäische Gesetzgeber ei-
nen neuen Regulierungsrahmen für die Telekommuni-
kation, der das Erreichte sichern und die liberalisierten 
Märkte lenken sollte. Die Europäische Kommission legte 
einen Entwurf für ein entsprechendes Legislativpaket 
vor, das 2002 in Kraft trat. Dieses Paket bestand aus der 
Wettbewerbsrichtlinie und fünf Harmonisierungsricht-
linien, darunter die Rahmenrichtlinie, die einen harmo-
nisierten Rahmen für die Regulierung elektronischer 
Kommunikationsdienste und Kommunikationsnetze 

sowie zugehöriger Einrichtungen und Dienste bildeten. 
Dieses Legislativpaket wurde im Jahr 2009 umfassend 
überarbeitet und an aktuelle Entwicklungen und He
rausforderungen angepasst.

Auf der Basis dieses Rechtsrahmens und der auf ihm 
basierenden erfolgreichen Marktregulierung im Wett
bewerbsumfeld konnten in der Folge erhebliche Investi-
tionen in die Kommunikationsinfrastruktur fließen.

Anzahl der Breitbandanschlüsse 
in Deutschland
von 2001 bis 2017 (in Mio.)

Anzahl der Mobilfunkanschlüsse 
in Deutschland
von 1998 bis 2017 (in Mio.)

Quelle: Darstellung basiert auf Zahlen der Bundesnetzagentur (Jahresbericht 2017, S. 50 und 58; Jahresbericht 2005, S. 32 und 45)
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Erste Regeln für die digitale Welt: 
die E-Commerce-Richtlinie

schen Abschluss von Verträgen, den die Mitgliedstaaten 
gewährleisten müssen. Wie zukunftsgerichtet die Richt-
linie war, lässt sich daran erkennen, dass sie heute noch 
der unverändert geltende Rechtsrahmen für die Dienste 
der Informationsgesellschaft ist.

„Es geht um nichts 
weniger als darum, (...) 
die Leitplanken zu 
setzen für die fort
schreitende Digitali
sierung von Wirtschaft 
und Gesellschaft in der 
EU.“

Für die Anbieter der Dienste der Informationsgesell-
schaft hat die Europäische Kommission im Jahr 2001 
mit der Richtlinie über den elektronischen Rechtsver-
kehr (E-Commerce-Richtlinie) EU-weit Rechtssicherheit 
und gleiche Wettbewerbschancen für ihre Angebote im 
Internet geschaffen. Sie ist seither gleichermaßen der 
Grundpfeiler für das Vertrauen von Verbraucherinnen 
und Verbrauchern in den elektronischen Rechtsverkehr 
und den freien Verkehr von Diensten der Informations-
gesellschaft zwischen den Mitgliedstaaten. Mit ihrem 
Ansatz, nur das festzuschreiben, was für ein reibungs-
loses Funktionieren des Binnenmarktes unerlässlich 
ist, hat diese Richtlinie den Übergang ins digitale Zeit-
alter ermöglicht. Sie regelt konkret im Wesentlichen 
das Herkunftslandprinzip, die Zulassungsfreiheit, das 
Haftungsregime, die Impressumspflicht, die kommer-
zielle Kommunikation und nicht zuletzt den elektroni-
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Die Digitale Agenda für Europa

Im Jahr 2009 verwendete die Europäische Kommission 
erstmals den Begriff digitaler Binnenmarkt in einer Mit-
teilung zum Aufbau einer öffentlich-privaten Partner-
schaft für das Internet der Zukunft. Eine zentrale Rolle 
bekam dieser Begriff im folgenden Jahr: Die Europäische 
Kommission stellte 2010 die Strategie Europa 2020 vor, 
um die zum damaligen Zeitpunkt andauernde Wirt-
schaftskrise zu überwinden und die Wirtschaft der EU 
auf die Herausforderungen des kommenden Jahrzehnts 
vorzubereiten. Eine der insgesamt sieben Leitinitiativen 
der Strategie ist die Digitale Agenda für Europa, die sich 
dem Ziel verschreibt, aus einem digitalen Binnenmarkt 
einen „nachhaltigen wirtschaftlichen und sozialen Nut-
zen zu ziehen“.

Zur Verwirklichung ihrer Digitalen Agenda stellte die 
Europäische Kommission im Jahr 2013 ihren Entwurf 
einer Verordnung für einen Telekommunikations-
Binnenmarkt vor, die schließlich im Herbst 2015 verab-
schiedet wurde. Mit ihr wurde eine einheitliche Rege-
lung zur Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung 
des Internetverkehrs (Netzneutralität) geschaffen – ein 
wichtiger Schritt zur Harmonisierung und nachhalti-
gen Klarstellung der rechtlichen Rahmenbedingungen 
innerhalb der EU angesichts der bis dahin unterschiedli-
chen Rechtsanwendung in den Mitgliedstaaten.

Zudem wurde mit der Verordnung die Grundlage für die 
weitestgehende Abschaffung der Roaming-Aufschläge 
im Mobilfunk gelegt. Die Überarbeitung der Roaming-
Regeln hat große Bedeutung für Verbraucher und 
Mobilfunkbetreiber. Die EU hatte sich zum Ziel gesetzt, 
Roaming-Gebühren für Verbraucher wie Urlauber und 
Geschäftsleute schrittweise abzusenken und langfris-
tig ein Roaming-System einzuführen, in dem Kunden 
im Ausland zu den gleichen Bedingungen telefonieren, 
im Internet surfen und SMS versenden können wie zu 
Hause (Roam-like-at-Home). Bereits 2007 wurden nach 
Verhandlungen unter Deutscher Ratspräsidentschaft 
mit regulatorisch hartem Schwert auf dem Verord-
nungsweg EU-weit feste Preisobergrenzen eingeführt 
und die Kundenpreise für Anrufe, SMS und Daten-
Roaming in der Folge konsequent schrittweise weiter 
abgesenkt.

Zum 15. Juni 2017 wurde schließlich das Roam-like-
at-Home eingeführt und damit das politische Ziel der 
EU-weiten weitestgehenden Abschaffung zusätzlicher 
Roaming-Gebühren erreicht. Dies ist weltweit beispiel-
los. Nach dem Wegfall der Grenzkontrollen im Schen-
genraum und der Einführung einer gemeinsamen Wäh-
rung in der Eurozone waren die Roaming-Gebühren für 
viele Bürgerinnen und Bürger das letzte unmittelbar 
spürbare Zeichen dafür, überhaupt eine Landesgrenze 
in der EU überschritten zu haben. Dank der neuen 
EU-Vorschriften gehört auch dies nunmehr der Vergan-
genheit an.
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Umfassende Strategie für einen 
digitalen Binnenmarkt

Am 6. Mai 2015 stellte die Kommission ihre ambitio
nierte Strategie für einen digitalen Binnenmarkt für 
Europa vor, die auf den drei Grundsäulen beruht, 
(1) den Onlinezugang für Unternehmen und Verbrau-
cher in ganz Europa zu Waren und Dienstleistungen 
zu verbessern, (2) richtige Bedingungen für florierende 
digitale Netze und innovative Dienste zu schaffen sowie 
(3) das Wachstumspotenzial der digitalen Wirtschaft 
bestmöglich auszuschöpfen. Innerhalb dieser Strate-
gie identifizierte sie insgesamt 16 Einzelinitiativen, in 
deren Rahmen durch legislative und nicht legislative 
Maßnahmen auf EU-Ebene der digitale Binnenmarkt 
vollendet werden soll. Nach den Berechnungen der 
Europäischen Kommission kann dadurch noch wäh-
rend der Amtszeit der Kommission von Präsident 
Juncker (also bis 2019) ein zusätzliches Wachstum von 
bis zu 250 Milliarden Euro erzielt werden. Die Strategie 
nimmt eine große Bandbreite an Themen in Angriff, 
unter anderem E-Commerce, Urheberrecht, den euro-
päischen Rechtsrahmen für die elektronische Kommu-
nikation, Datenschutz, Cybersicherheit, Plattformwirt-
schaft, künstliche Intelligenz, audiovisuelle Medien, 
Verbraucherschutz und Mehrwertsteuer.

In der Folge wurden insgesamt 35 Hauptmaßnahmen 
vorgelegt, die sich wiederum in insgesamt mehr als 
60 legislative und nicht legislative Einzelmaßnahmen 
aufteilen.

Abgeschlossen wurden 2018:

•	die Geo-Blocking-Verordnung, durch die die 
herkunftsbezogene Diskriminierung von Kundinnen 
und Kunden beim E-Commerce und bei traditio-
nellen Handelsgeschäften verboten wurde. Online
händler dürfen in der EU nicht mehr nach der Her-
kunft des Kunden differenzieren und zum Beispiel 
unterschiedliche Warenangebote präsentieren oder 
verschieden hohe Preise aufrufen.

•	die Verordnung über grenzüberschreitende Paketzu-
stelldienste, die Verbraucherinnen und Verbrauchern 
sowie Unternehmen den Vergleich von Zustellungs-
tarifen in der Union erleichtert und so ungerecht

„Nach den Berechnungen 
der Europäischen 
Kommission kann (...) 
(bis 2019) ein zusätzliches 
Wachstum von bis zu 
250 Milliarden Euro erzielt 
werden.“
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fertigten Preisen entgegenwirkt. Tarife für grenz
überschreitende Paketsendungen innerhalb der EU 
können so durch zusätzliche Preistransparenz sinken, 
sodass das Onlineshopping in anderen Mitgliedstaa-
ten zunehmend attraktiv wird.

•	die so genannte Portabilitätsverordnung, aufgrund 
derer die Bürgerinnen und Bürger der Europäischen 
Union ihre Onlineabos für Filme, Serien, Sport oder 
Musik während vorübergehender Auslandsaufent-
halte, z. B. im Urlaub, nutzen können. Das Abonne-
ment reist also gewissermaßen mit dem Kunden 
mit – dies war vormals aufgrund von Lizenzbeschrän-
kungen nicht möglich.

•	der europäische Kodex für die elektronische 
Kommunikation.

•	die so genannte Free-flow-of-data-Verordnung über 
einen Rahmen für den freien Verkehr nicht personen
bezogener Daten in der EU, die eine Verbesserung des 
grenzüberschreitenden Flusses nicht personenbezo-
gener Daten im Binnenmarkt bewirkt.

•	die Richtlinie für audiovisuelle Mediendienste, mit 
der die Regeln für Rundfunkanstalten, aber auch 
für Video-on-demand- und Video-sharing-Platt-
formen wie Netflix oder YouTube sowie für das 
Live-Streaming auf Videoplattformen modernisiert 
werden.

Weitere zentrale Vorhaben der Strategie für einen 
digitalen Binnenmarkt

•	die Verordnung zur Förderung von Fairness und 
Transparenz für gewerbliche Nutzer von Online-
Vermittlungsdiensten, kurz P2B-Verordnung. Diese 
verpflichtet digitale Vermittlungsplattformen (z. B. 
Onlinemarktplätze und Hotelbuchungsportale) zur 
Einhaltung bestimmter Regeln im Umgang mit 
deren Geschäftskunden (z. B. mit Einzelhändlern oder 
Hotels) und sorgt für mehr Transparenz in algorith-
menbasierten Suchmaschinen.

•	die Verordnung zum Datenschutz in der elektroni-
schen Kommunikation, kurz E-Privacy-Verordnung. 
Die vorgesehenen Regeln dienen vorrangig dem Ziel, 
die Vertraulichkeit in der elektronischen Kommuni-
kation sicherzustellen. Ergänzend zur Datenschutz-
grundverordnung soll sie außerdem im Sinne einer 
Spezialregelung den Umgang mit personenbezogenen 
Daten (Stichwort Cookies), auch im Onlinebereich 
regeln.

•	die Richtlinie über die Weiterverwendung von Infor-
mationen des öffentlichen Sektors, kurz PSI-Richt-
linie. Ziel der Richtlinie ist es, Informationen, die im 
öffentlichen Sektor vorhanden sind, der Öffentlich-
keit möglichst unbürokratisch zugänglich zu machen.

•	die Richtlinie zum Urheberrecht im digitalen Binnen-
markt: Die Richtlinie verfolgt das Ziel, das Urheber-
recht an das geänderte digitale Umfeld anzupassen. 
Der Reformvorschlag der Europäischen Kommission 
hat drei Schwerpunkte: mehr Auswahl und einen 
leichteren Zugang zu Inhalten im Internet und über 
Grenzen hinweg; ein besseres Urheberrecht im Hin-
blick auf Bildung, Forschung, das Kulturerbe und die 
Eingliederung von Menschen mit Behinderungen 
sowie ein gerechter und tragfähiger Markt für Urhe-
ber, Kultur- und Kreativwirtschaft und Presse. Der 
Vorschlag beinhaltet gesetzliche Nutzungsbefugnisse 
(Schranken) zugunsten von Bildung und Wissenschaft, 
eine urheberrechtliche Regulierung von Plattformen, 
ein EU-weites Leistungsschutzrecht für Presseverleger 
sowie Regelungen zum Verhältnis zwischen Kreativen 
und denjenigen, die ihre Werke verwerten.

•	die Erarbeitung eines koordinierten Aktionsplans zur 
künstlichen Intelligenz. Ziel des Plans ist der Ausbau 
der künstlichen Intelligenz (KI) in Europa. Damit will 
die Europäische Kommission die Wettbewerbskraft 
in dem Sektor erhöhen, ein stabiles und klares recht-
liches Rahmenwerk schaffen sowie auf Bedenken der 
Bürgerinnen und Bürger eingehen.

Alle Maßnahmen der Strategie für den digitalen Binnen
markt sollen bis zum Ende der Amtszeit der Europä
ischen Kommission am 31. Oktober 2019 abgeschlossen 
sein. Das BMWi unterstützt auch weiterhin aktiv und 
konstruktiv einen zügigen Fortschritt bei Verhandlun-
gen und Umsetzung der Maßnahmen.
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Der Weg zu einer europäischen 
Gigabit-Gesellschaft

Besonders wichtig war und ist dabei die Schaffung eines 
neuen europäischen Rechtsrahmens für die elektro
nische Kommunikation, die den Herausforderungen 
der Gegenwart und der Zukunft gewachsen ist und die 
es ermöglicht, dass Europa in den nächsten zehn Jahren 
zu einer Gigabit-Gesellschaft wird, also zu einer Gesell-
schaft, in der Bürgerinnen und Bürger und Unterneh-
men möglichst flächendeckenden Zugang zu Internet
anschlüssen mit Download-Geschwindigkeiten von 
einem Gigabit oder mehr haben.

Der im Dezember 2018 in Kraft getretene und von den 
Mitgliedstaaten bis spätestens Dezember 2020 in natio
nales Recht umzusetzende Europäische Kodex für elek-
tronische Kommunikation setzt dabei die Leitplanken, 
damit diese Entwicklung erfolgreich vollzogen wer-
den kann. Durch ihn werden zusätzliche Anreize für 
die erforderlichen massiven privaten Investitionen in 
den extrem kostspieligen Breitbandausbau geschaffen 
und Hindernisse abgebaut, die Unternehmen bislang 
von der Investition in den Ausbau bestimmter Gebiete 
abhalten, unter anderem in ländlichen Regionen. Der 
neue Rechtsrahmen passt sich auch an die neue Markt-

situation an, in der die Bereitstellung von Kommuni-
kationsdiensten nicht mehr notwendigerweise mit der 
Bereitstellung eines Netzes verknüpft ist. Der Kodex stellt 
damit ein Kernstück der Strategie für einen digitalen 
Binnenmarkt dar, mit dem jetzt die richtigen Weichen 
für die digitale Zukunft in Europa gestellt werden.

Die Vision der Europäischen Kommission für eine euro-
päische Gigabit-Gesellschaft im Jahr 2025 sieht wie folgt 
aus: Alle Schulen, Hochschulen, Forschungszentren, aber 
auch Krankenhäuser und Unternehmen verfügen im 
Jahr 2025 über eine leistungsstarke Internetanbindung. 
Somit kann jede Bürgerin und jeder Bürger entweder am 
Arbeitsplatz oder in öffentlich zugänglichen Einrichtun-
gen selbst erfahren, welche Möglichkeiten und welches 
Nutzererlebnis ein Gigabitzugang bietet, selbst wenn er 
oder sie zu Hause keinen solchen Zugang hat. Des Weite-
ren sollten zu diesem Zeitpunkt alle europäischen Privat-
haushalte einen Internetanschluss mit einer Empfangs-
geschwindigkeit von mindestens 100 Megabit/s haben, 
der später auf Gigabitgeschwindigkeit aufgerüstet wer-
den kann. Und schließlich sollen die Bürger auch unter-
wegs nicht auf schnelles Internet verzichten müssen. 
Daher sollen im Jahr 2025 alle Stadtgebiete sowie alle 
wichtigen Straßen und Bahnverbindungen durchgängig 
mit Mobilfunk der fünften Generation (5G), dem Nach-
folger des heutigen Spitzenstandards LTE, versorgt sein.

Durch diesen neuen Mobilfunkstandard werden zum 
einen viele heute bereits existierende Anwendungen 
in deutlich besserer Qualität verfügbar sein: seien es 
gestreamte Videos, mobile Onlinespiele oder Video
telefonie. Zum anderen wird 5G vor allem viele mobile 
Anwendungen ermöglichen, die heute aufgrund zu 
geringer Datenübertragungsraten oder zu hoher Verzöge-
rungszeiten noch gar nicht möglich sind. So werden zum 
Beispiel Ärzte aus der Klinik heraus ferngesteuerte chir-
urgische Eingriffe an einem Notfallpatienten im fahren-
den Krankenwagen durchführen können. Vernetzte oder 
sogar autonom fahrende Autos können Daten mit ande-
ren Verkehrsteilnehmern ihrer Umgebung (beispielsweise 
Radfahrern oder Fußgängern mit vernetzten Kleidungs-
stücken) und Leitstellen austauschen und so die Sicher-
heit aller Verkehrsteilnehmer deutlich erhöhen.



8  EINE DIGITALE EUROPÄISCHE UNION OHNE GRENZEN 109

Ein digitaler Binnenmarkt in 
allen Lebensbereichen

Der vollendete europäische Binnenmarkt wird aber 
nicht nur aus Gigabitnetzen bestehen, auch wenn diese 
als Rückgrat der digitalen Wirtschaft und Gesellschaft 
ein unverzichtbarer Bestandteil sein werden. Auch wenn 
die Europäische Kommission und die Mitgliedstaaten 
sich auf einem guten Weg hin zur Vollendung des digi-
talen Binnenmarkts befinden, gibt es auch zukünftig viel 
zu tun. Die Europäische Union darf und wird in ihren 
Ambitionen nicht nachlassen. Nicht zuletzt deshalb, weil 
sich gerade der Bereich der digitalen Wirtschaft und 
des digitalen Lebens so schnell fortentwickelt, dass sich 
permanent neue Chancen ergeben, aber auch Heraus-
forderungen für die europäische Politik stellen. Durch 
gezielte Maßnahmen in vielen Rechts- und Wirtschafts-
bereichen wird es im Jahr 2025 keinen nennenswerten 
Unterschied mehr machen, ob sich Bürgerinnen und 
Bürger – online oder im wahren Leben – im eigenen 
oder in einem anderen Mitgliedstaat der EU bewegen.

In den kommenden Jahren wird vor allem entscheidend 
sein, die einzelnen Maßnahmen der Strategie für einen 
digitalen Binnenmarkt erfolgreich umzusetzen und 
nahtlos eine ebenso ambitionierte Nachfolgestrategie 
zu entwickeln und zu forcieren. Das ist von zentraler 
Bedeutung für die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands 
und Europas in der nächsten Dekade und darüber hin-
aus. Es geht um nichts weniger als darum, durch einen 
europäischen digitalen Rechtsrahmen die Leitplanken 
für die fortschreitende Digitalisierung von Wirtschaft 
und Gesellschaft in der EU zu setzen.

Die Ausarbeitung einer möglichen Nachfolgestrategie 
inklusive Festlegung ihrer genauen Bestandteile und 
Schwerpunkte wird durch die neue Europäische Kom-
mission ab Ende 2019 erfolgen. Es ist zu erwarten, dass 
dabei nicht nur Themenbereiche wie künstliche Intelli-
genz, Plattformökonomie, Gigabit- und 5G-Mobilfunk-
Infrastrukturausbau, Cybersicherheit und digitale Kom-
petenzen eine Rolle spielen werden.

Je mehr wir uns online bewegen, umso mehr digitale 
Daten tauschen wir aus. Viele Bürgerinnen und Bürger 
machen sich daher Gedanken über die Vertraulichkeit 
ihrer digitalen Kommunikation. Teil des digitalen Bin-

nenmarkts wird es sein, dass die EU und die Mitglied-
staaten gemeinsam Vorschriften auf den Weg bringen, 
die ein EU-weit einheitlich hohes Schutzniveau für die 
Privatsphäre schaffen. EU-Bürger/-innen sollen sich 
daher in Zukunft sicher sein, dass kein Unbefugter ihre 
Nachrichten liest – ob die Kommunikation nun per 
E-Mail, Videoanruf oder Messengerdienst geschieht.

Aufgrund des technologischen Fortschritts entfalten 
sich explosionsartig neue legale Geschäftsmodelle. 	
Dieser Fortschritt wird allerdings von einigen auch für 
rechtswidrige und für persönlichkeitsverletzende Äuße-
rungen sowie für Urheberrechtsverletzungen im Netz 
genutzt. Das ist die Kehrseite der Medaille. Besonders 
Hate Speech und Fake News sind keine Kavaliersdelikte. 
Sie müssen konsequent strafrechtlich verfolgt werden. 
Auf dem Prüfstein steht zunehmend aber auch die Ver-
antwortlichkeit der Diensteanbieter für die Inhalte, die 
Nutzer auf ihren Plattformen hochladen. Die EU und 
die Mitgliedstaaten werden sich daher in den kommen-
den Jahren der Herausforderung stellen müssen, dafür 
Sorge zu tragen, dass das zwischen den Interessen der 
Providerwirtschaft, der Rechteinhaber und der Ver-
braucherinnen und Verbraucher sorgsam austarierte 
Haftungsregime der E-Commerce-Richtlinie nicht ein-
seitig zulasten der Internetwirtschaft aufgekündigt wird 
und gleichzeitig die Rechte der von rechtsverletzenden 
Inhalten Betroffenen geschützt und gewahrt werden.
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Wachstum und Wohlstand durch 
den digitalen Binnenmarkt

Nicht nur Bürger werden von einem digitalen Binnen-
markt profitieren, sondern auch Unternehmen. Dies 
ist wichtig, weil die Wirtschaft so wachsen kann, neue 
Jobs entstehen und mehr Wohlstand für alle möglich 
wird. Gerade im internationalen Vergleich ist es ent-
scheidend, dass die Entwicklung in Europa mit anderen 
Regionen der Welt wie zum Beispiel Asien und Nord-
amerika mindestens Schritt hält und Europa – sprich-
wörtlich – nicht den Anschluss verliert. Die EU und die 
Mitgliedstaaten werden daher gemeinsam durch die 
Schaffung eines geeigneten Rechtsrahmens, finanzielle 
Fördermaßnahmen und Wissens- und Erfahrungsaus-
tausch dafür Sorge tragen, dass sowohl die Industrie als 
auch der Dienstleistungssektor und die Qualitätsinfra-
struktur technisch auf der Höhe der Zeit bleiben. Wir 
müssen dafür sorgen, dass Europa zu einem Leitmarkt 
für moderne digitale Technologien wird und seine Sou-
veränität in diesem Bereich nachhaltig bewahrt. Digi-
tale Technologien sind die Grundlage für digitalisierte 
Fertigungsprozesse (Industrie 4.0), für die immer stär-
kere Vernetzung von Alltagsgegenständen (Internet der 
Dinge) bis hin zum intelligenten Haus (Smart Home), 
das seinen Bewohnern mehr Komfort, Energieeffizienz 
und Unterstützung des eigenständigen Lebens zum Bei-
spiel bei Krankheit und im hohen Alter (Smart Living, 
Ambient Assisted Living) bieten kann.

Dabei stellen sich auch Herausforderungen für die Qua-
litätsinfrastruktur. Diese bestehen einerseits darin, dass 
digitale Elemente integraler Bestandteil von Produk-
ten und Dienstleistungen werden, andererseits in der 
hohen, zum Teil disruptiven Innovationsgeschwindig-
keit. Die klassischen Instrumente zur Beurteilung der 
Qualität, zum Beispiel in Bezug auf die Sicherheit oder 
den Umweltschutz, müssen daher im Hinblick auf die 
Prüfung dieser digitalen Elemente weiterentwickelt 
werden. Die Instrumente zur Beurteilung der Qualität 
sind ganz wesentlich durch den Neuen Rechtsrahmen 
(New Legislative Framework, NLF) für den europäischen 
Binnenmarkt bestimmt. Dazu gehören zum Beispiel die 
Marktüberwachung, die Konformitätsbewertung (die 
Verwendung des CE-Kennzeichens) sowie die Akkredi-
tierung und mandatierte Normung.

Neben ihrer Rolle für die europäische Rechtsetzung 
erfüllt die Normung wichtige Aspekte in technischer 
Hinsicht. So wird auch durch die Aktivitäten der EU im 
Bereich Normung und Standardisierung sichergestellt, 
dass alle Geräte miteinander kommunizieren können. 
Dies ist wichtig, weil aufgrund der weltweiten Vernet-
zung Wert und Nutzen eines Gerätes immer stärker von 
dieser Fähigkeit abhängen werden. Die EU setzt bereits 
heute erfolgreich Normen und Standards. Und schon 

„Wir müssen dafür sorgen, 
dass Europa zu einem 
Leitmarkt für moderne 
digitale Technologien wird.“
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heute sind nur noch wenig mehr als 20 Prozent aller 
für die Industrie und damit auch für die Verbraucher 
wichtigen Normen national, 80 Prozent entstehen der-
zeit über die europäischen und internationalen Nor-
mungsorganisationen als europäische Normen. Über 
Normungsaufträge der Europäischen Kommission, bei 
denen das Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie und das Deutsche Institut für Normung (DIN) invol-
viert sind, wird beispielsweise derzeit im Rahmen von 
Industrie 4.0 der Weg für neue Standards bereitet. Dies 
zeigt, wie der Binnenmarkt, der immer digitaler wird, 
durch europäische Zusammenarbeit zukunftsfähig 
gemacht wird und damit hilft, die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit zu bewahren. Durch eine Verstärkung 
der europäischen Aktivitäten – unter Berücksichtigung 
existierender nationaler Initiativen – lässt sich erreichen, 
dass die europäische Normung mit den weltweiten tech-
nischen Entwicklungen Schritt hält und sich europä
ische Standards in vielen Bereichen auf internationaler 
Ebene durchsetzen.

Auch der Kontakt mit Behörden wird für Bürgerinnen 
und Bürger wie für Unternehmen in Zukunft deutlich 

einfacher sein als heute. Die meisten Behördenangele-
genheiten, für die heute noch das persönliche Erschei-
nen oder umfangreiche postalische Korrespondenz 
erforderlich ist, werden sich in Zukunft schnell, einfach 
und sicher online erledigen lassen. Teure Übersetzungen 
und Beglaubigungen von Nachweisen werden entfallen, 
weil Behörden mit dem Einverständnis der Nutzer diese 
untereinander direkt austauschen.

Alle diese spürbaren Verbesserungen für EU-Bürger/-innen 
und Unternehmen sind durch die Strategie der Europä-
ischen Kommission für einen digitalen Binnenmarkt in 
greifbare Nähe gerückt. Es ist richtig und wichtig, dass die 
EU und ihre Mitgliedstaaten hier an einem Strang ziehen, 
um gemeinsame Lösungen auf EU-Ebene zu finden. Denn 
Europa befindet sich gerade im digitalen Bereich in einem 
intensiven globalen Wettbewerb. Nur durch ein gemein-
sames Vorgehen lassen sich die Potenziale des größten 
Binnenmarktes der Welt mit mehr als 500 Millionen Men-
schen nutzbar machen – für ein erfolgreiches Auftreten 
Europas im internationalen Wettbewerb und für mehr 
Beschäftigung, Wachstum und Wohlstand für die Men-
schen in Deutschland und der Europäischen Union.
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9. Eine starke 
Industriepolitik 
für Wachstum, 
Wohlstand und 
Frieden in Europa
Industrie 2030 – mit einer zeitgemäßen 
Industriestrategie und neuen Indikatoren 
zu einer international wettbewerbsfähigen 
europäischen Industrie in 2030

Die Industrie hat Europa seit mehr als zwei Jahrhunderten Wachstum, Wohl-

stand und Fortschritt gebracht. Eine wettbewerbsfähige Industrie ist Kern-

bestandteil europäischen Wirtschaftens und somit Teil der Lösung für eine 

gemeinsame Identität eines prosperierenden, sozialen, nachhaltigen und 

modernen Europas. Mithilfe einer gemeinsam entwickelten Industriestrategie 

setzen wir heute die richtigen Zeichen für ein starkes Europa. 
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Die Zahlen machen deutlich: Im Wirtschaftsgefüge der 
EU nimmt die Industrie2 einen hohen Stellenwert ein. 
Sie steht für eine Bruttowertschöpfung von 2,3 Billio-
nen Euro und damit für einen Anteil an der gesamten 
Bruttowertschöpfung von 16,4 Prozent in 2017. Sie 
generiert rund 80 Prozent der EU-Warenexporte. Die 
Industrie sorgt so für insgesamt 32 Millionen Arbeits-
plätze in der EU.

In Deutschland ist ihr Stellenwert noch deutlicher aus-
geprägt: Der Anteil der Industrie an der Bruttowert-
schöpfung ist seit Jahren nahezu konstant und lag im 
Jahr 2017 bei 23,4 Prozent, das entsprach in 2017 etwa 
690 Milliarden Euro. Die deutsche Industrie gibt somit 
rund sieben Millionen sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten Arbeit. Im Übrigen wurden etwa 85 Pro-
zent der internen Forschungs- und Entwicklungsaus
gaben in Deutschland von der Industrie getätigt.

„Die Industrie in Europa ist 
unverzichtbar.“

Die Industrie ist nach wie vor ein Kernbereich der 
europäischen Wirtschaft. Hier werden die Einkommen 
erwirtschaftet und verdient, mit denen auch die Nach-
frage nach Dienstleistungen finanziert wird.

Die Industrie in Europa ist unverzichtbar. Es gilt, sie zu 
fördern und zu schützen: So ist und bleibt sie ein zen-
traler Teil der Lösung für ein wirtschaftlich prosperie-
rendes Europa. Eine neue Strategie für die europäische 
Industrie sollte sich an den Ergebnissen jüngster Mes-
sungen ihrer Wettbewerbsfähigkeit orientieren.3 Dazu 
haben sich die europäischen Mitgliedstaaten auf neue 
Grundsätze für entsprechende Indikatoren geeinigt: 
Beobachtet werden neben Investitionstätigkeit, Welt-
marktanteilen und industrieller Wertschöpfung z. B. 
auch die Anzahl der Innovationen in kleinen und mitt-
leren Unternehmen (KMU), der arbeitenden Roboter, 
der Industriearbeiter in Fortbildung und der Digitalisie-
rungsgrad. Diese Erkenntnisse bieten dann die Möglich-
keit zur passgenauen Ausgestaltung langfristiger Indus-
triepolitik.

2	 Hier definiert als verarbeitendes Gewerbe.

3	 s. a. http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-11244-2018-INIT/en/pdf.

http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-11244-2018-INIT/en/pdf
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Grundlagen der europäischen 
Industriepolitik

Mit der Unterzeichnung der Römischen Verträge wurde 
im Jahr 1957 die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) gegründet. Die Gemeinschaft einigte sich darauf, 
in ihrem gesamten Gebiet die harmonische Entwick-
lung der Wirtschaft zu fördern. Die Gründungsväter der 
EU verfolgten damit neben dem wirtschaftlichen auch 
bereits ein sozialpolitisches Ziel. So unterstreicht Arti-
kel 117 des EWG-Vertrags die Notwendigkeit, auf eine 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der 
Arbeitskräfte hinzuwirken und dadurch die Angleichung 
der Volkswirtschaften der EWG zu ermöglichen.

Im wirtschaftspolitischen Teil wurde in den Verträgen 
zunächst der Abbau von Handelshemmnissen verein-
bart. Erst im Jahr 1962 trat die EWG-Kommission mit 
einem so genannten Aktionsprogramm an die Öffent-
lichkeit, welches – nach Verwirklichung der Zollunion – 
aktiv den Aufbau einer Wirtschaftsunion vorsah. Dies 
bildete die Grundlage für erste Ansätze einer an Sek-
toren und Regionen orientierten Industriepolitik, die 
Teil einer längerfristig angelegten Strukturpolitik wer-
den sollte.

Anfänge der 
Industriepolitik in 
der Bundesrepublik 
Deutschland

Mit der Potsdamer Konferenz im Jahr 1945 
wurden die ersten Weichen für den Wieder
aufbau der deutschen Wirtschaft gelegt. 
Von den fünf dort verfassten Grundsätzen 
Demokratisierung, Denazifizierung, Demili-
tarisierung, Dekartellisierung und Dezentra-
lisierung war letzterer mitausschlaggebend 
für den anschließenden Industrieniveau-Plan 
von 1946. Er bestimmte, welchen Umfang 
die deutsche Nachkriegswirtschaft haben 
durfte und welche industriellen Betriebe zu 
demontieren waren. Es wurden Quoten für 
einzelne Industriebereiche festgelegt, so be-
lief sich die Beschränkung für die Stahlpro-
duktion auf 39 Prozent der Vorkriegsproduk-
tion, für Leichtmetalle auf 54 Prozent, für die 
chemische Industrie auf 40 Prozent und für 
Werkzeugmaschinen auf 11 Prozent.

Der Start in die Marktwirtschaft gelang 
im Jahr 1948 mit Ludwig Erhard als Wirt-
schaftsminister. Ziele waren nun weniger 
feste Quoten für einzelne Branchen, sondern 
großzügige Investitionsmöglichkeiten, bei-
spielsweise im Rahmen des Marshallplans. 
Bis zur ersten Ölpreiskrise im Jahr 1973 hielt 
das Wirtschaftswunder an, im damaligen 
Westdeutschland erreichte die Industrie im 
Jahr 1960 mit rund 41 Prozent den bis heute 
höchsten Anteil an der Bruttowertschöpfung.

„(...) dass die EU bis zum 
Jahr 2010 der wettbe
werbsfähigste und dyna
mischste Wirtschaftsraum 
der Welt werden sollte.“
Lissabon-Strategie
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Durch den Vertrag von Maastricht (1992) wurde erst-
mals eine ausdrückliche Regelung zur Industriepolitik 
in den EG-Vertrag aufgenommen. Oberstes Ziel war die 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Industrie. Damit 
ging ein horizontaler industriepolitischer Ansatz einher, 
der einen Kontrapunkt zur vorangegangenen Politik 
setzte. Im Vordergrund standen nun nicht länger die 
industriellen Interessen einzelner Branchen, sondern 
der Wille zur Verbesserung des gesamten Wettbewerbs-
klimas und der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen.

Paneuropäische 
Wertschöpfungsketten 
als Charakteristikum

Die Entwicklung der Industrie in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts lässt sich gut an 
den rasch wachsenden Produktionszahlen 
für Investitions- und Konsumgüter, wie z. B. 
Automobile und Fernseher, ablesen. Es ent-
standen regional gewachsene Wirtschafts-
räume, in denen sich fast alle Produzenten 
einer ganzen Wertschöpfungskette in unmit-
telbarer regionaler Nähe angesiedelt hatten. 
Daneben entstand auf überregionaler Ebene 
eine Wirtschaftsstruktur in ganz Europa, die 
durch länderübergreifende Netzwerke von 
Unternehmen, Forschungseinrichtungen und 
Förderinstitutionen eng miteinander verbun-
den ist. Diese länderübergreifenden Netz-
werke und Wertschöpfungsketten machen 
noch heute die Einzigartigkeit des europä-
ischen Wirtschaftsraumes aus.
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Die globale Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009 
führte zu der Erkenntnis, dass eine starke heimische 
Industrie die Auswirkungen der Kapitalmarktkrise auf 
die Volkswirtschaft deutlich mindert. So trug die Indus-
trie in Deutschland entscheidend dazu bei, dass die 
Wirtschaft wieder schnell und ohne große dauerhafte 
Blessuren aus der Krise herauskam.

Auf europäischer Ebene hatten die Schockwellen der 
Finanzkrise einen kurz vorher begonnenen Denkprozess 
zur Neuausrichtung der Industriepolitik weiter verstärkt. 
So forderte der Europäische Rat im Frühjahr 2005: „Die 
Europäische Union muss in ihrem gesamten Gebiet über 

solide Industriestrukturen verfügen.“ Zu dieser Zeit blieb 
die Erfüllung der Ziele der im Jahr 2000 verabschiedeten 
Lissabon-Strategie hinter ihren Erwartungen zurück. Da-
runter das Ziel, pro Jahr drei Prozent des BIP in Forschung 
und Entwicklung zu investieren. Arbeitslosigkeit und 
Wachstumsschwäche waren wieder auf dem Vormarsch.

In den folgenden Jahren veröffentlichte die Europäische 
Kommission fünf Mitteilungen zur Industriepolitik, 
die eine neue industriepolitische Ausrichtung und die 
gesamtwirtschaftliche Bedeutung der Industrie im Blick 
hatten und den industriellen Niedergang verhindern 
sollten.

Industriepolitik von der 
Jahrtausendwende bis heute: 
ein Paradigmenwechsel

Wirtschaftswachstum ausgewählter Mitgliedstaaten 2007 – 2017

Quelle: Eurostat
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Grundsätzliches Anliegen der EU-Industriepolitik in 
allen Mitteilungen ist es, die Wettbewerbsfähigkeit der 
Industrie zu stärken und langfristiges und nachhaltiges 
Wachstum zu unterstützen. Dreh- und Angelpunkt sind 
Innovation in und Wettbewerb zwischen den Unter-
nehmen sowie mehr Nachhaltigkeit und Ressourcen
effizienz. Das Neue ist die Kombination der Förderung 
von Forschung und Entwicklung auf der einen und 
der Förderung von Wettbewerb auf der anderen Seite. 
Industriepolitik vollzog somit eine Wandlung: Wo zuvor 
Struktur und Status quo bewahrt wurden, kam ein deut-
lich zielgerichteter und langfristig orientierter Gestal-
tungsprozess in Gang.

Zentrales Augenmerk der europäischen Industriepolitik 
lag auf den vier Handlungsfeldern:

•	Verwirklichung des Binnenmarktes, insbesondere 
bei Standards und Handelsüberwachung,

•	Förderung von Innovation, Qualifizierung und 
Unternehmertum,

•	Zugang zu kritischen Rohstoffen und einer sicheren 
Energieversorgung sowie

•	Vereinfachung der Integration europäischer Firmen 
in globale Wertschöpfungsketten.

Die Mitteilung der Europäischen Kommission „Investi-
tionen in eine intelligente, innovative und nachhaltige 
Industrie: eine neue Strategie für die Industriepolitik 
der EU“ aus dem Jahr 2017 war ein wichtiges Zeichen 

der Europäischen Kommission und ein Bekenntnis zur 
Industrie in Europa. Sie stellte eine Bestandsaufnahme 
aktueller Maßnahmen dar und ist Ausgangspunkt für 
die Entwicklung eines in die Zukunft gerichteten Akti-
onsplans, der zur Sicherung industrieller Wettbewerbs-
fähigkeit in Europa im Jahr 2030 und danach beiträgt.

Das 20-Prozent-Ziel: 
eine ambitionierte Zahl 
als politische Leitmarke 
der Ära Juncker
Das Ziel, den Anteil der Industrie an der Brutto
wertschöpfung der EU auf 20 Prozent zu stei-
gern, wurde zum ersten Mal in der Mitteilung 
der Europäischen Kommission zur Industriepoli-
tik aus dem Jahr 2012 erwähnt: „Die Kommission 
[…] strebt an, dass die Industrie in Europa wieder 
einen Aufschwung nimmt und ihr Anteil am BIP 
von derzeit 16 Prozent bis zum Jahr 2020 auf 
20 Prozent ansteigt.“ Auch in der Mitteilung von 
2014 betonte die Europäische Kommission, dass 
die Anstrengungen der Re-Industrialisierung die 
Europäische Union dem 20-Prozent-Ziel näher 
bringen sollen.
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Technologie wird heute zum entscheidenden Treiber des 
Strukturwandels: Digitalisierung, Industrie 4.0, künst-
liche Intelligenz, automatisiertes und vernetztes Fahren, 
Nano- und Biotechnologie, neue Werkstoffe und Leicht-
bautechnologien beeinflussen maßgeblich Entschei-
dungen in der Industrie heute und in Zukunft. Das führt 
weltweit zu Umwälzungen in den Produktions- und 
Logistikprozessen sowie im Verbraucher- und Nutzer-
verhalten. Es sind so genannte Game-Changer, die über 
alle Sektorgrenzen hinweg in die gesamte Wirtschaft 
hineinwirken. Sie haben das Potenzial, die Organisation 
von industriellen Unternehmen und ganzen Branchen 
zu revolutionieren. Sie führen zur Neuordnung von 
Wertschöpfungsketten und wirbeln bekanntes Terrain 
in industriellen Prozessen neu auf: Durch Anwendung 
dieser Technologien sichern wir uns langfristige Wachs-
tumsphasen.

Europäische Industriepolitik 
heute und die Rolle der 
Mitgliedstaaten
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Für die deutsche und die europäische Wirtschaft muss 
es daher das Ziel sein, an diesen Technologien teilzuha-
ben, sie mitzugestalten und Standards zu setzen. Nur so 
kann die Leistungsfähigkeit der deutschen und europä-
ischen Wirtschaft im internationalen Wettbewerb, die 
maßgeblich von der Industrie abhängt, langfristig gesi-
chert werden. Geleistet werden muss diese Kraftanstren-
gung vor allem von den privaten Unternehmen auf den 
freien Märkten unserer sozialen Marktwirtschaft. Poli-
tik in den Mitgliedstaaten, aber auch auf europäischer 
Ebene, sollte diesen Prozess flankieren.

Die Hauptakteure in der Industriepolitik sind in der EU 
gemäß dem Subsidiaritätsprinzip die Mitgliedstaaten. 
Mit anreizfördernder Steuerpolitik, soliden Finanzen 
sowie einer passgenauen nationalen Wirtschafts- und 
Industriepolitik leisten sie einen wichtigen Beitrag für 
eine starke Industrie. Europäische Industriepolitik muss 
klare und verlässliche Rahmenbedingungen setzen. 
Dazu zählen vor allem die gemeinsamen Standards für 
den Binnenmarkt, der einen fairen Wettbewerb garan-
tiert und das Fundament des wirtschaftlichen Erfolgs 
der europäischen Industrie ausmacht.

Die Bedeutung der europäischen Industrie als ein Kern-
bereich des Wirtschaftswachstums der EU ist spätestens 
seit der Finanz- und Wirtschaftskrise wieder anerkannt. 
Infolgedessen muss die europäische Industriepolitik 
als eigenständiges und umfassendes Politikfeld auch 
wieder stärker in den Vordergrund treten. Hier kommt 
der Europäischen Kommission eine zentrale Rolle zu. 
Industriepolitik muss deutlicher als bisher wieder ein 
effektiver und sichtbarer Bestandteil der Arbeit der 
Europäischen Kommission werden. Sie muss für akti-

„Die Wettbewerbsfähig-
keit der Industrie in den 
Mitgliedstaaten wieder zu 
stärken, ist kein Selbst
zweck.“

vierende und den Wettbewerb fördernde Rahmenbe-
dingungen sorgen und eine sinn- und wertvolle Ergän-
zung zu den nationalen Industriepolitiken darstellen. 
Dazu gehört aktuell die Diskussion um die besondere 
Bedeutung von gemeinsamen europäischen Interessen, 
die als strategisch gekennzeichnet werden können. Eine 
einvernehmliche Verständigung unter dem Dach der 
Europäischen Kommission auf strategische Projekte von 
gemeinsamem europäischen Interesse ist ein wichtiges 
und modernes industriepolitisches Instrument zur För-
derung und Sicherung von Wettbewerbsfähigkeit.
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Bereits seit 2013 unternehmen die europäischen 
Industrieminister im Rahmen der Friends of Industry 
gemeinsame Anstrengungen, die europäische Industrie
politik mitzugestalten. 2017 durfte Deutschland die 
fünfte Konferenz ausrichten. Gemeinsam mit 20 weite-
ren europäischen Mitgliedstaaten forderte Deutschland 
in der Berliner Erklärung4 die Europäische Kommission 
auf, eine langfristige und zukunftsgerichtete Indus-
triepolitik zu entwerfen, die die Wettbewerbsfähigkeit 
der europäischen Industrie im Jahr 2030 und danach 
sichert und stärkt. Deutschland, als eines der industri-
ellen Schwergewichte in der EU, sieht sich hier in einer 
besonderen Verantwortung.

Neues zentrales Element in der industriepolitischen 
Debatte, auch im Rahmen der sechsten Konferenz der 
Friends of Industry in Frankreich im Dezember 2018 ist 

Europa und der  
industriepolitische Dialog  
der Mitgliedstaaten

die Diskussion um strategische Wertschöpfungsketten 
in Europa. Frankreich setzt sich für die Stärkung von 
Industriepolitik im Brüsseler Institutionengefüge ein, 
was von deutscher Seite unterstützt wird.

Das gemeinsame Ziel der Friends of Industry ist es, 
einen tatkräftigen und frischen politischen Impuls für 
die Industriepolitik zu generieren. Dies sollte über eine 
neue Mitteilung der Europäischen Kommission erfol-
gen, die der Bedeutung der Industrie Rechnung trägt 
und konkrete Maßnahmen zur nachhaltigen Stärkung 
ihrer Wettbewerbsfähigkeit entwickelt.

Es geht darum, neue Impulse für die Modernisierung 
der Industrie in der EU zu setzen. Diese Maßnahmen 
sollten von den einzelnen Mitgliedstaaten aktiv umge-
setzt werden. Zu den Handlungsfeldern, auf die sich eine 

4	 https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/G/gemeinsame-erklaerung-berlin-erklaerung-friends-of-industry.pdf?__blob=publicationFile&v=6.

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/G/gemeinsame-erklaerung-berlin-erklaerung-friends-of-industry.pdf?__blob=publicationFile&v=6
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neue industriepolitische Mitteilung konzentrieren sollte, 
gehören insbesondere:

•	mehr Investitionen,

•	die erfolgreiche Transformation der Industrie ins 
digitale Zeitalter,

•	die Stärkung der Innovationsfähigkeit der Industrie
unternehmen,

•	die Förderung von Schlüsseltechnologien in der 
Industrie,

•	die Bewahrung strategischer Wertschöpfungsketten 
in Europa,

•	eine mit den Zielen der Industriepolitik kohärente 
Energiepolitik,

•	die industriegerechte Ausgestaltung des Emissions-
handels sowie

•	der Schutz der europäischen Industrie vor unfairem 
internationalen Wettbewerb.

Das industriepolitische Konzept der amtierenden Bundesregierung ähnelt dem Matrixansatz der Euro-
päischen Kommission. Als großes Industrieland greift Deutschland diesen Ansatz auf und ergänzt ihn 
um einen dialogorientierten Baustein.

Die Industriepolitik setzt sich aus drei Bausteinen zusammen:

Der horizontale Bestandteil der Strategie sorgt für ein günstiges Wachstumsfeld für alle Unternehmen 
in Deutschland. Gleichzeitig zielt die Industriepolitik darauf ab, besondere Kernkompetenzen und 
Schlüsseltechnologien zu fördern und damit gezielt die Zukunftsfähigkeit des Industriestandorts 
Deutschland voranzutreiben (vertikaler Ansatz). Wichtig ist, dass sie alle Akteure und Entscheidungs
träger/-innen im Dialog zusammenbringt:
Gesamtwirtschaft, Branchen, Unternehmen, Wissenschaft und Politik müssen sich für eine gemeinsame 
Industriepolitik einsetzen, um allen Anforderungen gerecht zu werden. Zukunfts- und Leitmärkte, 
Chancen und Risiken sowie Herausforderungen können nur in Kooperation aller Know-how-Träger 
umfassend identifiziert werden.

Industriepolitisches Konzept der Bundesregierung

 
Rahmenbedingungen
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Zukunftsfähigkeit
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nen Akteure orchestrieren
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Ausblick: Industriepolitik als 
Weichensteller für die 
wirtschaftliche Zukunft der EU

Eine starke Industrie ist von zentraler Bedeutung für 
eine gute und solide wirtschaftliche Entwicklung in 
Europa. Sie sichert Wohlstand und Stabilität und bietet 
hochwertige zukunftsfähige Arbeits- und Ausbildungs-
plätze. Ohne die positiven wirtschaftlichen Effekte einer 
eigenen Warenproduktion (z. B. rege Exporttätigkeit 
und stabile und gute private Einkommen) werden die 
bestehenden Probleme in einigen Mitgliedstaaten, wie 
mäßige Wachstumsraten, hohe Leistungsbilanzdefizite 
und defizitäre öffentliche Haushalte, nicht zu lösen sein.

Deshalb braucht Europa eine industrielle Renaissance. 
Die EU muss die Debatte darüber führen, mit welchen 
Maßnahmen die europäische Industrie auch 2030 global 
wettbewerbsfähig sein kann. Dazu muss – anhand der 
neu eingerichteten Indikatoren – auch die Diskussion 

um neue, moderne Zielmarken geführt werden. Anhand 
derer muss die Europäische Kommission eine aktivie-
rende und flexible Industriepolitik entwickeln, die die 
Rahmenbedingungen für die Industrie in Europa spür-
bar und stetig verbessert.

Ein Bekenntnis zur europäischen Industrie als Rückgrat 
der europäischen Wirtschaft muss durch eine moderne, 
langfristig ausgelegte und nachhaltige Industriestra-
tegie 2030 erfolgen, die die Industrie in Europa stärkt. 
Für die Europäische Kommission besteht die Chance, 
zusammen mit den europäischen Mitgliedstaaten für 
die Zukunft der Industrie in Europa entscheidende 
Weichen zu stellen. Nur gemeinsam kann die Aufgabe 
gelingen, durch aktive Industriepolitik Wohlstand in 
der EU zu fördern und zu sichern.
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10.  Mittelstand: 
die wirtschaftliche 
Mitte Europas
So wie Europa den Mittelstand als Motor für 
Wachstum und Beschäftigung braucht, braucht der 
Mittelstand Europa zur Bewältigung aktueller 
Herausforderungen

Die Römischen Verträge schufen die Basis für den Binnenmarkt und das Wachstum des 

Mittelstands in Europa. Heute gilt es, den Binnenmarkt möglichst unbürokratisch zu voll-

enden, die Wettbewerbsfähigkeit des Mittelstands zu stärken und die Erfolgsgrundlagen 

für die digitale Transformation zu legen.
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Der Wunsch nach Frieden und Freiheit sowie nach 
sozialem und wirtschaftlichem Fortschritt motivierte 
Konrad Adenauer und die Regierungschefs der fünf 
anderen Gründungsstaaten, die Römischen Verträge zu 
unterzeichnen. Diese Verträge und die in ihnen festge-
legten vier Freiheiten legten den Grundstein für den 
europäischen Binnenmarkt. Es sind die Freiheiten des 
Personen-, des Waren-, des Dienstleistungs- und des 
Kapitalverkehrs. Mit diesen vier grundlegenden Prinzi-
pien waren die Rahmenbedingungen für das vom Mit-
telstand getragene Wirtschaftswunder in Deutschland 
und den Wohlstandszuwachs in Europa abgesteckt.

Mittlerweile sind die Errungenschaften des Binnen-
marktes weitgehend zur Selbstverständlichkeit für 
Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen gewor-
den. Nicht nur die aufkommenden protektionistischen 
Tendenzen in der internationalen Politik bieten einen 
Anlass, sich die Bedeutung dieser Freiheiten für den 
Mittelstand in Europa bewusst zu machen.

Das Wirtschaftswunder 
Mittelstand
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Bereits im Jahr 1968 wurden auf Grundlage der Waren-
verkehrsfreiheit Zölle und mengenmäßige Beschrän-
kungen in der Europäischen Gemeinschaft abgeschafft. 
Dadurch vergrößerten sich für mittelständische Unter-
nehmen sowohl der Absatzmarkt als auch die Mög-
lichkeiten der Warenbeschaffung. Gerade für kleinere 
Unternehmen stellten komplexe Export- oder Import
auflagen bis dahin überproportionale Hemmnisse im 
internationalen Handel dar. Bezogen auf die Wirtschafts-
leistung ist der europäische Binnenmarkt der größte 
einheitliche Markt der Welt.

Um mittelständische Unternehmen bei der Erschlie-
ßung dieses Potenzials zu unterstützen, wurde 2008 

das European Enterprise Network (EEN) gegründet: 
ein Netzwerk, das sich speziell der Anliegen kleiner und 
mittlerer Unternehmen (KMU) annimmt. Als größtes 
Netzwerk zur Förderung von KMU weltweit besteht es 
aus mehr als 3.000 Experten in 600 Mitgliedsorganisatio-
nen in über 60 Staaten. Das EEN ist zentrale Anlaufstelle 
für KMU mit Interesse an Internationalisierung. Durch 
maßgeschneiderte Dienstleistungen vermitteln die Kon-
taktstellen des EEN beispielsweise Partner für länder-
übergreifende Kooperationen und Technologietransfer, 
informieren über landesspezifische rechtliche Rahmen-
bedingungen, Patent- und Markenrechtsfragen sowie 
EU-Förderprogramme.

Die Warenverkehrsfreiheit schafft 
den größten Markt der Welt

„Bezogen auf die Wirtschaftsleistung 
ist der europäische Binnenmarkt der 
größte einheitliche Markt der Welt.“
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Die Personenverkehrsfreiheit 
erschließt Fachkräftepotenziale

Durch die Personenverkehrsfreiheit haben Arbeitneh-
mer seit dem Jahr 1957 das Recht, in jedem EU-Mit-
gliedstaat zu leben und zu arbeiten. Seit den 1950er-Jah-
ren trugen ausländische Arbeitskräfte zum Wirtschafts-
wunder bei, unterstützt durch bilaterale Anwerbe
abkommen. Im Jahr 1964 begrüßte die Bundesrepublik 
Deutschland bereits den millionsten Gastarbeiter.

Damit mittelständische Unternehmen ihren Bedarf an 
gut ausgebildeten Fachkräften decken können, ist die 
Mobilität von Arbeitskräften auch heute noch bedeu-
tend. Zwischen 2013 und 2018 ist die Anzahl sozialver-
sicherungspflichtiger ausländischer Beschäftigter in 
Deutschland von 2,3 Millionen auf 3,7 Millionen an-
gestiegen. Der Ausländeranteil nahm somit in diesem 
Zeitraum von 7,7 Prozent auf 11,4 Prozent zu. Innerhalb 
des Binnenmarktes nutzen heute bereits acht Millionen 
EU-Bürgerinnen und -Bürger die Arbeitnehmerfrei
zügigkeit.

Die europäischen Bildungsprogramme, die erheblich 
zur Mobilität und zum Zusammenwachsen Europas 
beitragen, fördern seit über 30 Jahren die Zusammen-
arbeit und den Austausch in der Bildung. ERASMUS+ 
und seine Vorläufer haben bis Ende 2018 über zehn 
Millionen Europäerinnen und Europäern eine Auslands
erfahrung ermöglicht. Darunter sind über 1,3 Millionen 
Deutsche, von denen etwa 170.000 das Programm im 
Rahmen einer betrieblichen Ausbildung nutzten.

„Innerhalb des Binnenmarktes nutzen heute 
bereits acht Millionen EU-Bürgerinnen und 
-Bürger die Arbeitnehmerfreizügigkeit.“
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Grenzüberschreitende 
Dienstleistungen stärken die 
Wettbewerbsfähigkeit

Das wichtigste rechtliche Instrument zur Verwirklichung 
der Dienstleistungsfreiheit, der dritten Grundfreiheit 
in der EU, ist die Dienstleistungsrichtlinie. Sie konkre-
tisiert seit dem Jahr 2006 für viele wichtige Bereiche 
die Niederlassungsfreiheit und den freien Dienstleis-
tungsverkehr innerhalb des europäischen Binnenmark-
tes und unterstützt so den freien und ungehinderten 
Dienstleistungsverkehr. Dienstleistungen erwirtschaf-
ten rund 70 Prozent des europäischen Bruttoinlands
produktes und generieren mit rund 90 Prozent die 
meisten Arbeitsplätze. Hindernisse für den Handel mit 

Dienstleistungen im Binnenmarkt sind daher auch 
Hindernisse für die Wettbewerbsfähigkeit, das Wirt-
schaftswachstum und die Schaffung von Arbeitsplätzen. 
Generell gilt es, sorgfältig zwischen der Dienstleistungs-
freiheit und anderen Aspekten des Allgemeinwohls der 
Mitgliedstaaten abzuwägen. Anfang des Jahres 2017 hat 
die Europäische Kommission mit dem Dienstleistungs-
paket neue Vorschläge unterbreitet. Das Paket soll die 
Entwicklung der Dienstleistungswirtschaft fördern und 
das Potenzial des Binnenmarktes für Dienstleistungen 
noch besser nutzbar machen.
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Der Zahlungsverkehr mit Euro 
und SEPA ermöglicht neue 
grenzüberschreitende Aktivitäten 
für den Mittelstand 

Die Freiheit des Geld-, Kapital- und Zahlungsverkehrs 
wurde durch die Europäische Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion im Jahr 1990 realisiert. Die Einführung des 
Euro als Zahlungsmittel vereinfacht seit dem 1. Januar 
2002 den grenzüberschreitenden Geschäftsverkehr. 
Wechselkursrisiken, die insbesondere für KMU schwer 
abzusichern sind, entfallen dadurch im Euroraum. Auch 
im Handel mit Drittländern hat der Euro ein stärkeres 
Gewicht, daher lassen sich auch an dieser Stelle Wechsel

kursrisiken für KMU teilweise reduzieren. Die Einfüh-
rung des SEPA-Verfahrens und der IBAN-Systematik für 
bargeldlose Zahlungen in Euro im Jahr 2014 ist ein wei-
terer Meilenstein. Dadurch werden Überweisungen über 
Grenzen hinweg deutlich günstiger. Dies eröffnet den 
KMU neue Möglichkeiten, da kleinere Transaktionen 
innerhalb der Eurozone noch lohnender werden, bei-
spielsweise in der Direktvermarktung von Produkten.

„Wechselkursrisiken, die insbeson
dere für KMU schwer abzusichern 
sind, entfallen dadurch im Euro
raum.“



10  MITTELSTAND: DIE WIRTSCHAFTLICHE MITTE EUROPAS 131

Der Small Business Act als 
Grundlage der europäischen 
KMU-Politik

Seit den Römischen Verträgen haben verschiedene 
Abkommen die EU-Erweiterung und -Integration 
vorangetrieben. Dadurch wurden die allgemeinen wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen für einen großen 
europäischen Markt aus 28 Mitgliedstaaten gesetzt. 
Gleichzeitig wuchs das Bewusstsein für die Bedeutung 
des Mittelstands als Motor für Wachstum und Beschäf-
tigung in Europa. Man erkannte: Den speziellen Bedürf-
nissen von KMU ist europaweit am besten durch eine 
dezidierte Mittelstandspolitik Rechnung zu tragen. Mit 
dem im Jahr 2008 verabschiedeten Small Business Act 
(SBA) legte die EU-Politik die Grundlage für die heutige 
KMU-Politik in Europa und setzte das Ziel, die EU zu 
einem im internationalen Vergleich besonders attrakti-
ven Standort für KMU zu machen.

Der SBA erkennt die besondere Vielfalt der KMU und 
ihre proportional stärkere Belastung durch adminis
trative Vorgaben an. Die Mittelstandspolitik in Europa 
muss sowohl dieser Vielfalt als auch dem Subsidiaritäts-
prinzip Rechnung tragen. Der Leitgedanke des SBA ist: 
Vorfahrt für KMU (Think small first). KMU-freundliches 

Denken soll in den politischen Alltag Europas Einzug 
halten. Insbesondere sollen bei der Formulierung von 
neuen Vorschriften und Gesetzen die Auswirkungen 
auf kleine und mittlere Unternehmen im Vorfeld einge-
schätzt werden. So hat neben der EU-Kommission auch 
eine Vielzahl von Mitgliedstaaten so genannte KMU-Tests 
zur Gesetzesfolgenabschätzung eingeführt. In Deutsch-
land geschah dies im Jahr 2015 mit dem Leitfaden zur 
Berücksichtigung der Belange mittelständischer Unter-
nehmen in der Gesetzesfolgenabschätzung.

Darüber hinaus enthält der Small Business Act rund 
100 konkrete Maßnahmen in zehn zentralen Berei-
chen (vgl. Kasten Seite 132) der KMU-Politik – von der 
Stärkung des Unternehmergeistes über bessere Recht
setzung und Bürokratieabbau, Finanzierung und Inno-
vationen bis hin zur Unterstützung internationaler 
Aktivitäten von KMU. Diese Maßnahmen werden auf 
europäischer wie auch auf nationaler Ebene umgesetzt. 
Die nationalen Fortschritte werden in den jährlich ver-
öffentlichten SBA Fact Sheets durch externe Evaluatoren 
und die Europäische Kommission beurteilt.
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Zehn Grundsätze aus dem Small Business Act

Der SBA legt zehn Grundsätze fest, die für die Planung und Durchführung politischer Maßnahmen auf der 
Ebene der EU und der Mitgliedstaaten maßgebend sind. Diese Grundsätze sind eine wesentliche Voraus-
setzung dafür, dass ein Mehrwert auf EU-Ebene erzielt wird, einheitliche Wettbewerbsbedingungen für 
KMU entstehen und das rechtliche und administrative Umfeld EU-weit verbessert wird:

	 I.	� Ein Umfeld soll entstehen, in dem sich Unternehmer und Unternehmen in Familienbesitz 
entfalten können und in dem sich unternehmerische Initiative lohnt.

	 II.	� Rechtschaffene Unternehmer, die insolvent geworden sind, sollen rasch eine zweite 
Chance bekommen.

	 III.	 Regelungen sollten nach dem Prinzip Vorfahrt für KMU gestaltet werden.

	 IV.	 Öffentliche Verwaltungen sollen verstärkt auf die Bedürfnisse der KMU eingehen.

	 V.	� Politische Instrumente sollen KMU-gerecht gestaltet werden, sodass die Unternehmen leichter  
an öffentlichen Ausschreibungen teilnehmen und staatliche Beihilfen besser nutzen können.

	 VI.	� Für die KMU soll der Zugang zu Finanzierungen erleichtert und ein rechtliches und 
wirtschaftliches Umfeld für mehr Zahlungsdisziplin im Geschäftsleben geschaffen werden.

	VII.	� Die KMU sollen dabei unterstützt werden, stärker von den Möglichkeiten des 
Binnenmarkts zu profitieren.

	VIII.	� Weiterqualifizierung und alle Formen von Innovation sollen auf der Ebene der KMU 		
gefördert werden.

	 IX.	 Die KMU sollen in die Lage versetzt werden, Umweltprobleme in Geschäftschancen 		
		  umzuwandeln.

	 X.	 Die KMU sollen ermutigt werden, vom Wachstum der Märkte zu profitieren, und dafür 		
		  entsprechende Unterstützung erhalten.

Quelle: http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52008DC0394&from=DE
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Den Anliegen des Mittelstands 
in Brüssel Gehör verschaffen

Die Zukunft hat bereits begonnen

2011 wurde das europaweite KMU-Botschafter-Netz-
werk (SME Envoy Network) ins Leben gerufen. Das 
Netzwerk setzt sich für die effektive Durchsetzung des 
Vorfahrt-für-KMU-Prinzips in der EU und ihren Mit-
gliedstaaten ein. Die KMU-Botschafter sind Ansprech-
partner für KMU und deren Interessenvertretungen. 
Sie tragen deren Anliegen an die Kommission heran 
und berichten regelmäßig im Wettbewerbsfähigkeits-
rat. Außerdem sind sie hartnäckige Impulsgeber für die 
Weiterentwicklung der europäischen KMU-Politik und 
pflegen einen regelmäßigen und fruchtbaren Austausch 
nationaler Vorzeigemodelle (best Practices).

Die im Small Business Act verankerte Ausrichtung 
der europäischen KMU-Politik auf das Think-small-
first-Prinzip hat auch für die Zukunft weiter Gültigkeit. 
Zuvorderst sind allerdings die Mitgliedstaaten gefragt, 
die politischen Rahmenbedingungen für KMU zu gestal-
ten. Denn sie kennen die Situation und die unterschied-
lichen Bedürfnisse ihrer Unternehmen vor Ort und wis-
sen, wie sie diese am besten unterstützen können. Die 
europäische KMU-Politik folgt damit dem Subsidiari-
tätsprinzip. Gefordert ist die Europäische Kommission 
dort, wo ihr Engagement auf übergeordneter Ebene 
einen Mehrwert für die KMU erzielen kann.

Mit ihrer Initiative Start-up und Scale-up, die im 
November des Jahres 2016 vorgestellt wurde, möchte 
die Kommission Start-ups und bestehenden KMU neue 
und bessere Wachstumschancen eröffnen und damit 
Wachstums- und Beschäftigungspotenziale im Mittel
stand heben. Dazu möchte sie administrative Hürden 
für Start-ups und wachsende Unternehmen weiter 
abbauen, ihre Vernetzung mit potenziellen Investoren, 
Geschäftspartnern, Forschungseinrichtungen sowie 
lokalen Akteuren fördern und den Zugang zu Finanz-
mitteln weiter verbessern. Zudem sollen KMU besser an 

Auf Initiative Deutschlands wurde das EU-SME-Action-
Programme entwickelt und gemeinsam von den europä
ischen KMU-Botschaftern im Frühjahr des Jahres 2017 
vorgestellt. Das Aktionsprogramm zeigt Handlungs-
felder und konkrete Maßnahmen für die europäische 
KMU-Politik auf. Diese soll mittelständische Unterneh-
men unterstützen, den digitalen Wandel zu gestalten, 
passgenaue Finanzierungen zu bekommen sowie Fach-
kräftepotenziale und neue Märkte inner- und außer-
halb Europas zu erschließen.

der Vergabe öffentlicher Aufträge beteiligt und geistiges 
Eigentum effizienter geschützt werden.

„ (...) Schwerpunkte für die 
KMU-Politik: Bürokratie
abbau, Investitionen in 
Gründungen und Wachs
tum, aktive Gestaltung 
von Globalisierung und 
Digitalisierung.“

Damit liegen die Schwerpunkte für die KMU-Politik 
in Europa und den Mitgliedstaaten auf dem weiteren 
Bürokratieabbau, Investitionen in Gründungen und 
Wachstum und der aktiven Gestaltung von Globalisie-
rung und Digitalisierung.
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Unternehmerische Freiheit 
sichern

Bessere Rechtsetzung und Bürokratieabbau sind Dauer
aufgaben auf europäischer und nationaler Ebene, um 
den Mittelstand so wenig wie möglich mit administrati-
ven Bürden zu belasten. Damit KMU ihre Belange früh-
zeitig in europäische Regelungsvorhaben einbringen 
können, informiert das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie mit dem EU-Mittelstandsmonitor im 
Internet über die KMU-Relevanz von europäischen Vor-
haben. Auf europäischer Ebene werden KMU in vollem 
Umfang in das Programm zur Gewährleistung der Effi-
zienz und Leistungsfähigkeit der Rechtsetzung (REFIT) 
einbezogen. Die Europäische Kommission hat sich hier 
verpflichtet, den Regelungsrahmen einfacher und vor-
hersehbarer zu gestalten und unnötigen Erfüllungsauf-
wand zu reduzieren. Damit der Abbau von unnötiger 
Bürokratie zielgerichtet und ambitioniert erfolgt, for-
dert der Wettbewerbsfähigkeitsrat bereits seit mehreren 

Jahren von der Europäischen Kommission die Einfüh-
rung konkreter Bürokratieabbauziele, die insbesondere 
KMU entlasten. Die positiven Erfahrungen mit nationa-
len One-in-one-out-Regelung veranlassen Deutschland 
und andere EU-Mitgliedstaaten, sich auch auf EU-Ebene 
für eine solche Bürokratiebremse einzusetzen. Bürokra-
tieabbauziele und One-in-one-out-Regelung lassen sich 
sinnvoll kombinieren und die Bundesregierung hofft, 
dass die neue Europäische Kommission diese bewähr-
ten Entlastungsansätze auch auf EU-Ebene nutzt. Ein in 
das Portal Ihr Europa integriertes, einheitliches digitales 
Zugangstor, das sich an Bürgerinnen und Bürger sowie 
Unternehmen richtet, wird künftig die internationale 
Geschäftstätigkeit von KMU erleichtern. Die gängigsten 
nationalen Verwaltungsvorgänge können dann grenz
überschreitend komplett digital erledigt werden.
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Investitionen in Forschung 
und Wachstum stärken

Als besonders flexible und dynamische Marktakteure 
setzen KMU und Start-ups mit neuen Ideen, Produkten 
und Dienstleistungen wichtige Impulse für Innovatio-
nen und Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirt-
schaft. Vielfach engen Finanzierungsengpässe – neben 
Regulierungshindernissen – ihre Geschäftstätigkeit und 
ihr Wachstum ein. Für die große Mehrheit der europä
ischen KMU werden Bankkredite auch künftig Haupt-
bestandteil ihrer Finanzierung sein. Für eine sichere 
Finanzierung sind verlässliche Geldgeber essenziell. 
Dazu zählen auch ein solides Bankensystem und dessen 
maßvolle Regulierung, die die Interessen von KMU im 
Blick behält.

Darüber hinaus gilt es, die Transparenz über europä-
ische und nationale Finanzierungs- und Fördermög-
lichkeiten für Unternehmen weiter zu erhöhen und die 
Mittel möglichst unbürokratisch zu vergeben. Auch in 
Zukunft sollen die Finanzierungsprogramme der Euro-
päischen Investitionsbank (EIB) und des Europäischen 
Investitionsfonds (EIF) so gestaltet werden, dass durch 

die Bereitstellung öffentlicher Mittel zusätzliches pri-
vates Kapital mobilisiert wird. Deutschland kann dabei 
auf eine erfolgreiche und vertrauensvolle Partnerschaft 
mit dem EIF aufbauen. Daneben stellt die Europäische 
Kommission mit ihren Programmen, insbesondere mit 
dem Programm für Wettbewerbsfähigkeit von KMU 
(COSME) und mit den Europäischen Struktur- und 
Investitionsfonds – insbesondere dem Europäischen 
Sozialfonds (ESF) und dem Europäischen Fonds für 
Regionale Entwicklung (EFRE) –, Mittel bereit, von denen 
gerade kleinere Unternehmen in der EU profitieren. Mit 
Unterstützung dieser Förderung wird die Innovations-, 
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit von KMU gestärkt, 
die ihrerseits dadurch Arbeits- und Ausbildungsplätze 
schaffen und sichern können. KMU leisten somit einen 
wichtigen Beitrag zu den Wachstums- und Beschäfti-
gungszielen der EU-Strategie 2020. Einen besonderen 
Schwerpunkt auf KMU legt die EU auch im mit insge-
samt 70 Milliarden Euro ausgestatteten Forschungsrah-
menprogramm Horizont 2020.

„KMU leisten somit einen wichtigen Beitrag 
zu den Wachstums- und Beschäftigungszielen 
der EU-Strategie 2020.“
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Globalisierung und 
Digitalisierung aktiv gestalten

Globalisierung und Digitalisierung ermöglichen neue Ge-
schäftsmodelle und stellen gleichzeitig tradierte und be-
währte grundlegend infrage. Hier sind spezielles Fachwis-
sen, innovative Ideen und die notwendigen Mittel gefragt, 
um die Chancen, die Internationalisierung und Digitalisie-
rung bieten, zu erkennen und zu realisieren. Dies ist eine 
große Herausforderung für breite Teile des Mittelstands. 
Eine gute Vernetzung und der Erfahrungsaustausch sind 
in dieser Phase der Transformation besonders wichtig. 
Dies gilt für die Unternehmen selbst, aber auch für Kam-
mern, Verbände und politische Entscheidungsträger auf 
allen Ebenen. Das KMU-Botschafter-Netzwerk wird den 
Erfahrungsaustausch in diesem Bereich fortführen und 
intensivieren. Deutschland trägt dazu aktuelle Projekt-
beispiele wie die Mittelstand 4.0-Kompetenzzentren bei. 
Diese helfen mittelständischen Unternehmen, die digitale 
Transformation mit praxisorientierten Informationen so-
wie Unterstützung bei der Konzeption und Umsetzung ei-
ner Digitalisierungsstrategie zu gestalten. Das EEN-Netz-
werk steht KMU in Fragen der Internationalisierung mit 
kompetenten Experten zur Seite.

Vor dem Hintergrund des sich formierenden digitalen 
und globalen Marktes gilt es vor allem, möglichst einfache 
und einheitliche Rahmenbedingungen festzulegen und 
damit eine verlässliche Geschäftsgrundlage sowohl für 
Neugründungen wie für bestehende Unternehmen zu 
schaffen. Eine sorgfältig erarbeitete Lösung für Europa 
hätte das Potenzial, auch über dessen Grenzen hinaus 
Wirkung zu entfalten. Zum einen hat ein geeintes 
Europa deutlich mehr Verhandlungsmacht als einzelne 
Mitgliedstaaten und kann dafür sorgen, dass das globale 
Wachstum nicht zulasten von sozialen und ökologischen 
Standards geht. Zum anderen können Grundsätze für 
einen offenen digitalen Markt, die alle Mitgliedstaaten 
gemeinschaftlich und unter Berücksichtigung des Think-
small-first-Prinzips entwickelt haben, auch international 
eine überzeugende Lösung sein.

Der Blick auf die letzten Jahrzehnte und auf die aktuel-
len großen Themen des Mittelstands wie Digitalisierung, 
Globalisierung und Fachkräftemangel zeigt: Eine erfolg-
versprechende Lösung ist nur im europäischen Kontext 
zu finden.
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„Eine sorgfältig erarbeitete 
Lösung für Europa hat das 
Potenzial, auch über dessen 
Grenzen hinaus Wirkung zu 
entfalten.“
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11. Brücken bauen 
mit Twinning
Verwaltungspartnerschaften: Chancen für Wirtschaft 
und Gesellschaft

Das Verhältnis der Europäischen Union (EU) zu ihren Nachbarländern ist zentral für 

die gemeinsame Zukunftsgestaltung. Twinning, ein Kooperationsinstrument der EU, 

verbessert die politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und leistet einen 

Beitrag zu Stabilität, Sicherheit und Wohlstand in einer sich verändernden Welt. Hier-

von profitieren die Bevölkerung und die Wirtschaft sowohl unserer Nachbarn als auch 

aller Mitgliedstaaten der Europäischen Union.
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Ein Blick zu unseren direkten Nachbarn genügt bereits, 
um die positiven Auswirkungen des europäischen Inte-
grationsprozesses zu erkennen. Nicht nur Warschau, 
Krakau und Danzig zeigen: Polen hat heute das kommu-
nistische Erbe weit hinter sich gelassen. Wirtschaftlich 
erlebt das Land, das 2004 der Europäischen Union beige-
treten ist, seit Jahren einen Aufstieg und gilt inzwischen 
als einer der attraktivsten Standorte in Mittel- und Ost-
europa. Wo stünden die einzelnen Staaten und wie sähe 
Osteuropa ohne die EU heute aus? Deutschland und 
Polen erlebten in der Vergangenheit eine Nachbarschaft, 
die immer wieder von Kriegen, Auseinandersetzungen 
und Grenzfragen geprägt war. Diese Ereignisse sind 
durch den Beitritt Polens zur Europäischen Union für 
heutige Generationen glücklicherweise unbegreiflich. 

Der europäische Integrationsprozess schuf eine Stabili-
tät innerhalb und außerhalb der Europäischen Union, 
die einzigartig ist.

Behördenpartnerschaften mit Beitrittskandidaten und 
Nachbarländern der Europäischen Union leisten seit fast 
20 Jahren einen wichtigen Beitrag zur Gestaltung des 
Miteinanders. Funktionsfähige Verwaltungen sind der 
Hebel, um in Staaten Wandel zu bewirken. Sie stehen in 
direktem Kontakt zu Menschen und Unternehmen. Sie 
schaffen Vertrauen in den Staat, Stabilität und sichern 
nachhaltig die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit. Hier 
setzt Twinning an und entspricht damit auch den globa-
len Zielen für nachhaltige Entwicklung der Agenda 2030 
der Vereinten Nationen.
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Was ist Twinning?

Hinter dem Begriff Twinning verbergen sich Partner
schaften zwischen öffentlichen Verwaltungen der 
EU-Mitglieder und ihrer Nachbarstaaten. Die Union 
trägt die Kosten dieser mehrjährigen Kooperationspart-
nerschaften. Ziel von Twinning-Projekten ist der Auf- 
und Ausbau von öffentlichen Strukturen in den Partner-
ländern auf der Erfahrungsgrundlage bewährter euro-
päischer Verwaltungspraxis. Die Förderung von guter 
Regierungsführung, basierend auf Demokratie, Rechts-
staatlichkeit, Transparenz und Menschenrechten, spielt 

dabei eine zentrale Rolle. Diese Werte bilden auch die 
Grundlage, um optimale öffentliche Dienstleistungen 
zu erbringen. Sie sind gleichzeitig Garant für das Ver-
trauen der Gesellschaft und Wirtschaft in den Staat und 
seine Institutionen. Dieser Ansatz wird durch drei wei-
tere Prioritätenbereiche gestärkt, die jeweils eine große 
Zahl von Sektoren der Zusammenarbeit abdecken: wirt-
schaftliche Entwicklung, Sicherheit sowie Migration und 
Mobilität.

Quelle: NCP/BMWi

Übersicht der Anteile einzelner Sektoren an den in 2016 EU-weit 
zirkulierten Twinning-Projekten
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Twinning richtet sich an Beitrittskandidaten und Part-
nerländer der EU. Beitrittskandidaten werden in der 
Übernahme und Umsetzung des Unionsrechts unter-
stützt. Die östlichen und südlichen Nachbarn der Euro-
päischen Union erhalten Unterstützung in der Annähe-
rung an europäische Standards und bei der Umsetzung 
von Assoziierungsabkommen. Im Vordergrund stehen 
dabei auch Verbesserungen im Handel oder beim Inves-
titionsschutz. So beraten deutsche Twinning-Experten 
beispielsweise Ägypten, Moldau und Aserbaidschan, wie 
staatliche Institutionen Qualitätsstandards in Indus
trie und Gewerbe einführen können. Diese bilden eine 
grundlegende Voraussetzung für den internationalen 
Handel.

Neben dem internationalen fachlichen Austausch im 
Rahmen der langfristigen Beratung im Partnerland 
bieten Twinning-Projekte eine gute Gelegenheit, die 
bestehende bilaterale Zusammenarbeit zu ergänzen. 
So lernen beispielsweise deutsche Zollbeamte in einem 
Vorhaben zum Grenzschutzmanagement die Gegeben-
heiten im Partnerland besser kennen. Der gegenseitige 
Erkenntnisgewinn hilft zukünftig bei der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit. Über den Nutzen für die 
Kernaufgabe einer Verwaltung hinaus können Themen 
ausgebaut oder neu erschlossen werden. Hier besteht 
Potenzial für die Wirtschaft. So weitet Deutschland in 
einem Projekt mit Kroatien die Zusammenarbeit zur 
Energieeffizienz im Gebäudesektor aus. Gemeinsam soll 

„Gefragter Twinning-Partner Deutschland: 
Bisher hat die EU über 2.600 Twinning-
Projekte finanziert. Mit fast 800 Vorhaben 
haben deutsche Verwaltungen fast ein 
Drittel aller Projekte umgesetzt.“
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Projektlaufzeit: 2 Jahre
Projektbudget (EU-Mittel): 1.500.000 Euro

Nationale Kontaktstelle für Twinning im 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 

www.ncp-twinning.de

Europäische Union

Projektleiter/-in
Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie (BMWi)
(bleibt in Heimatbehörde; vierteljährliche 
Reisen ins Partnerland)

Projektleiter/-in
Antimonopolbehörde Ukraine

Langzeitberater/-in-Pendant

Verwaltungsmitarbeiter
(Beratung durch und 
Austausch mit deutschen 
Experten/Expertinnen)

Langzeitberater/-in 
vom Bundeskartellamt 

(BKartA)
(für 2 Jahre in 
ukrainischer 

Partnerbehörde tätig)

z. B. 20 Kurzzeitexperten/-expertinnen
vom BMWi und BKartA

(z. B. 2 bis 3 Einsätze in der Ukraine, 
für je 3 bis 5 Tage)

Schematische Darstellung eines Twinning-Projekts zur Stärkung der 
ukrainischen Antimonopol-Behörde

Quelle: NCP/BMWi 

ein Rechtsrahmen für Gebäudewärmedämmung nach 
europäischer Praxis entstehen. Davon profitieren auch 
Hersteller und Dienstleistungsunternehmen der europä-
ischen Bau- und Energiewirtschaft.

Für die Beteiligung Deutschlands spielt insbesondere 
die Verwaltungserfahrung auf Landesebene eine ent-
scheidende Rolle, da dort ein Großteil der Verwaltungs-
aufgaben wahrgenommen wird. Dazu gehört auch die 
Bekämpfung von organisiertem Verbrechen und Kor-
ruption. So hat beispielsweise die Brandenburger Poli-
zei mit ihrer Expertise die kosovarische Polizeibehörde 
darin unterstützt, ihre strafrechtlichen Ermittlungs
kapazitäten zu stärken.

Twinning leistet darüber hinaus einen wertvollen Bei-
trag für die Personalentwicklung in den Behörden von 
Bund und Ländern. Verwaltungsmitarbeiter erhalten 
die Chance, in Experteneinsätzen wertvolle Erfahrung 
in internationaler Kooperation zu sammeln. Darüber 
hinaus schaffen Verwaltungspartnerschaften Zugang 
zu Entscheidungsträgern in den Nachbarstaaten. Davon 
profitiert die Zusammenarbeit in internationalen oder 
europäischen Entscheidungsprozessen, wenn gemein-
same Positionen entwickelt und vertreten werden.
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Reformen unterstützen – Wandel 
gestalten 

So wurden zum Beispiel in Polen zur Vorbereitung des 
Landes auf den EU-Beitritt fast 200 Twinning-Projekte 
durchgeführt, zu denen deutsche Behörden maßgebliche 
Beiträge geleistet haben. Eines der ersten europäischen 
Twinning-Projekte unter deutscher Beteiligung und mit 
Expertise aus dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie sowie dem Bundeskartellamt unterstützte 
Polen dabei, einen fairen Wettbewerb sicherzustellen. 

Twinning ist keine Einbahnstraße. Staaten, die gestern 
noch Adressaten von Unterstützungsleistungen waren, 
beteiligen sich heute selbst erfolgreich am Aufbau von 
Verwaltungsstrukturen in Partnerländern der Europäi-
schen Union. Daran zeigt sich auch ihre Wertschätzung 
von Verwaltungspartnerschaften für die erfolgreiche 
europäische Integration. 

„Deutschlands Erfahrung mit seiner Wiedervereinigung 
war Vorbild. Zur Schaffung moderner und effizienter 
Verwaltungsstrukturen in den neuen Bundesländern 
entsandten die Verwaltungen der alten Bundesländer 
Personal, stellten fachliche Expertise bereit und trugen 
somit partnerschaftlich zu guter Verwaltungsführung bei.“
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ENI
ENI

ENI
Europäische
Kommission

NCP im
BMWi

IPA

IPA

EU-Programmregionen mit Nutzung des Instruments Twinning: Finanzierungsgrundlage ist zum einen das Europäische 
Nachbarschaftsinstrument (European Neighbourhood Instrument, ENI), zum anderen das Instrument für Heranführungs
hilfe (Instrument for Pre-Accession Assistance, IPA).

Durch die Stärkung der Wettbewerbsbehörde konnten 
auch günstigere Rahmenbedingungen für die Wirt-
schaft geschaffen werden. Dieselben polnischen und 
deutschen Experten des damaligen Vorhabens beraten 
nun gemeinsam Beamte in Georgien, um einen fairen 
Wettbewerb für georgische und europäische Telekom-

munikationsunternehmen zu gewährleisten. Unter 
den noch jungen Mitgliedstaaten gehören heute neben 
Polen beispielsweise auch Litauen, Lettland und Kroa-
tien zu den in Twinning-Vorhaben gefragten Partnern.

Twinning bleibt wegen seines langfristigen Mehrwerts 
zentrales Instrument für Integration und Annäherung 
an die EU. Für Beitrittskandidaten ist die Aussicht auf 
Mitgliedschaft in der EU nach wie vor wichtiger Motor 
für Wandel und gleichzeitig ein Stabilitätsanker. Trotz 
lediglich mittelfristiger Beitrittsperspektive bleibt das 
Interesse an einer Zusammenarbeit für beide Seiten 
sehr groß. Dabei ist der Beitrittsprozess kein Selbst-
zweck, sondern Teil eines umfassenden Reform- und 
Modernisierungsprozesses. Deshalb legt die Europäische 
Kommission in ihrer aktuellen Erweiterungsstrategie 
den Schwerpunkt auf die Umsetzung grundlegender 
Reformen.

„Mit ihrer Erweiterungs- 
und Nachbarschafts
politik tätigt die EU eine 
strategische Investition in 
Frieden, Sicherheit, Wohl
stand und Stabilität.“

Quelle: BMWi

EU-Programmregionen mit Nutzung des Instruments Twinning
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EU stärken – in unsere Nachbarn 
investieren

Im Jahr 2004 weitete die EU den Einsatzbereich von 
Twinning auf ihre Nachbarstaaten aus. Im gleichen 
Jahr initiierte sie die Europäische Nachbarschaftspoli-
tik (ENP). Ihr Ziel ist es, einen gemeinsamen Raum des 
Wohlstands, der Sicherheit und Stabilität durch ökono-
mische und sicherheitspolitische Kooperation im Kreise 
ihrer Nachbarländer zu schaffen. Im Zuge der derzeit 
stattfindenden Neuausrichtung der ENP werden je Land 
und Region differenzierte Partnerschaftsprioritäten ent-
wickelt, um stärker auf die individuellen Belange der 
Nachbarländer eingehen zu können. Die enormen regio
nalen und globalen Herausforderungen machen nicht 
vor den Grenzen der EU Halt: Migrationsströme, Krieg, 
Terrorismus und Klimawandel sowie die damit einher-
gehende zunehmende Fragilität sind über Europa hin-
aus spürbar. Vor diesem Hintergrund wäre eine Auswei-
tung der Unterstützung über den Kreis der bisherigen 
Partnerländer hinaus sinnvoll.

Der wirtschaftliche Erfolg Polens und weiterer Staaten 
wie Estland, Tschechien, Litauen zeigt, dass durch Twin-
ning tragfähige wirtschaftliche und politische Rahmen-
bedingungen geschaffen wurden. Auch in den Bezie-
hungen zu den Nachbarn im Osten und Süden spielen 
Reformprozesse eine zentrale Rolle. Die Partner, die sich 
geopolitisch der EU zuwenden, sollen gestärkt werden. 
Dafür muss die Union die Staaten nicht nur politisch 
und finanziell unterstützen, sondern Mitverantwortung 
für das Voranschreiten der dortigen Reformprozesse 
übernehmen. Für die EU bedeutet das, mit den Staats-
bediensteten und Behörden ihrer Mitgliedstaaten selbst 
vor Ort aktiv zu werden und den Aufbau zu unterstützen.

Twinning kann heute auf eine eindrucksvolle Ent-
wicklung zurückblicken. Dafür sprechen erhebliche 
Fortschritte im Aufbau von Strukturen in den Partner-
ländern. Doch ist dieser Prozess noch längst nicht ab-
geschlossen. Die EU und ihre Mitgliedstaaten müssen 
Twinning gemeinsam weiterentwickeln und den sich 
verändernden globalen Bedingungen kontinuierlich 
anpassen. In den kommenden zehn bis zwanzig Jahren 
wird es vorrangige Aufgabe von Verwaltungspartner-
schaften sein, entscheidend zu einer stabilen und pros-
perierenden Nachbarschaft beizutragen. Für europäische 
Unternehmen liegt hinter den Grenzen des EU-Binnen-
markts erhebliches Potenzial. Die Verbesserung wirt-
schaftlicher Rahmenbedingungen und die Stärkung der 
Rechtsstaatlichkeit kommen sowohl den Unternehmen 
und Menschen in der EU als auch in den Twinning-
Partnerländern zugute. Dafür ist auch in Zukunft ein 
gemeinsames europäisches Vorgehen erforderlich. 
Es bleibt Aufgabe aller Mitgliedstaaten, mit Twinning 
Brücken in die Nachbarschaft der Europäischen Union 
zu bauen.
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„Nichts ist möglich ohne den 
Menschen, nichts ist von 
Dauer ohne Institutionen.“ 
Jean Monnet
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12. Europa gestalten
Deutsche Europapolitik im Bundeswirtschaftsministerium

Im Zuge der fortschreitenden europäischen Integration wird mittlerweile nahezu jeder Politik

bereich von europapolitischen Aspekten berührt. Um deutsche Positionen auf europäischer 

Ebene wirksam vertreten zu können, müssen diese auf nationaler Ebene erarbeitet und mit allen 

Beteiligten abgestimmt werden. Das Bundeswirtschaftsministerium nahm bei der Koordinierung 

deutscher Europapolitik von Anfang an eine Schlüsselrolle ein und hat sich über die Zeit trotz 

vielfältiger Weiterentwicklungen in dieser Rolle bewährt. Bei vielen Themen laufen die Fäden 

im Bundeswirtschaftsministerium zusammen. 
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Ausgangspunkt deutscher 
EU-Koordinierung

Mit den Römischen Verträgen, die am 25. März 1957 
unterzeichnet wurden, und der Gründung der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) sowie der Euro
päischen Atomgemeinschaft (EAG) begann eine breit 
angelegte und weitreichende europäische Integration. 
Bereits bei den Vertragsverhandlungen zeigte sich, dass 
eine koordinierte deutsche Europapolitik erforderlich 
ist, um hier mit einer Stimme zu sprechen.

Dabei stellte sich bereits früh die Frage, welches Minis
terium die europapolitische Koordinierung in der 
Bundesregierung übernehmen und wer die Interessen 
Deutschlands in den Institutionen der Europäischen 
Gemeinschaft (EG) vertreten sollte. Dafür infrage ka-
men vor allem das Auswärtige Amt und das Bundes-
wirtschaftsministerium. Der damalige Außenminister 
Heinrich von Brentano sah in der Europapolitik einen 
zentralen Aspekt der Außenpolitik und die Europäische 
Gemeinschaft als politisches Projekt, um die Souveräni-
tät Deutschlands zurückzugewinnen. Sein Ministerkol-
lege aus dem Wirtschaftsministerium und spätere Bun-
deskanzler, Ludwig Erhard, beanspruchte dagegen eine 
Führungsrolle aufgrund der damals im Vordergrund 
stehenden wirtschaftlichen Integration, die auf der Eu-
ropäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) 
aufbaute und im Einklang mit den Grundprinzipien der 
deutschen Wirtschaftspolitik ablaufen sollte.

Nachdem es zwischenzeitlich Überlegungen zur Bil-
dung eines Europaministeriums gab, übertrug Bundes-

kanzler Konrad Adenauer nach der Bundestagswahl 
1957 dem BMWi die gesamten Zuständigkeiten für die 
europäische Wirtschaftspolitik. Die weiter andauernden 
Bemühungen von Brentano, stärkeren Einfluss auf die 
Europapolitik zu erhalten, mündeten schließlich in eine 
am 6. Juni 1958 von beiden Ministerien unterzeichnete 
Vereinbarung. Demnach wurden die außenpolitischen 
Angelegenheiten im Ministerrat und die institutionel-
len Fragen wie die Weiterentwicklung der Verträge und 
die Erweiterung der Union vom Auswärtigen Amt wahr-
genommen. Die wirtschaftlichen und wirtschaftspoli
tischen Fragen verblieben in der Verantwortung des 
BMWi. Die damals festgelegte Arbeitsteilung der bei-
den Ressorts prägt bis heute die Struktur der deutschen 
Europakoordinierung. Diese unterscheidet sich damit 
durchaus von den stärker zentralisierten Strukturen in 
anderen EU-Mitgliedstaaten. Da die wirtschaftspoliti-
sche Integration auch in der Folgezeit lange die Europa
politik beherrschte, blieb das BMWi das Schlüsselressort 
der deutschen Europakoordinierung. Gefördert wurde 
dieser Umstand auch durch die schon 1958 im BMWi 
gegründete Europaabteilung, die bis zum Jahr 1998 die 
zentrale europapolitische Koordinierungsstelle der Bun-
desregierung war. Von 1999 bis 2005 erfolgte die Koordi-
nierung durch das Auswärtige Amt gemeinsam mit dem 
Bundesfinanzministerium (BMF). 2006 wurden die über-
greifenden Koordinierungsaufgaben aus dem BMF in 
das Wirtschaftsressort zurückverlagert. Seitdem ist das 
BMWi mit der neu gebildeten Europaabteilung wieder 
das zweite zentrale Europaressort der Bundesregierung.

„Die damals festgelegte 
Arbeitsteilung der beiden Ressorts 
prägt bis heute die Struktur der 
deutschen Europakoordinierung.“
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Koordinierungsbedürfnis heute

Mit der zunehmenden Europäisierung der gesamten 
Politik ist Koordinierung heute so wichtig wie nie zuvor. 
Nahezu jeder Politikbereich wird von europapolitischen 
Aspekten berührt. Für all diese europapolitischen Vor-
gänge muss innerhalb der Bundesregierung ein gemein-
samer Wille gebildet werden, um auf europäischer 
Ebene mit einer Stimme sprechen zu können.

Aus dem Ressortprinzip resultiert die Notwendigkeit der 
Abstimmung zwischen den einzelnen Politikbereichen 
und den dabei jeweils vertretenen Interessen. Hinzu
kommt, dass im Brüsseler System der Europapolitik 
verschiedene Institutionen zusammenwirken, zum Teil 
besondere Verfahren zu beachten und eine Vielzahl von 

Akteuren an den unterschiedlichen Maßnahmen und 
Rechtsakten beteiligt sind. All dies macht es in beson-
derem Maße notwendig, dass die Fäden an einer Stelle 
zusammenlaufen und dort eine gemeinsame Position 
erarbeitet wird. Dabei ist es notwendig, möglichst früh 
tätig zu werden, wenn man die nationalen Interessen 
wahren und durchsetzen will. Auf diese Weise können 
unterschiedliche Interessen – sowohl innerhalb der 
Bundesregierung als auch im Verhältnis zu Europäischer 
Kommission, Europäischem Parlament sowie den ande-
ren Mitgliedstaaten erkannt und in Einklang gebracht 
werden. Nur so ist es möglich, rechtzeitig deutsche Posi-
tionen einzubringen und auf die zu treffenden Entschei-
dungen wirksam Einfluss zu nehmen.
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Grundlagen europapolitischer 
Koordinierung

Die deutsche EU-Koordinierung hat sich mit den Jahren 
eingespielt und professionalisiert. Dabei gibt es auch 
heute keine allgemeine EU-Zuständigkeit, sondern es 
gilt das Ressortprinzip: Gemäß Art. 65 S. 2 GG leitet jeder 
Bundesminister seinen Geschäftsbereich selbständig 
und unter eigener Verantwortung.

Das BMWi ist als federführendes Fachministerium 
beispielsweise für die Bereiche Binnenmarkt, Energie, 
Industrie, Außenwirtschaft und Handel, Digitales, Struk-

tur- und Kohäsionspolitik, Wettbewerbspolitik und 
KMU-Politik zuständig.

Das federführende Ressort trägt die Verantwortung 
für eine abgestimmte Haltung in den Ratsarbeitsgrup-
pen, bei der Weisungsgebung für den Ausschuss der 
Ständigen Vertreter (AStV) und bei den Sitzungen des 
jeweiligen Fachministerrates. Zudem hat es Bundestag 
und Bundesrat im Sinne von Art. 23 GG umfassend und 
frühestmöglich zu unterrichten.

Koordinierung in Fachfragen
und zu Einzeldossiers
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Staatssekretärsausschuss  für Europafragen (EStS)

Koordinierung zu horizontalen
und strukturellen Fragen

Insbesondere für
→ Weisungen für
 Ratsarbeitsgruppen
 und AStV
→ Sprechzettel für
 Ratstagungen

Insbesondere für
Positionspapiere der
Bundesregierung

Runde der Europa-Abteilungsleiter/-innen (EU-AL)

Europabeauftragte der
Fachressorts

(Referatsleiter/-in-Ebene)

Abteilungsleiter/-innen bzw.
Unterabteilungsleiter/-innen im

Rahmen bilateraler Kontakte

Fachlich zuständige
Referate im Rahmen bilateraler 

Kontakte

Quelle: BMWi
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Gesamtkoordinierung im 
Bundeswirtschaftsministerium

Das Bundeswirtschaftsministerium ist zum einen das 
zuständige Fachministerium für seinen Geschäftsbe-
reich. Zum anderen nimmt es gemeinsam mit dem Aus-
wärtigen Amt den Gesamtkoordinierungsauftrag der 
Bundesregierung wahr. In der Tradition der zwischen 
Erhard und von Brentano 1958 geschlossenen Verein
barung erfüllen beide Ministerien die Koordinierungs-
aufgaben arbeitsteilig.

Besondere Bedeutung bei der Koordinierung kommt 
dem Ausschuss der Ständigen Vertreter (AStV) zu. Dies 
ist ein hochrangiges Gremium der EU-Botschafter, das 
im EU-Vertrag selbst verankert ist (Artikel 16 Abs. 7 EUV) 
und auf europäischer Ebene für die Entscheidungspro-
zesse im Rat eine Schlüsselrolle einnimmt. Der AStV 
bereitet die Beratungen aller zehn Fachministerräte vor. 
Zugleich steuert er die vorbereitenden Arbeiten aller 
über 100 Ratsarbeitsgruppen, die sich mit den verschie-
denen Fachdossiers befassen. Diese Koordinierungsrolle, 
die dem AStV auf europäischer Ebene zukommt, erfor-
dert auf Ebene der Mitgliedstaaten ebenfalls eine beson-
ders intensive Abstimmung aller Beteiligten. Deshalb ist 
ein zentrales Element der Europa-Koordinierung in der 
Bundesregierung die Vorbereitung des AStV durch Wei-
sungen, also die Festlegung, welche Position der deut-
sche Vertreter im AStV einzunehmen hat. Diese werden 
von den jeweils fachlich zuständigen Ministerien erstellt 
und abgestimmt. Die eigentliche Weisungsgebung er
folgt, je nach Politikbereich, durch das Auswärtige Amt 
oder das BMWi.

Der AStV trifft sich in zwei Zusammensetzungen. 
Das Bundeswirtschaftsministerium ist für den AStV 1 
zuständig. Dieser bereitet verschiedene Räte vor: Den 
Rat für Wettbewerbsfähigkeit, den für Telekommuni-
kation, Transport- und Energiepolitik, den der Arbeits- 
und Sozialministerinnen und -minister sowie den Rat 
für Umwelt und den Rat für Landwirtschaft. Die Wei-

sungsgebung für den AStV 2, der den Allgemeinen Rat, 
den Rat für Außenbeziehungen und den Rat der Justiz- 
und Innenministerinnen und -minister vorbereitet, liegt 
beim Auswärtigen Amt. Für den ECOFIN-Rat erfolgt die 
Weisungsgebung ausnahmsweise unmittelbar durch das 
BMF.

Da der deutsche Vertreter im AStV sich nur entsprechend 
seiner Weisung äußern darf, ist diese Weisung für die 
Wahrnehmung der deutschen Interessen entscheidend. 
Eine umfassende Abstimmung ist daher unerlässlich.

Das BMWi hat aber noch weitere, über die Koordinie-
rung hinausgehende Aufgaben, vor allem für den ge-
samten Bereich des Europarechts. In seiner Europaab-
teilung vertritt es die Bundesrepublik Deutschland vor 
den Europäischen Gerichten, koordiniert alle Vertrags-
verletzungsverfahren der Kommission gegen Deutsch-
land und übernimmt die Beihilfenkontrollpolitik und 
die Überwachung der Richtlinienumsetzung. In diesem 
Zusammenhang kommt der Europaabteilung des BMWi 
auch die Funktion der Frühwarnung und Konfliktver-
meidung zu. Hinzukommt eine umfangreiche europa-
rechtliche Beratungstätigkeit im gesamten Ressortkreis.

Die Zusammenarbeit mit dem Bundestag in EU-Ange-
legenheiten ist ein weiterer wichtiger Bereich, der ein 
koordiniertes Handeln der Bundesregierung erfordert. 
Dieser Bereich hat in den vergangenen Jahren stark an 
Bedeutung gewonnen. Die Unterrichtungs- und Mit-
wirkungsrechte des Bundestages wurden durch die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts fort-
laufend gestärkt und sind gesetzlich inzwischen detail-
liert ausgestaltet. Bei der Erfüllung dieser Rechte ist die 
Europaabteilung des BMWi die zentrale Schnittstelle zur 
Bundesregierung. Sie stellt damit sicher, dass Bundestag 
und Bundesrat in EU-Angelegenheiten rechtzeitig und 
umfassend informiert und beteiligt werden.
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Koordinierung im Wandel

Seine vielfältigen Koordinierungsaufgaben verdeut-
lichen die wichtige Rolle des BMWi auf europäischer 
Bühne. Dabei lassen sich im Laufe der Zeit durchaus 
deutliche Veränderungen beobachten. Vor allem das 
Auswärtige Amt hat in den 90er-Jahren sukzessive an 
Bedeutung gewonnen. Dies liegt nicht zuletzt an der 
zunehmenden Europäisierung, die nicht mehr allein 
auf wirtschaftspolitische Bereiche begrenzt ist. Auch 
die Rolle des Bundeskanzleramtes wurde innerhalb 
der Entscheidungsfindung mit den Jahren aufgewer-
tet. Seit jeher waren die jeweiligen Bundeskanzler bzw. 
die Bundeskanzlerin und das Bundeskanzleramt eng in 
die Abstimmungsprozesse eingebunden und konnten 
mit der Richtlinienkompetenz der Regierungschefin 
oder des -chefs im Rücken effektiv Einfluss nehmen. 
Mit der immer wichtiger werdenden institutionellen 
Rolle des Europäischen Rats der Staats- und Regierungs-

chefs wirkt das Bundeskanzleramt an der Europapolitik 
zunehmend selbst mit. Diese Entwicklung wurde noch 
einmal dadurch verstärkt, dass seit dem Vertrag von 
Lissabon am Europäischen Rat nur noch die Staats- und 
Regierungschefs teilnehmen und nicht mehr zusätzlich 
auch die Außenminister.

Ein weiterer zentraler europapolitischer Akteur ist 
schließlich das BMF. Vor allem die Schaffung der Wirt-
schafts- und Währungsunion hat dessen Bedeutung ab 
1990 deutlich gestärkt. Im Zuge der Finanz- und Schul-
denkrise, die von 2010 bis 2015 die Europapolitik we-
sentlich bestimmt hat, wurde diese Rolle abermals auf-
gewertet. Dabei fällt auch ins Gewicht, dass es sich beim 
ECOFIN-Rat und der Eurogruppe, für die das Bundes
finanzministerium zuständig ist, um besonders wichtige 
und sehr handlungsfähige Gremien in Europa handelt.

„Die bisherigen Strukturen haben sich als 
leistungsfähig erwiesen und sind auch mit 
Blick auf künftige Anforderungen an die 
EU-Koordinierung anpassungsfähig.“
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Zukunft deutscher 
EU-Koordinierung
Auch in Zukunft werden wohl zwei Dinge die Entwick-
lung der EU-Koordinierung bestimmen: Kontinuität und 
Wandel. Und sie wird weiterhin durch Veränderungen auf 
nationaler und europäischer Ebene beeinflusst werden.

Zuletzt zeigte sich dies bei den Verhandlungen über 
den Austritt von Großbritannien aus der EU. Zur 
Koordinierung des Prozesses in Deutschland wurde am 
16. November 2016 ein Kabinettausschuss unter Vorsitz 
der Bundeskanzlerin mit dem Auswärtigen Amt als be-
auftragtem Vorsitz gebildet. Weitere ständige Mitglieder 
sind das BMWi, das BMF und das Bundesverkehrsminis-
terium sowie das Kanzleramt und das Bundespresseamt. 
Die weitere fachliche Begleitung erfolgte im Ressortkreis 
durch einen Arbeitsstab unter Leitung des AA und im 
BMWi durch eine Projektgruppe.

In der Vergangenheit, vor allem um die Jahrtausend-
wende, gab es immer wieder Diskussionen über die 
Grundstruktur der EU-Koordinierung in der Bundes
regierung. Damit verbunden waren Forderungen nach 
der Schaffung eines deutschen Europaministeriums oder 
zumindest einer Zentralisierung der Koordinierungs-
aufgaben beim Bundeskanzleramt. Solche Forderungen 
haben sich nicht durchgesetzt. Sie stehen im Moment 
auch nicht im Raum. Die bisherigen Strukturen haben 
sich als leistungsfähig erwiesen und sind auch mit Blick 
auf künftige Anforderungen an die EU-Koordinierung 
anpassungsfähig.
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13. Wo das Recht 
regiert
Europa als verlässliche Rechtsgemeinschaft

Europa hat seinen Einigungsprozess maßgeblich dem Recht zu verdanken. Mit den 

Römischen Verträgen ist hierfür bereits im Jahr 1957 die Grundlage geschaffen 

worden. Der Europäische Gerichtshof in Luxemburg hat dabei von Anfang an eine 

Führungsrolle im Hinblick auf die einheitliche Auslegung und Durchsetzung des 

europäischen Rechts eingenommen. Er hat Europa dadurch insgesamt gestärkt 

und die Entwicklung des europäischen Rechtsmodells zu einem Vorbild in der Welt 

gemacht. 
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Walter Hallstein, der erste Präsident der Kommission 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG), 
hat einst gesagt, für den Zusammenschluss der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) sei „nicht 
Gewalt, nicht Unterwerfung (...) als Mittel eingesetzt, 
sondern eine geistige, eine kulturelle Kraft: das Recht.“ 
Damit hat er die Rolle des Rechts im europäischen 
Integrationsprozess schon früh vorhergesehen.

Integration durch Recht

Integration durch Recht – das trifft auf die Europäische 
Union zweifelsohne zu. In kaum einer anderen interna-
tionalen Organisation sind die ihr zugrunde liegenden 
Vertragstexte mit einer solchen Durchsetzungskraft 
ausgestattet wie in der Europäischen Union. Mit den 
Römischen Verträgen schufen die sechs Gründungs-
staaten zunächst die EWG, um einen gemeinsamen 
Binnenmarkt zu schaffen. Da die EWG als Wirtschafts-
gemeinschaft angelegt war, standen am Anfang auch 
die wirtschaftlichen Regelungen im Zentrum. Neben 
dem Wettbewerbsrecht (vgl. Kapitel Level Playing Field) 
waren dies vor allem die vier Grundfreiheiten: Waren 
und Dienstleistungen sollten danach zwischen den Mit-
gliedstaaten frei fluktuieren können; Arbeitnehmer 
sollten auch in anderen EWG-Staaten ihre Arbeit auf-
nehmen und Unternehmen sich dort niederlassen dür-
fen. Später kam noch der freie Kapitalverkehr hinzu.

Die konkrete Ausgestaltung und Durchsetzung dieser 
Grundfreiheiten war für die Regierungen der Mitglied-
staaten nicht immer einfach zu realisieren. Denn hierfür 
bedurfte es durch alle Mitgliedstaaten beschlossener 
Verordnungen oder Richtlinien. Dort, wo man sich nicht 
einigen konnte, sprang oft der Europäische Gerichtshof 
(EuGH) ein und verhalf den Grundfreiheiten zu ihrer 
Durchsetzungskraft. Nicht selten war es der EuGH, der 
den vermeintlich zahnlosen Buchstaben der Vertragstexte 
Zähne verliehen hat. Nicht umsonst hat er sich im Laufe 
der Zeit den Ruf als Integrationsmotor erworben.

Auch die legislativen Akteure auf EU-Ebene waren sehr 
aktiv. Daher erlangte das von den Unionsorganen (Euro-
päisches Parlament, Rat und Europäische Kommission) 
gesetzte Recht immer größere Bedeutung und ergänzte 
und konkretisierte die schon in den Verträgen selbst 
enthaltenen Gewährleistungen (primäres Unionsrecht). 
EU-Verordnungen und Richtlinien sorgen mittlerweile 
in fast allen Lebensbereichen für hohe gemeinsame 
Standards, sei es im Umweltschutz, im Arbeitsrecht oder 
bei der Anerkennung von Berufsqualifikationen, um 
nur einige Beispiele zu nennen. Mit der zunehmenden 
Entwicklung dieses sekundären Unionsrechts geht auch 
eine Ausweitung der Aufgaben des Gerichtshofes in 
Luxemburg einher. Denn es genügt nicht, in der ganzen 
EU geltende Rechtsvorschriften zu erlassen. Sie müssen 
auch einheitlich ausgelegt werden, damit sie ihre Funk-
tion der Rechtsangleichung erfüllen können.

Historie
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Vorrang des Unionsrechts

Die Grundlage für den Vorrang des Unionsrechts legte 
der EuGH zunächst in den frühen 1960er-Jahren, als 
er entschied, dass das EU-Recht vor jedem nationalen 
Recht Vorrang habe (Rechtssache 6/64 „Costa/ENEL“). 
Vorschriften des Unionsrechts sind zudem unter 
bestimmten Voraussetzungen unmittelbar anwendbar, 
d. h., jeder einzelne Bürger kann sich darauf berufen 
und die Rechte daraus für sich geltend machen. In der 
Folge wandten sich die Bürgerinnen und Bürger – ver-
mittelt über ihre nationalen Gerichte in Vorabentschei-
dungsverfahren – an den Gerichtshof, der sukzessive 
die Grundfreiheiten ausformte. So war es der EuGH, der 
etwa mit der Entscheidung in dem Vorabentscheidungs-
verfahren Cassis de Dijon (120/78) das für den Binnen-
markt zentrale Prinzip der gegenseitigen Anerkennung 
einführte. Gestützt auf diesen Grundsatz hebelte der 
Gerichtshof das deutsche Branntweinmonopolgesetz 
aus und stellte fest, dass der darin festgesetzte Mindest
alkoholgehalt für Liköre von 32 Vol.-% gegen die Waren-
verkehrsfreiheit verstoße. Fortan durfte auch Likör aus 
anderen Mitgliedstaaten – und damit auch der Cassis de 
Dijon – mit weniger Alkoholgehalt in Deutschland in 
Verkehr gebracht werden. Mit dem dahinterstehenden 
Prinzip der gegenseitigen Anerkennung war es nun all-
gemein möglich, Produkte, die in einem Mitgliedstaat 
rechtmäßig verkauft wurden, auch in allen anderen Mit-
gliedstaaten anzubieten. 

Von der Wirtschaftsgemeinschaft 
zu einer umfassenden politischen 
Gemeinschaft

Erweitert um das Vereinigte Königreich, Irland, Däne-
mark, Griechenland, Spanien und Portugal veränderte 
sich die Gemeinschaft mit dem Vertrag von Maastricht 
1992 in vielerlei Hinsicht – vor allem in Richtung einer 
Politischen Union. Unter der Dachbezeichnung Euro-
päische Union erweiterte sich der Staatenbund zu einer 
Wirtschafts- und Währungsunion. Für ein einheitliche-
res Auftreten nach außen wurden Regeln über die ge-
meinsame Außen- und Sicherheitspolitik geschaffen. 
Zudem enthielt der Vertrag nun auch ein Kapitel zur 
polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Straf-
sachen. Mit der neu eingeführten Unionsbürgerschaft 
wiederum hatte man einen Status geschaffen, der den 
Gerichtshof künftig viel beschäftigte: Durften die Bür-
gerinnen und Bürger der Union sich nun auch frei und 
ohne Bezug zu einer beruflichen oder wirtschaftlichen 
Tätigkeit in den anderen Mitgliedstaaten niederlassen? 
Unter welchen Voraussetzungen darf ein Unionsbür-
ger das Sozialversicherungssystem eines anderen Mit-
gliedstaats in Anspruch nehmen? Die Antworten des 
Gerichtshofes auf diese Fragen waren nicht immer un-
umstritten.

Der nächsten großen politischen Herausforderung – 
der Osterweiterung – begegneten die Mitgliedstaaten 
mit dem 2001 unterzeichneten Vertrag von Nizza. Hier 
ging es vor allem um institutionelle Anpassungen wie 
Stimmengewichtung der Mitgliedstaaten im Rat oder 
die Zusammensetzung der Kommission. Die ebenfalls 
im Fahrwasser des Nizza-Vertrags feierlich verkündete 
Grundrechtecharta bekam allerdings erst mit der nächs
ten – und bislang letzten – Vertragsänderung verbind-
liche Wirkung. Das war der Vertrag von Lissabon 2009, 
nachdem das Projekt einer Verfassung für Europa an 
den Referenden in Frankreich und den Niederlanden 
2005 gescheitert war.

Zu den Grundpfeilern des europäischen Rechts gehören 
damit sowohl die europäischen Grundfreiheiten als auch 
die Grundrechte.

„In kaum einer anderen 
internationalen Organisa
tion sind die ihr zugrunde 
liegenden Vertragstexte 
mit einer solchen Durch
setzungskraft ausgestattet 
wie in der EU.“
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Die europäischen Grundfreiheiten

Die Grundfreiheiten gehören zu den Kernelementen der 
europäischen Integration und sind wegen ihrer Erfolgs-
geschichte seit ihrer Einführung in den Römischen Ver-
trägen nicht substanziell verändert worden.

Ursprünglich wurden die Grundfreiheiten als Diskrimi-
nierungsverbote verstanden, das bedeutet, sie verhinder-
ten, dass ein Mitgliedstaat ausländische Personen, Waren 
oder Dienstleistungen wegen ihrer Nationalität schlech-
ter behandelte als inländische. 

Allerdings hat der EuGH in seiner frühen Rechtspre-
chung aus den 1980er- und 1990er-Jahren den Anwen-
dungsbereich der Grundfreiheiten entscheidend aus-
geweitet: zunächst auf solche Vorschriften, die zwar 
nicht an die Staatsangehörigkeit anknüpfen, aber mit-
telbar beziehungsweise faktisch in ähnlicher Weise eine 
Ungleichbehandlung von Inländern und Bürgerinnen 
und Bürgern aus anderen Mitgliedstaaten bewirken 
(mittelbare Diskriminierung). Das kann beispielsweise 
dann der Fall sein, wenn eine staatliche Regelung an 
den Wohnsitz des Betroffenen anknüpft.

Ein prominentes und frühes Beispiel hierfür ist auch 
das Reinheitsgebot für Bier in Deutschland. In einer 
Entscheidung aus dem Jahr 1987 hat der EuGH klarge-
stellt, dass das Verbot, bestimmte Biere in Deutschland 
wegen ihrer Inhaltsstoffe unter der Bezeichnung Bier 
zu verkaufen, gegen die Warenverkehrsfreiheit verstößt 
(Rechtssache 178/84). Deutschland durfte die entspre-
chenden Regelungen damit nicht mehr auf ausländische 
EU-Biere anwenden, die im jeweiligen Mitgliedstaat 
rechtmäßig hergestellt und in den Verkehr gebracht 
wurden. Das Urteil stellt damit auch einen Anwendungs-
fall des vom Gerichtshof aus den Grundfreiheiten ent
wickelten Prinzips der gegenseitigen Anerkennung dar.

Doch auch hierbei hat es der EuGH nicht belassen. Viel-
mehr sieht er die Grundfreiheiten mittlerweile in stän-
diger Rechtsprechung auch als umfassende Beschrän-
kungsverbote an. Unabhängig vom Vorliegen einer 
Ungleichbehandlung sind danach sämtliche nicht zu 
rechtfertigende Beschränkungen der Grundfreiheiten 

durch die Mitgliedstaaten untersagt. Denn auch solche 
Regelungen können EU-Bürger/-innen davon abhalten, 
von ihrer Freizügigkeit tatsächlich Gebrauch zu machen, 
oder eine Behinderung des Waren- und Kapitalverkehrs 
zwischen den Mitgliedstaaten bewirken.

Bemerkenswert ist, dass der EuGH die Grundfreiheiten 
im Sinne einer größtmöglichen Effektivität auch in 
solchen Fällen für anwendbar erklärt hat, in denen die 
EU keine originäre Rechtsetzungszuständigkeit hat, wie 
etwa im Bereich des Steuerrechts oder der Raumpla-
nung. Hier erkennt der Gerichtshof zwar die Regelungs-
zuständigkeiten der Mitgliedstaaten an, verpflichtet 
diese jedoch dazu, in Ausübung dieser Zuständigkeiten 
die Grundfreiheiten zu beachten. Als Beispiel seien hier 
etwa raumplanerische Regelungen genannt, welche die 
Ansiedlung großflächiger Einzelhandelsbetriebe außer-
halb von geschlossenen Ortschaften beschränken.

Diesem umfassenden Anwendungsbereich der Grund-
freiheiten steht die Möglichkeit der Mitgliedstaaten 
gegenüber, entsprechende Beschränkungen im Einzel-
fall zu rechtfertigen. Hierzu können sie sich beispiels-
weise auf Gründe der öffentlichen Ordnung und Sicher-
heit oder Gesundheit oder sonstige zwingende Gründe 
des Allgemeininteresses berufen, zu denen etwa auch 
der Verbraucherschutz zählt, wie etwa in den Rechts
sachen Cassis de Dijon (C-120/78) und Zeturf (C-212/08) 
entschieden. Allerdings stellt der Gerichtshof gerade 
in jüngerer Zeit hohe Anforderungen an eine solche 
Rechtfertigung und verlangt von den Mitgliedstaaten 
den Nachweis der Eignung und Verhältnismäßigkeit 
beschränkender nationaler Regelungen: So hat der 
Gerichtshof beispielsweise im Oktober 2016 die deut-
schen Regelungen zur Preisbindung von verschrei-
bungspflichtigen Arzneimitteln für unvereinbar mit der 
Warenverkehrsfreiheit erklärt (Rechtssache Deutsche 
Parkinson-Vereinigung, C-148/15). Nach Ansicht des 
Gerichtshofs hat Deutschland nicht nachgewiesen, dass 
die entsprechenden Regelungen für die Sicherstellung 
der flächendeckenden Versorgung der Bevölkerung mit 
Arzneimitteln und damit zum Schutz der Gesundheit 
und des Lebens geeignet seien.

„Die Grundfreiheiten gehören zu den Kern
elementen der europäischen Integration.“
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Die europäischen Grundrechte

Entwicklung des Grundrechtsschutzes 
in der Union

Heute erscheint uns ein umfassender Grundrechts-
schutz auch auf Ebene der Europäischen Union selbst-
verständlich. Anfänglich hielten die Gründungsmit-
glieder der EWG es aber nicht für nötig, solche Grund-
rechte im EWG-Vertrag gesondert zu verankern. Denn 
damals ging es den sechs Gründungsländern vor allem 
darum, im wirtschaftlichen Bereich zu kooperieren und 
den Bürgerinnen, Bürgern und Unternehmen durch die 
wirtschaftlichen Grundfreiheiten die Möglichkeit zu 
geben, grenzüberschreitend tätig zu werden. Nur eine 
Grundrechtsgarantie enthielt der EWG-Vertrag von An-
fang an und erwies sich insoweit als sehr fortschritt-
lich: den Grundsatz „Gleiches Entgelt für Männer und 
Frauen bei gleicher Arbeit“. Erst im Laufe der Zeit wur-
de deutlich, dass wirtschaftliche Freiheiten der einen 
auch mit Grundrechten anderer kollidieren können, 
z. B. wenn der freie Warenverkehr dadurch 
behindert wird, dass Bürgerinnen und 
Bürger auf der Autobahn gegen den Last-
wagenverkehr protestieren (Rechtssache 
Schmidberger, C-112/00); oder wenn ein 
Franchising-Konzept grenzüberschrei-
tend angeboten werden soll, welches das 
Töten von Menschen mittels Lichtwaf-
fen simuliert und deshalb als menschen-
unwürdig empfunden wird (Rechtssache 
Omega, C-36/02).

Grundrechte durch 
EuGH-Rechtsprechung

Der EuGH erkannte die Bedeutung der Grund-
rechte in solchen Fällen und erwies sich hier als 
Vorreiter des Grundrechtsschutzes. Allerdings gab es 
in den Verträgen zunächst keinen Grundrechtskatalog, 
auf den der EuGH hätte zurückgreifen können. In allen 
Verfassungen der Mitgliedstaaten sowie in der Europä-

ischen Menschenrechtskonvention waren aber Grund-
rechte niedergelegt. Daher bediente sich der EuGH 
aus diesen Quellen und schuf durch Richterrecht die 
fortan als Teil des Unionsrechts geltenden europäischen 
Grundrechte.

Somit war der Grundrechtsschutz auf EU-Ebene aus 
dieser Mischung von nationalen Prinzipien und Euro-
päischer Menschenrechtskonvention gewährleistet. 
Was aber noch fehlte, war ein einheitliches und für die 
Bürgerinnen und Bürger klares und verständ-
liches Dokument.

Die europäischen Grundfreiheiten
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Schaffung der Europäischen 
Grundrechtecharta

Im Jahre 1999 entschloss man sich daher, einen eigenen 
Konvent einzuberufen, der eine Grundrechtecharta 
erarbeiten sollte. Vorsitzender dieses Konvents war der 
2017 verstorbene ehemalige Bundespräsident Roman 
Herzog. Unter seiner Führung erarbeiteten Entsandte 
aus allen Mitgliedstaaten, dem Europäischen Parlament 
und der Europäischen Kommission schließlich die Euro-
päische Charta der Grundrechte. Die zur Eröffnung der 
Regierungskonferenz von Nizza 2000 erstmals feierlich 
verkündete Charta erlangte im Dezember 2009 Rechts-
kraft gemeinsam mit dem Inkrafttreten des Vertrags von 
Lissabon.

Mit dieser Charta der Grundrechte verfügt die Europä-
ische Union nun auch deutlich sichtbar über eine Zusam-
menstellung von Grundrechten, persönlichen und wirt-
schaftlichen Freiheiten sowie sozialen Rechten, die für 
Bürgerinnen und Bürger gilt. Als modernes Dokument 
enthält die Charta auch Rechte, die zur Zeit der Erstellung 
des deutschen Grundgesetzes noch nicht bekannt waren 
oder jedenfalls nicht ausdrücklich aufgenommen worden 

waren, wie zum Beispiel den Schutz personenbezogener 
Daten, das Recht auf Bildung, die Rechte von Kindern 
und älteren Menschen, das Recht auf eine gute Verwal-
tung oder weitere Rechte im Arbeitsrecht.

Beispiele für den Grundrechtsschutz

Wie sieht nun der Grundrechtsschutz innerhalb der EU 
aus? Am besten funktioniert er immer dann, wenn man 
ihn vor Gericht nicht sieht. Also wenn sich die jewei-
ligen Staaten und auch die EU-Organe an die Grund-
rechtsstandards halten, sodass die Gerichte nicht benö-
tigt werden. Das ist in vielen Bereichen mittlerweile der 
Fall. Entwicklungen gibt es gegenwärtig zum Beispiel im 
Bereich des Datenschutzes. Hier erklärte der EuGH in 
der Rechtssache Digital Rights Ireland (C-293/12) eine 
EU-Richtlinie für ungültig, weil diese eine zu weitrei-
chende Vorratsdatenspeicherung vorsah und damit die 
Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger auf Privat-
sphäre (Art. 7 Grundrechtecharta) und den Schutz der 
persönlichen Daten (Art. 8 Grundrechtecharta) verletzte. 
Später präzisierte der EuGH im Urteil Tele2 Sverige AB 
(C‑203/15) diese Rechtsprechung.

„Mit dieser Charta der Grundrechte 
verfügt die Europäische Union (...) über 
eine Zusammenstellung von Grundrechten, 
persönlichen und wirtschaftlichen 
Freiheiten sowie sozialen Rechten, die 
für Bürgerinnen und Bürger gilt.“
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Ausblick

Die EU wird auch in Zukunft eine Rechtsgemeinschaft 
bleiben. Denn nur wenn die EU eine solche Rechtsge-
meinschaft ist, kann die Zusammenarbeit der Mitglied-
staaten reibungslos funktionieren, wie der Gerichtshof 
etwa in einer Entscheidung zum europäischen Haft
befehl betont hat (C 216/18 PPU).

Der bestehende rechtliche Rahmen, etwaige zukünf-
tige Anpassungen dieses Rechtsrahmens im Zuge von 
Vertragsänderungen sowie eine weiterhin integrative 
Rechtsprechung des EuGH können entscheidend 
dazu beitragen, den Zusammenhalt der Union auch in 
schwierigen Zeiten zu fördern. Hierfür wird es allerdings 
erforderlich sein, auch zukünftig eine angemessene 
Balance zu wahren zwischen erforderlicher und wün-
schenswerter Integration einerseits und berechtigten 
Interessen der Mitgliedstaaten sowie Beibehaltung der 
Vielfalt andererseits. Beides ist im Interesse der Bürge-
rinnen und Bürger.

Die Entwicklungen im Bereich des Rechts seit dem 
Inkrafttreten der Römischen Verträge haben gezeigt, 
dass die EU ein Vorbild dafür ist, wie sich ein Rechts-
system auf verlässliche Weise international erfolgreich 
etablieren kann. Die Entwicklung, die Europa dabei 
genommen hat, ist weltweit einzigartig und von großer 
Bedeutung. Geschaffen worden ist ein Raum des Rechts, 
der die Freiheiten der Bürgerinnen und Bürger achtet 
und schützt, aber dennoch die notwendigen Entwick-
lungspotenziale voll ausschöpft.

Für das 21. Jahrhundert bedeutet dies, dass Europa 
vor allem dann stark bleibt, wenn es sich an seinen 
Grundwerten orientiert. Da Europa gerade wegen seiner 
Freiheiten und Bürgerrechte so erfolgreich ist, ist das 
europäische Rechtsmodell schon heute ein Vorbild für 
Staatengemeinschaften in anderen Regionen der Welt 
und wird dies auch weiterhin bleiben, wenn es seine 
Dynamik und Innovationskraft beibehält.
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